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Einleitung. 

Das rasche und starke Anwachsen der Städte, welches 
seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts in fort und fort 
sich mehrender Weise erfolgt ist, ruft neben ernsten so- 
cialen und wirtschaftUchen Fragen gesundheitliche Be- 
denken wach. Das Ansammeln vieler Tausende nach 
Verdienst suchender Menschen auf engem Kaimi wirkt 
um so ungünstiger, als die Mehrzahl der Zuziehenden auf 
niederer Kulturstufe steht, zu den wirtschaftlich Schwa- 
chen zählt und an das Leben in den Städten sieh erst 
gewöhnen muß. Gleichzeitig führt die räumhche Ver- 
größerung der Stadt nachteilige Erscheinungen herbei. 
Die Wirkung der Winde mit ihrem die Luft reinigenden, 
in Sommernächten Kiihlung bringenden Einfluß nimmt 
in der Richtung des Stadtkerns ab, weil die vielen der 
Luftbewegung sich entgegenstellenden Hindemisse infolge 
der Reibung die Kraft der Winde um so mehr verringern, 
je schwächer sie von vornherein war. Die oft unheilvolle 
Wirkung der Stürme wird daher nur im geringen Maße 
herabgesetzt, der' schwache, uns willkommene Wind da- 
gegen seines nützHchen Einflusses mehr oder weniger be- 
raubt. Zwar kommt durch den Windschutz eine ziemlich 
erhebliche Abschwächung der Winterkälte zustande, aber 
die Sommerglut vermag sich bei enger Bauart im Stadt- 
kern gelegenthch zur Unerträghchkeit zu steigern, weil 
die nächtliche Auskühlung bei windstillem Wetter man- 
gelt oder gering bleibt, daher der Wärmegrad in den 
Straßen, namentlich aber innerhalb der Gebäude eine 
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ständig zunehmende Erhöhung erfährt. Ferner wachsen 
mit dem Erblühen des Handels und der Gewerbtätigkeit 
das Verkehrsgeräusch, der Verkehrsstaub, die von den 
Betrieben ausgehenden Störungen und sonstigen Schäd- 
Uchkeiten, welche namentlich die Reinheit der Stadtluft 
ungünstig zu beeinflussen pflegen. Je weiter die Stadt 
sich dehnt, je höher der Wert ihrer Grundstücke steigt, 
um so mehr werden die Bewohner ihrer Innengebiete von 
der Natur entfernt und ihr entfremdet. Der Aufenthalt 
und die Körpertätigkeit im Freien, das Ergehen in Wald 
imd Feld, das Erklettern steiler Hänge u. a. wird bald 
erschwert, bald verhindert durch das Fehlen oder die 
Verkleinerung der Hausgärten, durch die Entfernimg 
der Stadtmitte von der freien Natur, durch die Bebauung 
der etwa vorhandenen Berghänge, durch die Ausbildung 
sanft ansteigender Straßen und Wege an ihnen, welche 
der wachsende Verkehr erheischt. Diese Nachteile wirken 
um so bedeutungsvoller, als der Beruf den Städter an 
den geschlossenen Raum zu fesseln pflegt, kraftvolle Be- 
wegung im Freien gegenüber der geistigen oder sonst bei 
Körperruhe erfolgenden Berufstätigkeit ein dringendes 
Bedürfnis zur Erhaltung der Gesundheit und Leistungs- 
fähigkeit bildet. 

Zu diesen schädlichen Einflüssen gesellten sich im 
Beginn der Abwanderung xmseres Volkes vom Lande nach 
den Städten weitere ernste Mißstände : Das Unterbringen 
des unerwarteten Zuwachses der Bevölkerung stieß auf 
Schwierigkeiten, Wohnungsenge und Wohnungsnot mit 
ihren oft trostlosen Folgeerscheinungen stellten sich ein. 
Die hierdurch entstehende Gefahr einer raschen und wei- 
ten Verbreitung der ansteckenden Krankheiten, ihrer 
Entwicklung zu Volksseuchen, wuchs in drohender Weise 
durch die zum Teil mangelhaften, zum Teil dem raschen 
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Anwachsen der Bevölkerung nicht anschmiegbaren Ein- 
richtungen für die Wasserversorgung, die Entwässerung 
und Reinerhaltung der Städte. Es kam zu hochgr^adigen 
Verunreinigungen desjenigen Bodens, aus dem man das 
Trinkwasser entnahm; der Typhus wurde hierdurch zu 
einer bleibenden Erscheinung, die Buhr und die Cholera 
verbreiteten sich bei jedem Auftreten in erschreckender 
Weise. Diesem Übel haben gerade die wirtschaftlich 
stärksten Gemeinwesen, die Großstädte, am ehesten zu 
steuern vermocht, indem es der Mehrzahl von ihnen ge- 
lang, die Ansprüche der Hygiene an die Wasserversor- 
gung, die Abwässer- und Abfallstoff-Beseitigüng und die 
Reinerhaltung der Wasserläufe in vollkommener Weise 
zu erfüllen. Auch die verheerende Wirkung der eigent- 
lichen Berufskrankheiten und Volkskrankheiten hat man 
auf ein erträghches Maß herabzusetzen gelemt,«nachdem 
ihre Ursachen erkannt waren. So gilt es gegenwärtig und 
in Zukunft hauptsächlich, den oben geschilderten, durch 
das Anwachsen der Städte und ihrer Bevölkerung ent- 
stehenden Nachteilen entgegenzuwirken, gleichzeitig aber 
ihr Wohnwesen zu einem gedeihKchen zu gestalten, das 
Auftreten der Wohnungsenge und der Wohnungsnot auch 
für Zeiten hoher Blüte des Handels »und der Gewerbtätig- 
keit wirksam zu verhindern. 

Allerdings vermag der Städtebau allein es nicht, die viel- 
fältigen Nachteile des Stadtlebens in wirksamer Weise zu be- 
kämpfen. Vielmehr ist es erforderlich, daß die Lebensweise 
des Städters hierzu beitrage, wenn die kommenden Geschlech- 
ter unseres Volkes vor Entartung bewahrt werden sollen. Vor 
allem ist es erforderlich, die Unruhe, Hast und Rastlosigkeit 
des Geschäftslebens zu mindern, der Überbürdung der Schul- 
jugend entgegenzuwirken, die Vergnügungen so zu gestalt-en, 
daß sie zu einer wirklichen Erholung von anstrengender Tätig- 
keit werden. Ferner sind die bittere Not der armen und die 
Entbehrungen der unter unzureichendem Einkommen lei- 
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denden Teile der Bevölkerung zu lindern» das allzu üppige 
Leben anderer zu bekämpfen. Das Kind aber ist zu erziehen 
zur Abhärtung, Entsagung und Selbstzügelung, damit es 
nicht der Verweichlichung wie der Genußsucht und ihren Folge- 
erscheinungen verfalle; die Jugend zu lehren, in der Freude 
an Leibesübungen und Naturgenuß ein Gegengewicht zu 
suchen gegen die oft unvermeidbaren Überanstrengungen der 
geistigen Fähigkeiten sowie gegen den Daueraufenthalt im 
geschlossenen Räume. Und zwar ist eine solche Erziehung und 
Belehrung den auf den unteren und mittleren Kulturstufen 
stehenden Schichten der Städter nötiger noch als den auf hoher 
Kulturstufe befindlichen Kreisen. Denn im allgemeinen findet 
man heute die zur Zügellosigkeit ausartende Genußsucht nir- 
gends häufiger als unter den jugendlichen Arbeitern und den 
Kindern der Emporkömmlinge, während reges Geistesleben zu- 
meist vor dem XJberwuchem der Sinnlichkeit Schutz gewährt. 
Auf die Gestaltung der Sterblichkeitsverhältnisse in. Stadt 
und Land darf der Bürger gegenwärtig bereits mit Befrie- 
digung blicken. Die großen Unterschiede, welche zuungun- 
sten der Städte noch vor einem Menschenalter vorhanden 
waren, sind stark gemindert, in einzelnen Gauen Deutsch- 
lands, z. B. in der Provinz Hannover, geschwunden, die Sterb- 
lichkeit ist in den Städten allgemein ganz erheblich zurück- 
gegangen. Es ist dies einerseits der oben geschilderten Be- 
kämpfung der ansteckenden Krankheiten wie der Gewerbe- 
krankheiten und der erhöhten ärztlichen Kunst überhaupt zu 
danken, anderseits den vielfältigen Errungenschaften der Ge- 
sundheitslehre und -pflege auf allen Lebensgebieten, die gegen- 
wärtig dem Städter nfehr zugute kommen als dem Durch- 
schnitt der Landbevölkerung., Die Erhöhung des Sinnes für 
Hautpflege und allgemeine Reiulichkeit, die bessere Ausbil- 
dung der gesamten Fähigkeiten des Körpers und Geistes, 
die zweckmäßigere Ernährung und Kleidung, namentlich des 
Kindes, fallen hierbei besonders ins Gewicht. Die Fortschritte 
auf der Mehrzahl dieser Gebiete konnten rasch ausgenützt 
werden, weil wesentliche Hemmnisse diesem Vorgehen nicht 
entgegenstanden. Dagegen vermögen die Errungenschaften 
auf den Gebieten des Städtebaus und Wohnungswesens nur 
langsam zur Geltung zu gelangen, weil das Vorhandene viel- 
fach unzweckmäßig oder unvollkommen ist, die in ihm stecken- 
den hohen Geldwerte aber seine rasche Beseitigung und da- 



Einleitung. 9 

mit den Ersatz durch Besöered verhindern. Trotzdem gilt es, 
die Theorie dieser Gebiete tunlichst rasch zu vervollkonunnen, 
damit nicht durch das neu zu Schaffende dem Fortschritt 
weitere Schranken errichtet werden. 

Ais die Erscheinung des Abwandems der Landbevölke- 
lung nach den Städten neu war und die hierdurch geschaffe- 
nen Mißstände in ihrer schroffsten Form hervortraten, ist von 
manchen Seiten versucht oder doch danach gestrebt worden, 
sowohl dieses Abwandern zu verhindern, als das Wachstum 
der Städte zu bekämpfen. Ein solches Vorgehen konnte und 
kann kaum zum Ziele führen. Die „Stadtflucht"' der Land- 
arbeiter ist in erster Linie begründet durch die Aussicht auf 
ständige Arbeit und höheren Lohn. Daß diese Lohnerhöhung 
nicht immer eine Besserung der Lebenshaltung bedeutet, ver- 
mögen die Abwanderer nicht oder erst dann einzusehen, wenn 
es zu spät ist. Immerhin werden sie auch jetzt noch der Hoff- 
nung sich hingeben, wenigstens für das Vorwärtskommen 
ihrer Kinder in der Stadt besser sorgen zu können, und die 
vielen Vorteile, welche die Stadt bietet, pflegen der Landbevöl- 
kerung in die Augen zu springen, die Nachteile des Stadt- 
lebens sich ihr erst nach Jal^n fühlbar zu machen. Vor 
allem aber vermag die Landwirtschaft stets nur einem Bruch- 
teil des Zuwachses der Landbevölkerung dauernde und loh- 
nende Beschäftigung zu bieten. 

Die wirtschaftlich besser gestellten Landbewohner aber 
pflegen in der Stadt zu finden, was sie dort suchten: günstige 
Gelegenheit in den Schulen, Fachschulen und Hochschulen, 
oder im Beruf mehr zu lernen, als es im Dorfe möglich ge- 
wesen wäre; als Geschäftsleute einen größeren Wirkungsk^is 
zu erzielen, als Beamte, Angestellte, Techniker, Ärzte u. a. 
Stellung zu finden. Es ist weder denkbar, noch volkswirt- 
schaftlich von Nutzen, diese bald mehr bald weniger gut be- 
gründete „Stadtflucht" zu verhindern. Denn die Landwirt- 
schaft vermag fast nur den Erben von Grundbesitz oder ver- 
mögenden Pächtern günstige Auasichten für ihr Vorwärts- 
kommen zu bieten, während die Zahl der Händler und Hand- 
werker in den Dörfern — wie allgemein — sich nur im Ver- 
hältnis zur Einwohnerschaft vermehren darf. Erst die neuer- 
dings sich geltend machende Entwicklung der Großindustrie 
auf dem Lande hat diese bis gegen das Ende des vorigen Jahr- 
hunderts ziemlich allgemein bestehende Sachlage geändert. 
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Gegen das Kleinhtilten der Städte aber sprechen die 
Interessen der Kultur, des Handels und der Gewerbtätigkeit. 
Seit dem Altertume sind die Städte die Bildungsstätten der 
Völker gewesen; je mehr sie wachsen, um so mehr vermögen 
sie für das Steigen der Kultur zu leisten, eine um so höhere 
Anregung pflegt von ihnen auszugehen für die Schulung des 
Volkes, seine wirtschaftlichen, technischen, wissenschaftlichen^ 
und künstlerischen Leistungen. Wo, wie in Deutschland, eine 
Beihe von Städten im edlen Wettbewerb um diese hohen 
geistigen Güter steht, darf das Volk vertrauensvoll in die Zu- 
kunft blicken. Im Wettbewerb kann es nicht unterhegen, 
solange der äußere und innere Frieden ihm gewahrt bleibt. 

Daher gilt es, mit Ruhe und Ernst an die Beseitigung 
oder Minderung derjenigen Mängel zu treten, welche mit 
dem Wachsen der Städte sich eingestellt haben, sowohl 
Sorge zu tragen, daß der Handel und die Gewerbtätigkeit 
innerhalb der Städte geeignete Stätten finden, wo sie ihre 
höchste Blüte zu erreichen vermögen, als auch das Wohl- 
befinden und Wohlbehagen der Bürger vor Beeinträch- 
tigungen und Schädigungen zu schützen, ihre dauernde 
körperliche und geistige Leistungsfähigkeit sicherzu- 
stellen. 



Die Trennung der Gebiete für den 

Handel und für die Gewerbtätigkeit 

von den Wobnstätten. 

Die hohe Blüte der Städte, welche seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts sich in fast allen Kulturländern ent- 
wickelt hat, verdanken sie in erster Linie dem Handel 
und dem Gewerbfleiß ihrer Bürger. Sie riefen nicht nur 
das rasche Wachstum hervor, sondern boten auch die 
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Geldmittel, den neu herantretenden Anforderungen an 
die Erweiterung, Durchbildung und (Jesundung der 
Städte genügen zu können, schafften die hohen Werte, 
welche heute im städtischen Grundbesitz stecken. Wollen 
die Städte auch künftig gedeihen, dann ist es daher not- 
wendig, den Handel, das Kleingewerbe imd das Groß- 
gewerbe in jeder Weise zu fördern, ihrer Entwicklung 
freie Bahn zu schaffen, jedes Hemmnis ihnen fem zu halten. 
Anderseits bedürfen die Stadtbewohner des Schutzes gegen 
die oben bereits erwähnten Schädigungen, welche vom 
lebhaften Geschäfts- imd Warenverkehr wie von der 
Mehrzahl der Betriebsstätten ausgehen. 

Bisher hat man diesen Schutz durch mehr oder we- 
niger weitgehende Bestimmungen der Verkehrsordnung, 
der Bauordnimg und der Gewerbeordnung zu erzielen ge- 
sucht. Aber man vermochte trotz allem guten Willen 
nichts Vollkommenes zu erreichen, weil man dem Blühen 
und Gedeihen des Handels und der Gewerbtätigkeit nicht 
Fesseln anlegen durfte. Ausschließlich die ärgsten Miß- 
stände ließen sich beseitigen, und dieses gelang nur durch 
oft erhebliche Opfer der Werkbesitzer. So ist in der Mehr- 
zahl deutscher Städte ein unerfreulicher Zustand ge- 
schaffen worden. Die Bewohner leiden unter dem Ge- 
räusch und dem Staub, die von den Verkehrsadern und 
den Betriebsstätten ausgehen; die Luft der Städte wird 
verunreinigt durch deren feste und gasförmige Abgänge, 
ihre Sauberkeit sowohl durch den Staub beeinträchtigt 
wie durch den Ruß, welchen die Schornsteine der Be- 
triebsstätten entsenden; der Reiz der Stadtbilder leidet 
hierdurch ebensosehr wie durch das Errichten von Werk- 
stätten, Lagerhäusern u. dgl. innerhalb der Wohngebiete 
oder gar der Landhausviertel. Dabei sehen sich der Kauf- 
herr, der Werkbesitzer und der Handwerker räumhch be- 
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engt in ihrem Schaffen, während lästige Verordnungen 
ihre Betriebe verteuern, ihre Schaffensfreude lähmen, ihre 
wertvolle Zeit unnütz in Anspruch nehmen. Niemandem 
ist gedient. Ein fortwährender Kampf zwischen den 
Werken und ihren Nachbaren ist entstanden, der stets 
nur zu -gegenseitigen Zugeständnissen, nie zu einem ge- 
deihlichen Ende führen kann. Denn selbst dort, wo die 
Werke schließlich weichen, um in den Außengebieten 
eine geeignetere Stätte zu suchen, pflegt er sich nach 
etlichen Jahren oder Jahrzehnten auch dort zu erneuern.. 
Wandern aber die Betriebe in mehr oder weniger ent^ 
femte Gemeinwesen ab, dann verlieren die Städte nicht 
nur an Steuerkraft, sondern es bleibt auch schUeßhch 
nirgends eine Stätte, wo der Großstädter an Feiertagen 
die Schönheit der Natur voll zu genießen vermag. 

Allerdmgs ruft das Abwandern der Betriebe für die Land- 
gemeinden erhebliche wirtschaftliche Vorteile herbei, indem 
ihre Grundstückswerte steigen, lohnende Arbeit sich bietet, 
ihrem Handel und Gewerbfleiß neue Absatzgebiete sich öffnen. 
Auch für Badeorte, Kurorte, reizvolle Residenzen, Villen- und 
Sommerfrischorte kann dies Abwandern willkommen sein, 
weü ihr wirtschaftlicher Lebensnerv in der Femhaltung jeg- 
licher Schädlichkeiten und häßlicher Eindrücke beruht, ihre 
Eigenart durch das Großgewerbe völlig verloren gehen kann. 

Den Industriestädten, Großstädten und aufstreben- 
den Mittelstädten wie ihren Bürgern aber wird mit diesem 
Abwandern nur selten gedient. Für sie ist meines Er- 
achtens nur dadurch eine vollkommene Besserung der 
bestehenden Verhältnisse zu erreichen, daß man dem 
Handel imd der Gewerbtätigkeit gesonderte, für sie in 
jeder Beziehung geeignete Ansiedlungsgebiete anweist und 
ihnen hier volle Entwicklungsfreiheit gewährt. Denn die 
von ihnen ausgehenden Schädhchkeiten kommen hier ent- 
weder überhaupt nicht zur Geltung oder verheren doch 
ihre nachteilige Bedeutung. 
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A. Das Geschäftsyiertel. 

Das Geschäftsviertel wird in jedem Einzelfall ein durch- 
aus eigenartiges Gepräge zu erhalten haben: In einer 
Hafenstadt wird es ganz wesentlich anders zu gestalten 
sein als in einer Binnenstadt; in den eigentlichen Handels- 
plätzen anders als in Industriestädten; in den Groß- 
städten ersten Ranges anders als in weniger bedeutungs- 
vollen Städten. An dieser Stelle können nur diejenigen 
Gesichtspunkte herausgehoben werden, die bei seiner An- 
lage und Durchbildung allgemeine Beachtung verdienen. 

Stets hat das Geschäftsviertel sowohl die oft umfang- 
reichen Gebäude der Großhandlungen mit ihren Lager« 
häuÄem und offenen Lagerstätten, wie die großen Kauf- 
häuser, deren sämtliche Geschösse Geschäftszwecken die* 
nen, als auch diejenigen Gebäude zu umfassen, in deren 
Erdgeschossen sich Schauläden, Lagerräume oder Ge- 
schäftszimmer befinden, während die Obergeschosse 
äußer diesen oder ausschUeßlich Wohnungen enthalten* 
Auch die Bankhäuser, Gasthöfe, Gastwirtschaften und 
diejenigen Gewerbebetriebe sollen in ihm Unterkunft 
finden, von denen nur geringfügige Ruhestörungen oder 
andere Schädigungen ausgehen. 

Da die Zahl und der Umfang dieser Gebäude im an- 
nähernd gleichen Verhältnis wie die Einwohnerzahl zu- 
zunehmen pflegt, so muß das Geschäftsviertel derartig 
durchbildet werden, daß seiner Ausdehnungsfähig- 
keit keine Hindernisse in den Weg zu treten vermögen. 
Auch sonst ist eine örtliche scharfe Umgrenzung 
dieses Stadtviertels durchaus nicht am Platze. Viel- 
mehr muß es verschiedene größere Gebiete vollständig 
einnehmen, daneben aber seine Zweige durch die ganze 
Stadt erstrecken, bald Knotenpunkte bildend, bald nur 
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die Verkehrsadern und die durch ihre Kreuzungen ent- 
standenen Plätze einnehmend. Das Verkehrsadernetz 
hat zugleich die vollkommene Verbindung aller Teile 
dieses Gebiets bis in die Vororte hinein herzustellen. 

Naturgemäße Stätten für das Geschäfts- 
viertel sind die Altstadt und die ihr nahegelegenen 
Gebietsteile, die Umgebung der Bahnhöfe, der Häfen 
und der Zollerhebungsgebäude. Die Postämter und Tele- 
graphenämter sollen in ihm eine tunlichst gleichmäßige 
Verteilung finden, ihre Hauptgebäude inmitten der wich- 
tigen Knotenpunkte der Greschäftsviertel gelegen sein. 
Während in den aufgeführten Gebieten der Großhandel 
seinen Sitz zu nehmen pflegt, ist ein Teil des Kleinhandels 
und des Kleingewerbes gezwungen, den Neusiedlungen 
zu folgen, um Absatzgebiete für seine Waren oder Be- 
schäftigung für seine Arbeiter zu finden. Diese Ge- 
schäfte und Betriebe haben bislang die Wohn- 
gebiete völlig durchsetzt und dadurch man- 
nigfache Nachteile für letztere hervorgerufen: 
Von ihrer Mehrzahl geht eine erhebUche Unruhe aus; so 
von den Werkstätten der Schlosser, Spengler und Schrei- 
ner. Atrch das Offnen und Schließen der Kisten, das 
KoUen der Fässer, welches meist in den Höfen der Hand- 
lungen erfolgt, erweckt gelegentlich Geräusche, unter 
denen die Anwohner zu leiden haben. Ein einziges solches 
Geschäft vermag einem ganzen Baublock die Euhe zu 
rauben, das Offnen sämtlicher nach den Höfen und Haus- 
gärten gerichteter Fenster auch dann zu vereiteln, wenn 
ihr Offenhalten für die Lüftung und Kühlung der BÄume 
erforderhch oder willkommen wäre. Femer wächst durch 
das Vorhandensein der Geschäfte der Lastverkehr in den 
Wohnstraßen erheblich; die von ihm ausgehenden Nach- 
teile erhöhen sich für sämtliche Anwohner. Endhch leidet 
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die Gestaltung des Innern der Baublöcke, denn die Mehr- 
zahl der Betriebe bedarf der Hintergebäude, um in ihnen 
Werkstätten und Lagerhäuser unterzubringen. Sie schie- 
ben sich oft in großer Tiefe zwischen die Gärten, rauben 
ihnen und den Nachbargebäuden Sonnenlicht und Son- 
nenwärme, verderben ihre Luft durch staubförmige oder 
gasförmige Abgänge, nehmen durch ihre kahlen Giebel, 
Brandmauern und häßlichen Höfe dem vorher von Gär- 
ten erfüllten Blockinnern den Reiz und stören seinen 
Frieden. Siedeln sich mehrere Geschäfte im gleichen Bau- 
block an, dann pflegen sie seine Eigenart zu ändern, in- 
dem sein Inneres aufgeteilt wird in lichtarme Einzelhöfe, 
den verbleibenden Gärten ihre Frische und jeder Reiz 
genommen wird. 

Darum ist es erforderUch, diesem Einschiebe^ der^Ge- 
schäfte in die Baublöcke der Wohngebiete entgegen- 
zuwirken. Das geht nur an, indem man ihnen geeignetere 
Ansiedlungsstätten weist, in denen ihnen volle Ent- 
wicklungsfreiheit geboten wird, während tunlichst weit- 
gehende Bestimmungen der Bauordnung imd Grewerbe- 
ordnung das Errichten von Betrieben in den Baublöcken 
der Wohngebiete dann erschweren, wenn von ihnen die 
geschilderten Benachteiligungen auszugehen vermögen. 

Zu diesem Zweck ist von mir seinerzeit der Vor- 
schlag ausgegangen und seit einer Reihe von Jahren 
dahin gewirkt worden, die sämtUchen Verkehrsadern der 
Städte, ihrer Erweiterungen imd Vororte, samt den von 
jenen berührten Baublöcken von vornherein amtlich zum 
Geschäftsviertel erklären zu lassen und diesen Straßen 
wie diesen Baublöcken eine Durchbildung zu geben, 
welche sie als Ansiedlungsstätte für Handlungen und 
Kleingewerbebetriebe besonders geeignet macht. Auch 
die Zahl und die Verteilung der Verkehrsadern innerhalb 
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der Wohngebiete muß eine diesem Zwecke entsprechende 
sein. Sie sollen gewissermaßen ein Netz bilden, auf deiö 
der Gleisverkehr, der Last-, der Fern- und der Durch- 
gangsverkehr flutet, während die in seinen weiten Ma- 
schen befindlichen Wohngebiete von ihnen verschont 
werden. Für die an diese Verkehrsadern stoßenden Bau- 
blöcke möchte ich empfehlen, daß sie eine ansehnliche 
Tiefe erhalten, um trotz der zu gewärtigenden Errich- 
tung zahlreicher Quer- und Kückgebäude, welche das 
Blockinnere in Einzelhöfe aufteilen, eine solche Größe 
der letzteren zu gewinnen, daß ihre Durchlüftung und 
Lichtfülle eine für Geschäftszwecke aller Art ausreichende 
bleibt. Zugleich wird hierdurch eine genügend weite 
Trennung der Wohnstraßen von den Verkehrsadern er^ 
zielt, um den von letzteren ausgehenden Staub kaum 
noch, das Verkehrsgeräusch nur gedämpft zu den Wohn- 
stätten gelangen zu lassen. Die Geschäfte bleiben dann 
den sämtlichen Wohnstätten ausreichend nahe, um Käu- 
fer und Auftraggeber zu finden, und der reichere Verkehr 
der ihnen dienenden Straßen führt ihnen neue Abnehmet 
zu. Die Verkehrsadern bilden zugleich die günstigste 
Gelegenheit zur raschen Beförderung der Waren und der 
Angestellten wie der Arbeitnehmer der Betriebe. So ist 
den Geschäftsleuten in jeder Weise gedient, während die 
Anlieger gern die etwas weiteren Wege zu den Geschäften 
in Kauf nehmen dürften, wenn sie dadurch vor allen von 
ihnen ausgehenden Benachteiligungen gesichert werden. 
Das Beisammenliegen der Geschäfte erleichtert außer- 
dem das Einkaufen und die Bestellungen so sehr, daß 
jener Mehraufwand an Zeit und Mühe sich zumeist da- 
durch ausgleichen dürfte. Ein weiterer Vorzug beruht 
darauf, daß das Verkehrsademetz sämtliche Gebiete des 
Geschäftsviertels verbindet und es dadurch genügend 
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einheitlicli gestaltet, um den Verkehr zwischen Groß- 
handel, Kleinhandel und Gewerbe zu einem ebenso raschen 
wie billigen zu machen, wodurch wieder ein großer Teil 
des Lastverjcehrs den Wohnstraßen fern gehalten wird. 

Die allgemeine Durchführung meines Vorschlags würde 
daher dem Handel und der Gewerbtätigkeit viele För- 
derungen bieten, ihrem Erblühen jedes Hemmnis wegräu- 
men und die Wohngebiete ausreichend gegen alle Benach- 
teiligungen schützen, die vom Geschäftsleben auszugehen 
vermögen. Eine solche zunächst in den Stadterweite- 
rungsgebieten durchgeführte Neuerung würde auch den 
älteren Stadtteilen insofern nützen, als der kaum zu be- 
zweifelnde günstige Erfolg zur Nacheiferung Anregung 
geben dürfte, mehr und mehr Wohngebiete geschaffen 
werden, in denen der Ruhebedürftige eine Stätte findet, 
deren Luftreinheit und Lichtfülle den Ansprüchen an 
Wohlbefinden und Wohlbehagen genügen, deren Höfe 
und Hausgärten den ästhetischen und gesundheitlichen 
Anforderungen gleich vorteilhaft entsprechen. Da die 
Wohngebiete der älteren Stadtteile im Laufe der Jahr- 
zehnte sich in Geschäftsviertel umzuwandeln pflegen, so 
würde eine Gesundung der bestehenden ungünstigen 
Sachlage nur eine Frage der Zeit sein. Wird aber in den 
Neusiedlungen keine Abhülfe von ihr geschaffen, dann 
dürften diese Übelstände mit dem Wachsen der Städte 
an Umfang wie an Wirkung immer mehr zunehmen und 
so schließlich zu einem unheilvollen Einfluß auf die Volks- 
gesundheit der Großstädte gelangen. 

Für das gesamte Geschäftsviertel eignet sich 
ausschließlich die geschlossene Bauweise. Sie hin- 
dert das Austreten von Betriebsgeräusch, staubförmigen 
und gasförmigen Schädlichkeiten aus dem Innern der 
Baublöcke auf die Straßen und in die Nachbarschaft, läßt 

Nußbaum, Die Hygiene des Städtebaus. 2 
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unschöne Einblicke in die Betriebshöfe vermeiden und 
bietet Gelegenheit, jedes Stück der hier besonders wert- 
vollen Straßenfronten vorteilhaft auszunützen. Auch 
sind dem Geschäftsleben die sich wiederholenden Lücken 
in der Gebäudeflucht oft nachteilig, weil sie den für den 
Sommerverkehr erforderhchen Schatten rauben, die Wege 
des Einkaufenden verlängern, die Übersicht der Schau- 
läden stören. 

Wirtschaftliche und gesundheitUche Gründe sprechen 
ferner dafür, eine zwar der Straßenbreite entsprechende, 
aber doch erhebliche Gebäudehöhe zuzulassen. Die 
hohen Grundwerte des Geschäftsviertels und der bedeu- 
tende Aufwand für die Landhergabe, die Befestigung und 
Unterhaltung seiner meist breiten Straßenzüge und seiner 
offenen Plätze fordern gebieterisch eine starke Aus- 
nützung der Grundstücke nach Höhe und Tiefe, und der 
Zweck der Mehrzahl der Geschäftshäuser erheischt sie 
ebenfalls. Vor allem aber ist es dringend notwendig, daß 
die Verkehrsadern im Sommer Schatten und Kühlung 
bieten. 

Das können sie nur, wenn die Haushöhe den Gebäude - 
abstand erheblich übertrifft und eine der Straßenfronten 
nördliche Himmelslage aufweist. Hierbei ist allerdings eine 
mäßige Abweichung nach Ost oder West belanglos. Da die 
großen Glasflächen in den Untergeschossen der Geschäfts- 
häuser für ausreichenden Tageslichteinfall Sorge tragen, eine 
Besonnung der Geschäftsräume in der Regel nachteilig zu 
sein pflegt und höchstens die lichtvollen Obergeschosse 
Wohnzwecken zu dienen pflegen, so steht diesem Vorgehen 
ein gesundheitliches Hindernis kaum entgegen. Die Mühen 
des Treppensteigens und Lastenemporschaffens fallen in Ge- 
schäftshäusern durch die Benutzung von Aufzügen teüs fort, 
teils werden sie auf ein erträgliches Maß herabgesetzt. 

Je nach den klimatischen Verhältnissen des Ortes 
wird zwar das Verhältnis der Gebäudehöhe zum Gebäude- 
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abstand ein etwas wechselndes sein müssen, im allge- 
meinen aber in Deutschland innerhalb der Geschäfts- 
viertel zwischen ^j^ und % ^^s Mindest- und Höchst- 
maß zu schwanken haben. 

Die Zulässigkeit einer beträchtlichen Geschoß- 
zahl muß allerdings außerdem von der Feuersicherheit der 
Geschäftshäuser und der Art jener durch Aufzüge gebotenen 
Arbeitserleichterung abhängig gemacht werden. Da jedes 
Greschäftshaus, ja jeder einzelne Geschäftsraum seine ur- 
sprüngliche Bestimmung wechseln kann, es sich infolgedessen 
nicht im voraus, bestimmen läßt, ob sie nicht gelegentlich zur 
Erzeugung, Lagerung oder Feilbietung feuergefährlicher Kör- 
per oder Stoffe benutzt werden, so ist allgemein die Vorschrift 
am Platze, daß jedes Geschäftshaus und jeder Geschäftsraum 
von vornherein einen hohen Grad an Feuersicherheit zu 
bieten haben. . Da femer die Aufzüge in hohen Geschäftshäu- 
sern gegenwärtig kaum noch fehlen, so dürften auch diese 
Hindemisse in Zukunft fortfallen. Die Bewährung der neu- 
zeitigen amerikanischen Greschäftshäuser, der Wolkenkratzer, 
in beiden Richtungen zeigt, wie weit man gehen darf, ohne 
wesentliche Nachteile hervorzurufen, sobald das Verhältnis 
des Gobäudeabstandes zur Gebäudehöhe an den Straßen wie 
in den Höfpn den klimatischen Verhältnissen des Ortes ent- 
sprechend gewählt wird. 

Der Ästhetik der Städte wird hierdurch gleich- 
falls eher genützt als geschadet. Denn die hohen, 
machtvoll wirkenden Geschäftshäuser entsprechen in 
ihrer geschlossenen Flucht der Eigenart des rasch pul- 
sierenden Geschäftslebens der Großstädte besser als jede 
andere Bauart, und die Abwechslung, welche sie gegen- 
über den Landhäusern und Wohnhäusern bieten, ruft 
einen erfreulichen Wechsel der Stadtbilder hervor. Nur 
Gebäude, deren Größe und Höhe zu den Verhältnissen 
des betreffenden Ortes oder Stadtviertels nicht passen, 
wirken fremdartig und unerfreulich, rufen unwillkürlich 
Widerspruch oder Spott in dem Beschauer hervor. So- 
lange ein machtvoll aufstrebendes Geschäftshaus mit der 

2* 
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Geschäftsverhältnissen des Ortes in Einklang steht und 
seine Architektur sich ihnen anschmiegt, pflegt es ihm 
dagegen zur Zierde zu gereichen. 

Läßt sich jene Himmelslage der Verkehrsadern 
nicht allgemein erreichen, was schwierig ist, weil die Ver- 
kehrsrichtung ausschlaggebend für die Führung dieser 
Straßen bleibt, dann können die Ansprüche an den Ver- 
kehrsschatten und die Kühlhaltung nur dadurch befrie- 
digt werden, daß man den Straßenlinien die erforderliche 
Bewegung, also kräftige Kurvenführung oder Brechungen 
gibt. Im allgemeinen wird dem Verkehr allerdings am 
meisten genützt durch die Führung der Straßen in 
schlanken Kurven. Aber auch weniger schlanke Kurven 
und mäßig starke Brechungen der Straßenlinie sind an- ^ 
gängig, ohne erhebliche Zeitverluste hervorzurufen oder 
die Übersichtlichkeit der Straße zu verringern. Eine 
solche Gestaltung der Straßenfluchtlinie besitzt den 
großen Vorzug, daß die Schauläden und Geschäftsfirmen 
weit wirkungsvoller hervortreten als bei annähernd gerad- 
liniger Straßenführung. Die Geschäftsstraßen der Alt- 
stadt Cölns a. Rh. bieten nach diesen Richtungen treff- 
liche Vorbilder, während die zumeist geradlinigen Straßen 
Berlins erhebliche Mängel aufweisen. 

Die Bauordnung sollte im Geschäftsviertel 
nicht nur in dem bereits geschilderten Sinne, sondern 
auch sonst weitgehende Freiheiten gewähren. Die 
Grundstücke müssen unter allen Umständen so ausge- 
nützt werden können, wie das jeweilige Bedürfnis und 
die Eigenart des Geschäftes es erheischen. Mit schema- 
tischen Bestimmungen läßt sich im Geschäftsviertel 
nichts Erfreuliches erreichen. Von Fall zu Fall nur kann 
vollkommen beurteilt werden, ob berechtigte Ansprüche 
der Hygiene Berücksichtigung erheischen. Nur für die 
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zu ständigem Aufenthalt von Menschen und zu Wohn- 
zwecken dienenden Räume ist dies der Fall. Für die eigent- 
lichen Geschäftsräume treten geschäftstechnische und 
wirtschaftliche Notwendigkeiten in den Vordergrund. 
Zwischen ihnen und den gesundheitlichen Forderungen 
muß daher vermittelt werden. So kann z. B. anstandslos 
gestattet werden, daß die Untergeschosse der Geschäfts- 
häuser die ganze Grundstücksfläche oder doch ihren 
größten Teil bedecken, indem man die Haupthöfe mit 
Glasdach versieht, nur die Nebenhöfe oder diejenigen Teile 
der Haupthöfe offen läßt, von welchen Küchen und Aborte 
Luft und Licht empfangen. Steht die Gebäudehöhe im 
richtigen Verhältnis zum Gebäudeabstand, dann ist es 
hygienisch belanglos, ob das Haus in wenige hohe oder 
in zahlreiche niedere Geschosse unterteilt ist. Ob AteUers, 
Speisesäle, Vorhallen, Geschäftstreppen u. dgl. ausschließ- 
lich durch Oberlicht erhellt werden oder auch Seitenlicht 
erhalten, ist gesundheitlich von geringer Bedeutung, wenn 
die Helligkeit nur für den betreffenden Zweck ausreichend 
gewählt wird. Für Nebenräume genügen künstliche Be- 
leuchtung und Lüftung, sobald deren Dauerbetrieb sicher- 
gestellt ist. Die dem Ortsklima angemessene Freilage der 
Fenster braucht nur für diejenigen Geschosse und Räume 
gefordert zu werden, welche zu längerem oder ständigem 
Aufenthalt von Menschen zu dienen bestimmt sind usf. 

Dagegen sind an die Feuersicherheit, den Komfort und die- 
jenige Durchbildung des Geschäftshauses erhöhte Ansprüche 
zu stellen, welche für die Sauberhaltung Bedeutung hat. 
Denn es wird ihr niemals diejenige Sorgfalt gewidmet werden, 
welche unter den Augen der Hausfrauen üblich ist. * Alle 
Raunrflächen sollten daher so eben, fugenfrei und undurch- 
lässig hergestellt werden, daß sie eine muhelose Reinigung mit 
feuchten Tüchern gestatten. Dem Entstehen wenig zugäng- 
licher Schmutzwinkel ist tatkräftig entgegenzuwirken. Die 
durch solche Anforderungen entstehenden Anlagekosten wer- 
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den durch die geschilderten Vergünstigungen reichlich auf- 
gewogen, pflegen sich mit der Zeit auch dadurch bezahlt zu 
machen, daß die Instandhaltung und Reinigung des Gebäudes 
geringere Geldmittel erfordert, niedrigere Feuerversicherungs- 
prämien zu zahlen sind. Auf die gründliche Sauberhaltung 
der Geschäftshäuser mit ihrem lebhaften Verkehr und dem 
Zusammenfluten von Menschen aus den verschiedenen Stadt- 
teilen hat die Hygiene den größten Wert zu legen, während 
die Ansprüche an die Wärmeverhältnisse, die Lüftung und 
Beleuchtung der Geschäftshäuser auf künstlichem Wege um 
so besser erfüllt werden können, je größer das Haus wird. Die 
gewaltigen Geschäftshäuser Amerikas bieten auch hierfür ein 
anschauliches Beispiel. Die Gesamtkosten für ihre Anlage und 
ihren Betrieb sind so bedeutend, daß neben ihnen auch ein 
hoher Aufwand für die Heizung, Kühlung, Lüftung und künst- 
liche, Beleuchtung belanglos wird, während die sowieso in 
jedem Hause erforderlichen maschinellen Anlagen leicht auch 
diese Nebenaufgaben mit übernehmen, ja für den weitgehend- 
sten Komfort Sorge tragen können. 



B. Das Stadtviertel für das Großgewerbe und sonstige 
störende Betriebe. 

Das Gewerbeviertel bedarf einer möglichst vollkom- 
menen Sonderung von den Wohngebieten, damit 
die von ihm ausgehenden Schädlichkeiten nicht zu Be- 
lästigungen der Anwohner zu führen vermögen. Da man 
anderseits wünschen wird, auch Wohnungen für Arbeit- 
nehmer in einiger Nähe zu haben, weil nicht jeder 
Arbeiter in der Lage oder gewillt ist, weite Wege oder 
Fahrten zu und von der Arbeitsstätte zurückzulegen, 
so empfiehlt es sich, an beiden Flanken des Gewerbe- 
viertels ausreichend weite Gelände für das Errichten 
von Häusern mit Kleinwohnungen vorzusehen. Im 
übrigen ist für eine rasche und bilHge Personenbeförde- 
rung sowie für gute Verbindungen für Kadfahrer und 
Fußgänger zwischen dem Gewerbeviertel und samt- 
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liehen Wohngebieten der Stadt wie ihrer Vororte Sorge 
zu tragen. 

Die Lage des Gewerbeviertels ist aus gesund- 
heithchen Gründen derart zu wählen, daß die vorherr- 
schenden Winde von den Wohngebieten zum Gewerbe- 
viertel gerichtet sind, weil dann dessen Abgase u. a. tun- 
hchst wenig Schädigungen hervorrufen. In der nord- 
deutschen Tiefebene pflegt im Nordosten der Stadt der 
günstigste Platz zur Anlage des Grewerbeviertels zu sein. 
In den Berggebieten und Küstenländern sind die Ortswinde 
zu berücksichtigen, weil sie entscheidend für das Zustande- 
kommen von Rauchschäden u. a. zu werden vermögen. 
Wirtschaftliche Grundbedingungen für die ge- 
deihhche Entwicklung des Gewerbeviertels sind volle 
Ausdehnungsfreiheit und günstige Verkehrs- 
verhältnisse. Das Aufblühen der Gewerbe nimmt oft 
einen unerwartet raschen Gang. Es ist daher Erfordernis, 
daß auf Meilen freies Hinterland für die Ausdehnung des 
Gewerbeviertels zur Verfügimg steht, nicht andere Ge- 
meinwesen, fiskahsche Waldungen, Seen u. a. ein Hemm- 
nis bilden. Mit den Sitzen des Großhandels, den Häfen 
und Güterbahnhöfen sind gute Verbindungen notwendig. 
Das Gelände selbst soU mögUchst eben sein, damit der 
Güterverkehr mit geringstem Kostenaufwand und größter 
Beschleimigung zu erfolgen vermag. Gleisstraßen sind 
ein unbedingtes Erfordernis; Wasserstraßen bedeuten 
einen wesentlichen Vorzug. Sie, wie die Fahrstraßen und 
Fußwege bedürfen einer wohldurchdachten Anordnung. 
Die Gleisbahnen oder Wasserstraßen werden 
zweckmäßig durch die Mitte der Baublöcke geführt, da- 
mit sie von den beiderseits gelegenen Höfen der Betriebe 
zugänghch sind. Die Ausbildung kleiner Häfen oder Zu- 
fuhrgleise für die größeren Werke gestaltet sich an dieser 
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Stelle einfach und stößt kaum je auf Schwierigkeiten. 
Auch der Betrieb pflegt hier ohne Verkehrsstörungen vor 
sich zu gehen. Für sämtliche Straßen des Gewerbevier- 
tels empfiehlt es sich, beiderseits Fahrbahnen anzu- 
ordnen und sie fast unmittelbar an die Fronten der Werke 
heranzuführen, indem nur ganz schmale Fußwege ver- 
bleiben. Der Last verkehr von und zu den Werken ge- 
staltet sich dann verhältnismäßig einfach und sicher. 
Die Gleise für Straßenbahnen, die Haupt fußwege 
und Radfahrwege erhalten dann ihren Platz zwischen 
den beiden Fahrbahnen, und es ist zu wünschen, daß 
Baumreihen in diesem Mittelteil so angeordnet werden, 
daß sie Radfahrern und Fußgängern im Sommer Schatten 
spenden. Für den Mittagsverkehr ist dies um so mehr ein 
Erfordernis, als die Mehrzahl der Gewerbebetriebe in ihren 
Werkstätten während dieser Jahreszeit hohe Tempera- 
turen aufzuweisen pflegt, unter denen das Wohlbefin- 
den und die Leistungsfähigkeit der Beschäftigten leiden. 
An den Gebäudeseiten finden die Verkehrenden selten 
einen zusammenhängenden Schatten, weil die Gebäude- 
reihen große Lücken offen zu lassen pflegen. 

Die Größe der Baublöcke muß im Gewerbe- 
viertel allgemein eine beträchtliche sein. Doch unter- 
liegt das Bedürfnis einem starken Wechsel. 

Es dürfte sich daher empfehlen, zwar den Plan dieses Stadt- 
viertels frühzeitig aufzustellen, aber zunächst nur die Haupt- 
straßenzüge amtlich festzulegen, im übrigen sich dann später 
dem Bedürfnis anzuschmiegen; nicht aber die Werke zum An- 
passen an einen vollständig durchgeführten Bebauungsplan zu 
zwingen. 

Bauordnung und Gewerbeordnung sollen in 
diesem Stadtviertel der Entwicklung der Werke 
die denkbar größte Freiheit bieten. Ihr Augen- 
merk ist hauptsächlich der Sicherheit und der Wohl- 
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fahrt der Beschäftigten zuzuwenden, während die An- 
lieger nur einer geringen Berücksichtigung bedürfen. 

Wenn auch das Streben dahin gehen muß, die technischen 
Vervollkommnungen zur Verhütung von Rauchschäden, des 
Austretens von namhaften Rußmengen, von schädlichen Staub- 
arten oder Gasen zur Durchführung zu bringen, so wird dies 
für vorhandene Anlagen doch nur allmählich zu erfolgen haben. 
Neuanlagen werden allerdings von vornherein hierzu veran- 
laßt werden müssen, und es liegt zumeist in ihrem eigenen 
Interesse, diesem Zwang zu folgen, weil in der Mehrzahl der 
Fälle auch wirtschaftlicher Nutzen durch jene Vervollkomm- 
nungen erzielt wird. Ebenso ist eine Verunreinigung der öffent- 
lichen Gewässer durch die Betriebe hintanzuhalten. Nach 
allen anderen Richtungen kann aber jede lästige Beeinflussung 
in Fortfall kommen. 

Da heute in den industriereichen Städten die ver- 
schiedenartigsten Betriebe zerstreut inmitten der Wohn- 
gebiete gelegen zu sein pflegen, während bald mehr bald 
weniger Randgebiete, Außengelände und Vororte durch 
die Werke besetzt sind, so ist es nicht immer leicht, die 
Frage zu entscheiden, ob die Anlage eines Ge- 
werbeviertels einen erheblichen Nutzen zu 
schaffen vermag. Denn häufig werden Gebiete für 
dasselbe eingeräumt werden müssen, die bisher noch frei 
von Betrieben waren; unter Umständen wird hierdurch 
sogar der Kranz ganz oder nahezu geschlossen werden, 
mit dem das Großgewerbe die Stadt allmähUch umgeben 
hat. Haben günstige Verkehrs- oder Geländeverhältnisse 
die Veranlassung zur Gründung ausgedehnter Fabrik- 
viertel oder ganzer Fabrikstädte gegeben, dann ist es 
fraglich, ob jene Neuerung eine Verbesserung der be- 
stehenden Sachlage schaffen kann. Lassen sich dagegen 
auch in jenen Beziehungen Vorteile erreichen und han- 
delt es sich mehr um Werkgruppen als um große Bezirke, 
dann pflegt mit dem Errichten eines gesonderten Groß- 
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gewerbeviertels eine Gesundung der vorhandenen Miß- 
stände zu beginnen und sich zwar langsam, aber stetig 
zu vollenden. 

Denn die Erfahrung hat gelehrt, daß die mit Glück arbei- 
tenden Betriebe verhältnismäßig rasch einer weitgehenden 
Vergrößerung bedürfen, die bei ihrer Lage in bebauten Stadt- 
vierteln nur ausnahmsweise erreichbar ist. Da femer der Wert 
ihrer Grundstücke inzwischen ein hoher geworden zu sein 
pflegt, so ruft jenes Erfordernis meist ein Hinauslegen solcher 
Werke in nicht oder wenig bebaute Gebiete hervor, weil die 
Kosten der Neuerrichtung einigermaßen gedeckt werden durch 
den Verkauf des bisherigen Grundstücks. Wird den Werken 
ein in jeder Hinsicht geeignetes, zweckmäßig geplantes und 
durchbildetes Gewerbeviertel geboten, dann werden sie diese 
günstige Gelegenheit in der Regel dankbar benützen. Auch 
solche Werke, denen aus ihrer Lage Schwierigkeiten für den 
Betrieb und Privatklagen erwachsen, pflegen froh zu sein, 
diesen durch Abwandern in das Gewerbeviertel entgehen zu 
können, sobald der Erlös aus ihren Grundstücken die Kosten 
dieser Übersiedlung deckt oder ausreichend verringert. Ein 
Betrieb wird den andern na^hziehn. So ist die Befreiung der 
Wohnstadt von lästigen Betrieben und die Öffnung ihrer Rand- 
gebiete zur freien Entwicklung neuer Wohnstätten nur eine 
Frage der Zeit. Außerdem dürfen um so schärfere Bestim- 
mungen gegen die Belästigungen imd Benachteiligungen der 
Anlieger durch Betriebe erlassen werden, je geringer deren 
Zahl in den Wohngebieten wird und je günstigere Nieder- 
lassungsgebiete sich ihnen bieten. So können schließlich auch 
diejenigen Betriebe zum Weichen aus Wohn- oder Rand- 
gebieten veranlaßt werden, welche einer räumlichen Ver- 
größerung nicht bedürfen oder sie mit geringerem Aufwand 
durchzuführen vermögen als eine Verlegung. Es dürften da- 
her in solchen Fällen nur wenige Jahrzehnte vergehen, bis die 
erstrebte Vereinigung der Großbetriebe und lästigen Klein- 
betriebe in dem ihnen angewiesenen Stadtviertel erfolgt ist. 
Je vorteilhafter dasselbe gelegen ist, je besser es mit Verkehrs- 
einrichtungen aller Art versehen wird, je mehr Erleichterungen 
der Verordnungen in ihm geboten werden, um so mehr läßt 
dieser Zeitpunkt sich verkürzen. Je länger man mit der Grün- 
dung von Gewerbevierteln zaudert, um so schwieriger ist ein 
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voller Erfolg zu erreichen, um so mehr Zeit ist für ihn er- 
forderlich. Außerdem liegt die Gefahr vor, daß inzwischen 
aus den Werkgruppen ausgedehnte Fabrikviertel, aus den 
Fabrikvororten Nachbarstädte werden, deren Weiterentwick- 
lung sich nicht mehr beeinflussen läßt, oder daß gegenüber 
lästigem Zwang ein Abwandern des Großgewerbes in andere 
Gemeinwesen sich vollzieht. Wo daher noch begründete Aus- 
sicht auf Erfolg vorliegt, sollte nicht länger zugewartet, son- 
dern mit Umsicht und Tatkraft an die Ardage eines Gewerbe- 
viertels herangetreten werden. 



II. 

Die Wohngebiete. 

Das Wohnbedürfnis und die Wohnart der 
Städter wechseln in Deutschland mehr als in 
anderen Ländern. In nur wenigen Städten ist das 
Einfamilienhaus zur Durchführung gelangt, zumeist 
herrscht das Zinshaus vor. Neben ihm gedeiht das Mehr- 
familienhaus, neuerdings Bürgerhaus genannt, bald mehr 
bald weniger, während das Einfamilienhaus teils nur den 
wohlhabendsten Bevölkerungskreisen zugänglich bheb, 
teils auf die Außengebiete und Vororte beschränkt wurde, 
oder nur hier in seinem bescheideneren Gewände durch- 
führbar erscheint. Vielfach bevorzugen auch die Wohl- 
habenden die in einer Ebene liegenden Wohnungen, von 
denen in der Regel mindestens drei übereinander ange- 
ordnet werden müssen, um die Baukosten und Grund- 
kosten erschwinglich zu machen. Dabei gleicht kaum 
eine Stadt in ihrer Wohn weise der andern. Namentlich 
treten zwischen Ost- und Westdeutschland, Süd-, Mittel- 
und Norddeütschland erhebliche Unterschiede auf. Außer- 
dem wechseln die grundlegenden Verhältnisse mit der 
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Größe der Gemeinwesen ganz wesentlich. So ist es schwie- 
rig, allgemein gültige Angaben über die Durchbildung 
städtischer Wohngebiete zu machen. InderRegelist 
aber das Ansiedlungsbedürfnis auch in der gleichen 
Stadt ein vielseitiges. Daher müssen sowohl der Stadt- 
bauplan wie die Bauordnung zu vielseitigen Lösungen die 
MögHchkeit bieten, dürfen ihnen unter keinen Umständen 
ein Hemmnis entgegensetzen, sobald wirtschaftliche Not- 
wendigkeiten für sie vorliegen. Wo das Einfamilien- 
haus die allgemeine Wohnform bildet, soll aller- 
dings danach gestrebt werden, sie zu erhalten. 
Trotzdem darf man dem Entstehen annähernd 
gleich hoher und tiefer Häuser für abgeschlos- 
sene Kleinwohnungen keine Schwierigkeiten 
bereiten, weil das Zusammendrängen verschie- 
dener Familien in einem Hause, das für nur eine 
Familie geplant und durchbildet ist, zu bedeu- 
tungsvollen gesundheitlichen Mißständen Ver- 
anlassung zugeben pflegt. Ferner ruft das ständige, 
oft rasche Steigen der städtischen Baulandwerte und 
Baukosten fast allgemein das Erfordernis nach Klein- 
wohnungen bilUgster Art wach, wodurch die Anordnung 
von mindestens sechs solcher Wohnungen im gleichen 
Hause zur unabweislichen Notwendigkeit wird. Seine 
Baugrundinanspruchnahme pflegt nach Höhe und Tiefe 
kaum erhebhcher zu sein als die eines ,,herrschafthchen" 
Einf amihenhauses . 

In den Städten mit gemischter Bauweise ist 
dagegen die Anordnung von ,, Landhausvier- 
teln" als Erfordernis zu bezeichnen, weil nur da- 
durch den berechtigten Ansprüchen der wirtschaftlich 
auskömmUch gestellten Bevölkerungskreise an eine das 
Wohlbehagen vollkommen befriedigende Wohnform nach- 
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gekommen werden kann. Wo Landh^usviertel fehlen, 
werden das im Park liegende vornehme Einzelhaus, die 
künstlerisch angeordnete Gebäudegruppe, das ins Grün 
gebettete reizvoll durchbildete „Bürgerhaus" und das 
Einfamilienhaus in seinen verschiedenen Formen im 
Wettbewerb mit dem in mehr oder weniger geschlossener 
Flucht gehaltenen Zinshaus unterliegen, und wird dieses 
schließlich dem gesamten Stadtbilde seinen Stempel auf- 
drücken. Viele Städte Ostdeutschlands zeigen dieses 
einförmige, in den Kleinwohnungsgebieten sich oft bis 
zur Öde und Trostlosigkeit steigernde Gepräge. 

Im übrigen aber müssen die Ansprüche an 
eine gleich zeitig gesunde und angenehme Wohn- 
form mitden wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
in Einklang gebracht werden, wenn für die wei- 
ten wirtschaftlich unauskömmlich oder ungün- 
stig gestellten Bevölkerungsschichten nicht 
Wohnungsenge und Wohnungsnot entstehen 
sollen. Das wirtschaftliche Unvermögen zieht den Be- 
strebungen nach einer allgemeinen Vervollkommnung der 
Wohnform ganz bestimmte Grenzen, und die hygienisch 
bedeutungsvollere Weiträumigkeit der Wohnung vermag 
ungemein leicht durch zu weitgehende Anspriiche an die 
Freilage und Kleinheit des Hauses ungünstig beeinflußt 
zu werden. Die Durchführbarkeit und die Grenzen des 
gegenwärtig fast allgemein hervortretenden Strebens 
nach Weiträumigkeit der Städte bedürfen daher einer 
eingehenderen Darlegung, ehe die Durchbildung der ein- 
zelnen Wohngebiete besprochen werden kann. 

Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts ist in vielen deut- 
schen Städten die Entwicklung des Wohnwesens keine 
erfreuliche gewesen. In ihrer Mehrzahl sind das „Eigenbaus'^ 
und das „Familienhaus" mehr und mehr durch das Zinshaus 
verdrängt worden. Die Zahl der Gärten wie ihre Größe haben 
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sich erheblich verringert. Vielerorts sind ebenso enge wie un- 
schöne Höfe an ihre Stelle getreten, die von hohen Seiten- 
flügeln oder Quergebäuden und Hinterhäusern gebildet wer- 
den. Kahle Brandmauern oder andere schmucklose Wände 
starren den Anwohnern entgegen. Die Kunst ist zumeist nur 
an der Straße tätig gewesen. An der Rückseite des Hauses 
wurde alles Häßliche zusammengetragen, als gelte es, den* 
Städtern jeden freudvollen Ausblick zu rauben. Wendet er 
sich aber der Straße zu, dann umfängt ihn das geräuschvolle 
Treiben des Verkehrs. Er findet keine Sammlung zu ernster 
Geistesarbeit, keine Ruhe zur Erholung von ihr und zum 
Schlaf. Auch das Auge kann nur selten mit Befriedigung auf 
die Straßenbilder blicken. Namentlich die Stadtviertel mit 
billigen Wohmmgen rufen zumeist einen öden, unerfreulichen 
Eindruck hervor; der Rußansatz auf allen Flächen vermehrt 
ihn, indem ein düsteres Grau an die Stelle der Farbenfrische 
getreten ist. 

So sind Bestrebungen, welche das altgewohnte 
Behagen des Wohnens zurückführen möchten, 
naturgemäße, und sie sind willkommen zu heißen, solange 
sie durchführbare Ziele verfolgen, nicht die wirtschaft- 
lichen Erfordernisse außer acht lassen. Wird aber stets 
wieder die Absicht in den Vordergrund solchen Strebens 
gerückt, dieGesamtheit der städtischen Neusiedlungen 
den ländlichen Wohnformen gleich oder ähnlich gestalten 
zu wollen, oder wird gar von den Verwaltungsbehörden 
und von der Gesetzgebung gefordert, diese Wohnform 
für die gesamten Außengebiete der Großstädte zu er- 
zwingen, weil sie auf anderen Wegen nicht zu erreichen 
sei, so darf der Fachmann sich solchen weit über das 
Ziel hinausschießenden Bestrebungen nicht anschließen. 

Bestechend ist allerdings der Gedanke, in der nächsten 
Umgebung der Großstädte im zwar bescheidenen, aber mitten 
ins Grün gebetteten Eigenheim wohnen zu dürfen. Aber wie 
soll die Durchführung dieses Ziels für die breiten Schichten 
der Großstadtbevölkerung gelingen, deren wirtschaftliches 
Können nicht ausreicht, eine genügend geräumige Wohnung 
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sich zu verschaffen, die leider nur zu oft gezwungen sind, 
mit wenigen engen, schlecht ausgestatteten Gelassen vorlieb 
zu nehmen oder den besseren Teil ihrer Wohnung in After- 
miete zu vergeben. Aus einer allgemeinen Durchführung dieser 
landlichen Wohnform wurde femer eine so gewaltige Ge- 
iändeinanspruehnahme entstehen, daß ernste volkswirtschaft- 
liche Bedenken nicht von der Hand zu weisen wären. Schon 
jetzt raubt das starke Wachsen der Städte und der Gewerb- 
tätigkeit der Landwirtschaft weite Gelände, während der Be- 
völkerungszuwachs ständig sich erhöhende Ansprüche an die 
Menge der landwirtschaftlichen Erzeugnisse steUt. Bislang 
hat durch günstigere Bodenausnützung und durch die Um- 
wandlung von 0(Uändereien in Ackerland Abhilfe geschaffen 
werden können. Wollten wir aber in Zukunft jene erhebliche 
Verminderung der städtischen Wohndichte vornehmen, welche 
die gekennzeichneten Bestrebungen herbeiführen möchten, 
dann würden sehr leicht Zustände entstehen, die im Kriegs- 
falle für unser Volk gefahrdrohend werden könnten, sobald 
ihm die Lebensmittelzufuhr vom Auslande abgeschnitten sein 
sollte. Wenn auch die ländliche Wohnform die Möglichkeit 
bietet, im Hausgarten das für den Eigengebrauch erforderliche 
Obst und Gemüse zu ziehen, Kleinvieh zu halten, so dürfte 
doch nur ein Bruchteil der städtischen Bevölkerung hiervon 
Gebrauch machen, weil sie ungewohnte Arbeit mit sich bringt. 
Außerdem würde bei einer etwaigen Wiedereinbürgerung die- 
ser Gepflogenheit die für sie erförderliche Gartengröße das 
für den Feldbau und die Großviehzucht zur Verfügung blei- 
bende Gelände um so rascher vermindern. Gegenüber allzu 
weitgehenden Ansprüchen ist daher schon deshalb Vorsicht 
geboten, weil sonst Gegenbestrebungen wachgerufen werden 
könnten, welche jeder Städteerweiterung entgegenwirken, um 
die Landwirtschaft gegen empfindliche Bodenverluste zu 
schützen. 

Femer ist zu bedenken, daß die MehrzahT der Städter 
heute den Komfort nicht mehr missen wiQ, welchen die großen 
Gemeinwesen auf der Straße wie im Hause bieten. Die gute 
Befestigung und Sauberkeit der Straßen imd Plätze, ihre 
künstliche Beleuchtung und Überwachung, die Darbietung 
von Trinkwasser in Fülle und Reinheit, von Gas und elek- 
trischem Strom, die einwandfreie und bequeme Beseitigung 
der Abwässer und festen Abfallstoffe, die vorzügliche Per- 
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sonenbeförderung: alles das sind Dinge, die sich für den ein- 
zehien verteuern mit der Länge der städtischen Straßenzüge 
und der Dünne ihrer Besiedelung. Bezahlt die Allgemeinheit 
die Kosten für die Anlage der Straßen und ihrer Leitungs- 
netze, dann vermag eine zu weitgehende Verringerung der 
Wohndichte die Steuerlast zu einer unerschwinglichen werden 
zu lassen. Bezahlt der Hausbesitzer jene Kosten, dann wür- 
den das Haus und die Mieten so verteuert werden, daß schwere 
Nachteile für denjenigen großen Teil der städtischen Bevöl- 
kerung zu entstehen vermögen, welcher heute bereits durch 
unzureichendes Einkommen gezwungen ist, sich Entbeh- 
rungen aufzuerlegen. 

Jedenfalls treten die Bestrebungen, dem wirtschaft- 
lich schwachen Teil der Großstädter gesunde, zweck- 
mäßige, ausreichend große und gut ausgestattete Woh- 
nungen zu niederem Preis zu verschaffen, in vollen 
Gegensatz zu dem Streben derjenigen „Bodenr^former", 
deren Endziel es ist, diesen Bevölkerungsteil im frei- 
hegenden ,, Bürgerhaus" oder im Eigenheim unterzu- 
bringen. Zur Klärung der Sachlage muß dies scharf her- 
vorgehoben werden, weil jene Bodenreformer diese klar 
auf der Hand liegende Tatsache nicht anerkennen wollen, 
sondern wähnen, daß das Niedrighalten der Grundstücks- 
preise imstande sei, die Mehrkosten des weiträumigen 
Wohnens aufzuheben. 

Selbstverständlich stehen Bodenwert und Grund- 
stücksrente in einem engen Verhältnis zueinander, aber 
dieses Verhältnis ist ein schwankendes, weil beide Werte 
fortwährenden Veränderungen unterliegen. Bieten Ver- 
ordnungen die Möglichkeit einer starken Ausnützung des 
Baulandes, dann wird sein Preis entsprechend der aus 
ihm zu erwirtschaftenden Rente steigen. Während aber 
diese Annahme durch die Erfahrung Bestätigung gefun- 
den hat, ist die entgegengesetzte Folgerung leider unbe- 
stätigt geblieben. Ein erhebliches Niedtighalten 
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der Bodenpreise im Sinne der Bodenreformer 
auf dem Verordnungswege ist in Großstädten 
nicht gelungen. Vielmehr haben weitgehende Verord- 
nungen solcher Art bisher stets ein beträchtliches Steigen 
der Mietpreise zur Folge gehabt, das ausgleichend auf 
die Bodenpreise wirkte. Nur dem übertriebenen und 
überraschenden Ansteigen der Baulandwerte städtischer 
Außengebiete vermag man durch Herabmindern der Aus- 
nutzungsmöglichkeit der Grundstücke entgegenzuwirken. 
Stets bleibt die unter den gegebenen Verhältnissen denk- 
bar höchste Rente preisbildend, und es wirkt eine Reihe 
von weiteren, örtlich wechselnden Umständen mit zur 
ständigen Werterhöhung des städtischen Baulandes, 
welche zu beeinflussen nicht in der Macht der Verwal- 
tungsbehörden liegt. So wirken werterhöhend: die Nähe 
des Stadtkerns oder der Hauptverkehrsanstalten; Vor- 
züge des Geländes und der Umgebung, z. B. reizvolle 
Femsicht, Nähe von Parkanlagen, Waldungen, Wasser- 
läufen oder Seen; eine günstige bisherige Ausnutzungs- 
weise des Grundes als Weingut, Gastwirtschaftsgarten, 
Gärtnerei, Lagerplatz u. dgl. Bedeutungsvoll ist ferner 
die Lage des Grundstücksmarktes, welche nur zu oft vom 
Grundstückswucher beherrscht oder stark beeinflußt wird. 

Werden doch gegenwärtig, namentlich von dem kapital- 
schwachen Teile der Bauunternehmung, vielfach Grund- 
stückspreise bezahlt, die eine auskömmliche Rente von vorn- 
herein vereiteln oder nur durch Mietssteigerungen und schlech- 
teste Herstellungsart der Bauten denkbar erscheinen lassen. 
Die vom Großgrundbesitz mehr oder weniger beeinflußte 
Grundstücksschätzung aber pflegt ihrer Berechnung solche 
Preise zugrunde zu legen, die oft nur auf dem Papiere stehen, 
weil die „Terraingesellschaften" mit den Hypothekenbanken 
und den Baugesellschaften gemeinsam „arbeiten". Daß die- 
sem Hochtreiben und Hochhalten des städtischen Baugrundes 
allgemein und in absehbarer Zeit gesteuert werden könne, ist 

Nußbaum, Die Hygiene des Städtebaas. 3 
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kaum anzunehmen. Beteiligen sich doch vereinzelte Stadt- 
verwaltungen an ihm, und sind doch bisher von Seiten der 
Regierung keine Schritte getan worden, um eine Regelung und 
sachgemäße Überwachung des Schätzerwesens herbeizufiüiren, 
trotzdem sie zur Gesundung des städtischen Wohnwesens 
dringend geboten erscheinen. 

Unter den gegenwärtig bestehenden Verhältnissen 
dürfte das nachfolgende Verhaltender Behörden am 
ehesten zu einem gedeihlichen Ziele führen: Die von 
ihnen zu erlassenden beschränkenden Bestimmungen 
müssen eine gesundheitswidrige Ausnützung des Bau- 
grundes verhindern. Für die Landhausviertel und son- 
stigen „vornehmen" Wohngebiete sind Anordnungen zur 
Erzielung einer weiträumigen Bebauung der Grund- 
stücke durchführbar, weil es sich um eine wirtschaftlich 
auskömmlich gestellte Bevölkerungsschicht handelt, und 
sie sind durchaus erforderlich, um dieser eine für sie nicht 
nur wünschenswerte, sondern einzig geeignete Wohnform 
sicherzustellen. Dagegen sind solche Verordnungen von 
durchaus fragwürdiger Wirkung, sobald sie die Woh- 
nungen der unauskömmlich gestellten Städter derartig 
beeinflussen, daß erhebliche Mietssteigerungen gewärtigt 
werden müssen. Denn hieraus entstehen wirtschaftliche, 
soziale und gesundheitliche Mißstände ernster Art. Für 
diese breite, in der Mehrzahl der Großstädte und In- 
dustrieorte mehr als 90 vom Hundert der Bevölkerung 
betragende Schicht steht die Erzielung preiswerter, weit- 
räumiger, gut ausgestatteter Wohnungen im Vordergrunde 
des hygienischen, sozialen und volkswirtschaftlichen In- 
teresses. Die weiträumige Anordnung ihrer Häuser, ja 
selbst ihre Wohnform (im Zinshause, Bürgerhause oder 
Eigenheim) steht diesem Ziele an Bedeutung weit nach. 
Denn je enger die Familien in ihren Wohnungen sich zu- 
sammendrängen, je mehr sie gezwungen sind, Aftermieter 
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und Schlafgänger aufzunehmen, um so näher tritt die 
Gefahr des sozialen Herabsinkens, und um so mehr wächst 
die Übertragungsgefahr für diejenigen ansteckenden 
Krankheiten, deren Verbreitung ausschließlich oder haupt- 
sächUch von Person zu Person erfolgt. Ein vollkommener 
Abschluß der Wohnungen voneinander nützt in letzterer 
Hinsicht mehr noch als das Niedrighalten der Wohnungs- 
zahl im gleichen Hause. Die Wohnungsnot und das Woh- 
nungselend aber lassen sich nicht fern halten durch die 
Wiedereinführung der „offenen Bauweise" und des 
„Kleinhauses". Vielmehr liegt die Gefahr vor, daß sie 
in den Außengebieten der Großstädte durch ein solches 
Vorgehen herbeigeführt werden. Daher gilt es, die hygie- 
nischen Mindestansprüche an die Freilage des Hauses in 
klarer, unanfechtbarer Weise festzulegen. Dabei müssen 
das Wohlbefinden und das Wohlbehagen gleichmäßig zu 
ihrem Rechte gelangen, wenn wirklich Erfreuliches er- 
reicht werden soll. Das Wohlbefinden fordert, daß Licht 
und Luft den Wohnungen in derjenigen Fülle, die Luft 
zugleich in solcher Reinheit, geboten werden, welche der 
jeweilige Zweck der Räume und die Lebensgewohnheiten 
ihrer Bewohner erheischen. Für das Wohlbehagen ist 
ein das Auge erfreuender Ausblick aus allen eigentlichen 
Wohnräumen zu beanspruchen. Die Anlage von Vor- 
gärten und die reizvolle Durchbildung der Höfe, das heißt 
ihre Gestaltung zu Schmuckhöfen, läßt diesen Anspruch 
mit dem geringsten Kostenaufwand erfüllen. Bedeu- 
tungsvoll aber bleibt es sowohl für die Gewinnung von 
Licht und Luft wie für die Augenweide, dahin zu streben, 
daß sämtliche Höfe jedes Baublocks im freien 
Zusammenhang stehen. Sie vermögen dann selbst bei 
mäßiger Größe jedes Einzelhofes einen gemeinsamen 
Garten zu bilden, der entweder als Park von allen An- 

3* 
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wohnern gemeinsam benutzt wird oder nur durch Hecken, 
Zäune oder niedere Mauern unterteilt wird, so daß sein 
voller Überblick allen Anwohnern bleibt^). 

Zur Sicherung des freien Luftaustausches 
und der Lichtfülle beansprucht die Mehrzahl der Bau- 
ordnungen gegenwärtig einen Gebäudeabstand, der min- 
destens der Gebäudehöhe gleich sein muß. Dieser An- 
spruch reicht meines Erachtens zwar in Siiddeutschland 
aus, nicht aber für die an Sonnenhcht und Sonnenwärme 
wesentlich ärmeren Gebiete Norddeutschlands. Vielmehr 
erhebe ich auf Grund langjähriger Untersuchungen, Be- 
obachtungen und Erfahrungen die Forderung, daß inner- 
halb der eigentlichen Wohngebiete der Mindestge- 
bäudeabstand in Mitteldeutschland gleich «/g, in 
Norddeutschland gleich ^4 ^^^ Gebäudehöhe festzu- 
setzen sei. In den „vornehmen" Wohngebieten beträgt 
er besser in Mitteldeutschland ^j^, in Norddeutschland 
*/3 bis ^/g der Gebäudehöhe. Nur hierdurch vermag 
man diesen Gebieten eine Lichtfülle zu sichern, die durch 
die bestehenden Verordnungen heute in Süddeutschland 
bereits erzielt worden ist. In Städten mit besonders war- 
mem SommerkUma wird man in Süddeutschland sogar 
unter dieses Verhältnismaß hinabgehen dürfen, gelegent- 
Uch sogar müssen, falls nicht durch Einbettung der 
Häuser ins Grün und durch Darbietung von Verkehrs- 
schatten auf den Straßen mittels Baumwuchses oder Lau- 
bengänge der erforderliche Schutz gegen die sengende 
Glut der Sonnenstrahlung geboten werden kann. 

Da die schematische und gleichmäßige Anwen- 
dung des Lichteinfallswinkels für hohe wie niedere Ge- 

1) Als erster bin ich seit nahezu 20 Jahren bestrebt gewesen, auf die 
gesundheitliche Bedeutung dieser Ausbildung des Blockinnem die allge- 
meine Aufmerksamkeit zu lenken, und darf zu meiner Freude heute sagen, 
daß vielerorts ein voller Erfolg bereits erreicht worden ist. 
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bäude das erstere wesentlich günstiger, stellt als das letztere, 
weil seine Obergeschosse eine größere Lichtfülle und krö-f- 
tigere Durchlüftung empfangen als die sämtlichen Geschosse 
der niederen Häuser (vgl. Abb. 1, eine von R. Baumeister, 



ff— ^. 








Abb. 1. &. Baiixneisten Schema des Oebäudeabstandes. 



Karlsruhe, empfohlene Gebäudestellung), so hat Andreas 
Voigt (Frankfurt a. M.) vorgeschlagen, das hygienische Maß 
der Bebauung durch den Luftraum zu regeln, welcher zwischen 
den Gebäuden verbleibt. Hierdurch wird allerdings eine rich- 
tigere Durchschnittsgestaltung erzielt. Aber es würden die 
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Untergeschosse hoher Häuser dann die geringste Fülle an 
Licht und Luft erhalten, und es würde geradezu ein Anstoß 
gegeben werden, die Wohngebäude tunlichst hoch aufzu- 
führen, weil ihre Rente gegenüber dem niederen Haus sich 
noch günstiger gestalten müßte, als es jetzt schon der Fall 
ist. Endlich wiirde die Luftbewegung dann zwischen hohen 
Häusern geringer werden, weil mit der Höhe die Reibungs- 
widerstände wachsen würden, welche die Luft im Häusermeer 
der Städte findet. Aus diesem Grunde ist der verhältnismäßig 
weite Abstand der Obergeschosse doch wohl als ein Erf(Mxi§r- 
nis zu bezeichnen. Eher dürfte es sich meines Erachtens emp- 
fehlen, in den Außengebieten der Städte, namentlich in ihren 
I>andhausvierteln, für dort allgemein durchgeführte niedere 
Gebäude einen etwas höheren Abstand zu fordern wie er oben 
als Mindestmaß angegeben ist, während dieser Abstand vom 
hohen Haus nur für diejenigen Geschosse verlangt wird, 
welche Wohnräume enthalten. Als wissenschaftlich genaues 
Maß kann jedenfalls ausschließlich der Lichteinfallswiiiel gel- 
ten, weil er nach dem Klima des Landes und Ortes erhebUch 
wechseln muß, um in ganz Deutschland (oder in ganz Eu- 
ropa) hygienisch gleich günstige Verhältnisse schaffen zu 
können. Die Durchlüftung der Wohnungen hängt vom Klima 
weniger stark ab und pflegt nirgends auf Schwierigkeiten zu 
stoßen, wo für einen ausreichenden Tageslichteinfall Sorge ge- 
tragen wird. Dagegen ist eine rein schematische Anwendung 
des Lichteinfallswinkelanspruchs in der Verwaltungspraxis 
allerdings von Übel. Es muß den Verhältnissen des Ortes 
ebensosehr Rechnung getragen werden, wie denen seiner ein- 
zelnen Wohngebiete, um in wirtschaftlicher und gesundheit- 
licher Richtung gleicherweise Befriedigendes zu schaffen. 

Für sämtliche über jene Mindestansprüche hinaus- 
gehende Forderungen der Bauordnungen muß die wirt- 
schaftliche Lage des Grundstücksmarktes und des Woh- 
nungsmarktes maßgebend bleiben, und es müssen die 
örtUchen Gepflogenheiten der verschiedenen Bevölke- 
rungsschichten ausreichende Berücksichtigung finden. 
Großstädte und Mittelstädte oder Kleinstädte, Industrie- 
orte und Kurorte dürfen nicht eine gleichartige Behand- 
lung erfahren, weil man in der einen Stadt ernste Nach- 
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teile durch die gleiche Verordnung herbeizuführen ver- 
mag, welche im anderen Ort wesentliche Errungenschaf- 
ten bringt. So sind zwar einschränkende Bestim- 
mungen gegenüber dem großen Mietshaus in 
seiner gegenwärtig allgemeinsten Grestalt durchaus not- 
wendig und erwünscht. Aber sie müssen den örtlichen 
und zeitlichen Verhältnissen, z. B. dem Werte des Bau- 
landes, der Höhe der Baukosten, den Wünschen, Ge- 
pflogenheiten und dem wirtschaftlichen Können der in 
Betracht kommenden Bevölkerungsschichten u. a. sorg- 
fältig angeschmiegt werden, um ernste Nachteile für ihr 
Wohnwesen hintanzuhalten. 

Daß man das Miethaus in Deutschland für die breite 
Schicht der nur mäßig begüterten und der unauskömmlich 
gestellten Bürger wie der Arbeiter in Großstädten und in der 
Mehrzahl der Industrieorte nicht entbehren könne, war ur- 
sprünglich die herrschende Anschauung der maßgebenden 
Kreise und Persönlichkeiten. Miquel, Stubben, Bau- 
meister u. a. teilten sie seinerzeit. Ihre Darlegungen ge- 
legentlich der Versammlungen des Deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege während der Jahre 1885 und 
1888 lassen hierüber keinen Zweifel. Man trat dagegen mit 
Recht dem nachteiligen Zustande entgegen, daß die große 
Mietkaseme in allen Wohngebieten zulässig war und da- 
durch die herrschende, vielerorts die fast .allän herrschende 
Bauform des städtischen Wohnhauses wurde. So hat R. Ba tt- 
meister damals dem durchaus richtigen und kaum anfecht- 
baren Gedanken Ausdruck gegeben, daß die behördliche Ge- 
stattung einer intensiven Ausnutzung des gesamten Außen- 
geländes der Städte und ihrer Vororte durch das große Miet- 
haus verteuernd auf das Bauland wirkt und dadurch der An- 
wendung einer hygienisch einwandfreien Bauweise in den 
noch unbebauten oder wenig bebauten Gebieten ein unüber- 
windliches Hindernis entgegensetzt. Ein Zwang zum weit- 
räumigen Bauen sei dagegen geeignet, den Bodenpreis nied- 
riger zu halten, und „mache daher bis zu einem gewissen Grade 
die Herstellung der Wohnungen noch nicht teuer". Diese 
folgerichtigen Darlegungen fanden in weiten Kreisen Zustim- 
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mung. Sie gaben den Anstoß zum Erlaß abgestufter Bauord- 
nungen für die Innen- und Außengebiete der Städte. Allmäh- 
lich begannen die Stadtverwaltungen, in sachgemäßer und 
zielbewußter Weise an die Beseitigung der in den Jahren 
1866 — 1890 entstandenen Mißstände heranzutreten. Aber die 
stetig und ruhig fortschreitende Arbeit wurde vielerorts jäh 
unterbrochen, als im Jahre 1894 Rudolf Eberstadt seine 
Schrift „Städtische Bodenfragen" veröffentlichte. Auf Grund 
weniger oberflächlich angestellter Untersuchungen gelangte 
Eberstadt zu dem Ergebnis, die Mietkaserne verteure 
die Wohnungen, die allgemeine Rückkehr zum Einzel- 
wohnhaus, „der allein berechtigten Wohnform'*, sei wirt- 
schaftlich durchführbar, sobald die Errichtung von Miet- 
häusern in den Außengebieten der Städte nicht mehr ge- 
stattet werdei). Ein für das Wohnwesen der wirtschaftlich 
schwachen Großstädter bedenklicher Gang der bis dahin 
segensreichen Bestrebungen ist hierdurch entstanden. Ihm 
ist vor kurzem Andreas Voigt (Frankfurt a. M.) in seiner 
Schrift „Kleinhaus und Mietkaseme" entgegengetreten. Voigt 
zeigt, auf welch dürftigen Tatsachen Eberstadt seine Schluß- 
folgerungen aufgebaut hat, denen jede Beweiskraft fehlt^). 
Voigts weitere, ebenso sachliche wie folgerichtige, wenn auch 
schMie und unerbittliche Kritik richtet sich dann gegen die 
Schrift Eberstadts „Rheinische Wohnungsverhältnisse" und 

1) Diesen meines Krachtens weit über das anzustrebende Ziel hinaus- 
schießenden und ungenügend begründeten Behauptungen bin ich von An- 
beginn entgegengetreten, indem ich auf die schwerwiegende Gefahr hin- 
wies, daß durch zu weitgehende Verordnungen nicht der Preis des Baulandes 
ausreichend vermindert werde, sondern der Mietpreis der auf ihm erstellten 
Wohnungen erheblich steigen würde. Trotzdem fanden Eberstadts 
kühne Behauptungen einen mich geradezu überraschenden Anklang nicht 
nur bei „fanatischen" Bodenreformen! und Bodenpolitikern, denen sie 
willkommen sein mußten, sondern auch bei denjenigen Männern, welche 
zuvor die Bestrebungen zur Verbesserung der Wohnweise in zielbewußter 
und sachgemäßer Weise geführt hatten. Namentlich hat das Eintreten 
Stubbens für Eberstadt, seine Schriften und seine Behauptungen viel 
dazu beigetragen, daß man bei Behörden und angesehenen Körperschaften 
ihnen Wert beilegte und begann, Eberstadt als eine maßgebende Persön- 
lichkeit auf dem Gebiete des W^ohnwesens zu betrachten. 

*) Voigts Ausführungen gipfeln in folgendem scharfen Satze: „Die 
Schrift Eberstadts ist nach allem eine absolut unwissenschaftliche Agi- 
tations- und Tendenzschrift, unzuverlässig in ihrem ohne Sorgfalt zusammen- 
gerafften, nicht entfernt zu irgendwelchen sicheren Schlüssen hinreichen- 
den Tatsachenmaterial, unwissenschaftlich, gegen die elementarsten volks- 
wirtschaftlichen Einsichten verstoßend in ihren aus dem Material ge- 
zogenen Schlußfolgerungen." 
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gelangt zu dem völlig gleichen Ergebnis. Voigt weist femer 
nach, daß die bisherigen Versuche, einen Zusammenhang 
zwischen aer Intensität der Bebauung und der Höhe der Miet- 
preise festzustellen, sowohl die Eberstadts als die Stub- 
bens, vollkommen mißlungen sind, ja daß ihre Verfahren an 
sich ungeeignet sind, diese Beziehungen aufzuklären. Voigt 
stellt ihnen klare, sichere Verfahren gegenüber, die als durchaus 
geeignet bezeichnet werden müssen, über die Preisbildung auf 
dem Wohnungsmarkte Aufschluß zu geben. Voigts Ergeb- 
nisse fallen mit den von mir seit Jahren verfochtenen, oben 
dargelegten Anschauungen annähernd zusammen. So darf 
man sich wohl der Hoffaung hingeben, daß allmählich wieder 
richtige Bahnen in der „Wohnungspolitik" eingeschlagen wer- 
den, daß man erkennen wird, wie nur eine gleichmäßige An- 
erkennung und zielbewußte Vereinigung der berechtigten An- 
sprüche der Volkswirtschaft, der Hygiene und der Sozial- 
politik zu einem wirklich befriedigenden Ergebnis auf diesem 
Gebiete zu führen vermögen. 

Ein großer Kreis von Technikern, Hygienikem und 
Laien sucht das Heil gegen die Enge des städtischen 
Häusermeeres in der allgemeinen Durchführung 
deroffenenBauweise. Große Gebäude sollen ringsum 
freiliegend angeordnet, kleine Häuser zu freiliegenden 
Gruppen von geringer Frontlänge vereint werden. Die 
Gebäude und Häusergruppen lassen sich durch ihre Frei- 
lage ästhetisch vorteilhaft gestalten, sie werden zu selb- 
ständigen Einzelwesen erhoben, das Grün der Gärten 
trennt sie von ihren Nachbarn und macht sie dadurch 
unabhängiger in ihrer Wirkung. Die Luft durchfließt 
die „Bauwiche" in lebhaftester Weise, schafft an Sommer- 
abenden rascher Kühlung und kann unter Umständen in 
ihrer Reinheit verbessert werden. Sonne und Tageslicht 
treffen alle Gebäudeseiten, und es wird so dem Archi- 
tekten die Aufgabe erleichtert, sämtlichen Räumen 
Sonne, Tageslicht und Luft in einer für ihren Zweck 
ausreichenden Weise zuzuführen. Diesen entschiedenen 
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Vorzügen steht jedoch eine Reihe von Nachteilen gegen- 
über, die mit der Größe des Gemeinwesens und seines 
Verkehrs zunehmen: 

1. Das Verkehrsgeräusch und der Verkehrsstaub 
dringen durch jede Öffnung in der Häuserzeile lebhaft 
in das Blockinnere, rauben dem Ruhebedürftigen jede 
Gelegenheit, eine gesicherte Stätte für geistige Arbeit, 
Erholung von ihr und zum Schlaf zu finden, und ver- 
mögen die Reinheit der Luft in den Höfen und Gärten 
erheblich zu beeinträchtigen. 

2. Bei lebhaften Winden und kühlem Wetter wird 
die Vermehrung der Luftbewegung in den Bauwichen 
beim Aufenthalt im Garten von der Mehrzahl aller Per- 
sonen unangenehm empfunden. Je enger der Wich im 
Verhältnis zur Höhe der ihn bildenden Gebäude wird, 
um so stärker tritt dieser Übelstand hervor, um so weniger 
läßt er sich durch Anpflanzen von Bäumen und Sträu- 
chem im Wich verringern, da ihr Gedeihen bei Sonnen- 
mangel in Frage gestellt wird. 

3. Das ringsum freiliegende Haus ist den Einflüssen 
der Witterung wesentlich stärker ausgesetzt als das ein- 
gebaute. Sommerglut, Frost, Schlagregen und Sturm 
gelangen zu vollster Wirkung. Der Schutz gegen sie ver- 
langt höhere Baukosten. Fehlt er, dann wird der Bestand 
des Hauses in Frage gestellt, weil sein Holzwerk der 
Durchfeuchtung ausgesetzt ist; die Kosten der Heizung 
steigen ; der Sommeraufenthalt wird ein für Wohlbefinden 
wie Wohlbehagen nachteiliger. 

4. Die Kosten der Anlage, Unterhaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und Überwachung der Straßen wie der in 
ihnen verlaufenden Leitungsnetze wachsen für die ein- 
zelnen Familien um so mehr, je breiter der Wich gegen- 
über der Frontlänge der Häuser gewählt wird, je weniger 
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Wohnungen diese enthalten. Ob der vermehrte Grund- 
stücksbedarf sich durch Niedrigerhalten des Boden- 
preises vollständig ausgleichen läßt, muß nach den obigen 
Darlegungen fraglich erscheinen. 

5. Wird die Grundstücksgröße aber eingeschränkt, 
dann „verzettelt" die offene Bauweise den Garten. Es 
bleiben rings des Hauses nur schmale Streifen von Garten- 
land, die mehr Wert für den Vorübergehenden als für den 
Hausbewohner haben. Durch den von den Straßen offe- 
nen Einblick wird ihm die Freude an eigener Garten- 
arbeit ebenfalls verringert. 

6. Das im Innern einzelner Baublöcke zeitweise oder 
ständig hervorgerufene Geräusch gelangt auf weite Strecken 
zur Wirkung, während es bei geschlossener Umbauung 
aus ihm nicht heraustritt. 

Aus diesen Gründen stehe ich seit Jahren auf fol- 
gendem Standpunkt: Für die Außengebiete der Klein- 
und Landstädte, die Wohngebiete der Kur-, Bade- und 
Sommerfrischorte paßt die offene Bauweise. Hier ist 
vielfach das Ideal der Wohnform, das frei im Park lie- 
gende Haus, durchführbar; die für Haus, Straße und 
Garten aufzuwendenden Mehrkosten machen sich durch 
lebhaften Besuch von Kurgästen bezahlt; reizvolle 
Städtebilder pflegen hier durch die offene Bauweise zu 
entstehen, die Schönheit des Geländes leidet durch die 
Ansiedlungen weniger als bei der Anwendung geschlosse- 
ner Häuserzeilen. In Großstädten, rasch wachsenden 
Mittelstädten und in Industrieorten sollte dagegen die 
offene Bauweise auf die vornehmen Teile der Landhaus- 
viertel und solche Gebiete beschränkt werden, die in 
absehbarer Zukunft einen lebhaften Verkehr nicht auf- 
weisen und voraussichtlich den auskömmlich gestellten 
Bevölkerungsschichten zu Wohnsitzen dienen werden. In 
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der Mehrzahl der Städte müssen ferner sowohl das be- 
scheidene Einfamilienhaus wie das „Bürgerhaus" und das 
Kleinwohnungshaus im geschlossen umbauten Block 
durchführbar bleiben, um den berechtigten Ansprüchen 
weiter Bevölkerungskreise nach ruhig gelegenen, preis- 
werten, ihren wirtschaftlichen .Verhältnissen und Lebens- 
gewohnheiten angepaßten Wohnstätten zu entsprechen. 
Wunsch und Wille des Bürgers dürfen keinesfalls durch 
die Bauordnung mehr unter Zwang gestellt werden, als 
gesundheitlich bedeutungsvolle ^Forderungen es erhei- 
schen. 

A. Das Landhausviertel. 

Zur gedeihlichen Entwicklung des Einfami- 
lienhauses, des freiliegenden Mehrfamilienhau- 
ses und der Landhausgruppen ist es erforder- 
lich, diesen bestimmte Gebietsteile des verfüg- 
baren Baugeländes anzuweisen und gesonderte 
Bauordnungsbestimmungen für sie zu erlassen. 
Wo dies nicht geschehen ist, sind stets erhebliche Nach- 
teile aufgetreten, welche oft zum Verdrängen der Land- 
häuser geführt haben. Eine besonders häufige Erschei- 
nung ist das Eindringen von Häusern in die Villengebiete, 
welche die ganze Breite des Grundstücks einnehmen. 
Kahle, als Brandmauern ausgebildete Giebel schieben 
sich dann zwischen die reizvollen Gartenanlagen, rauben 
letzteren die Sonne, den Fenstern der ihnen gegenüber- 
liegenden Nachbarwände das Licht, um so mehr, als jene 
Häuser meist auch eine bedeutendere Höhenentwicklung 
haben als die Villen. Die hierdurch beeinträchtigten Be- 
sitzer der letzteren pflegen ihre Grundstücke mehr oder 
weniger bald zu veräußern, der Käufer diese stärker und 
andersartig auszunützen. So verschwinden nach und 
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nach die Landhäuser; das Stadthaus tritt an ihren Platz. 
Die hierdurch gestiegenen Grundwerte gestatten keine 
Rückkehr der ursprünglichen Bebauungsform. Ungün- 
stiger noch wirkt das Eindringen von Geschäftshäusern 
mit ihrer starken Grundausnützung nach Höhe und Tiefe, 
ihrem Geräusch und ihren Luftverunreinigungen. Rascher 
noch pflegen sie zur Verdrängung der ursprünglichen An- 
lagen zu führen. Sollen daher die reizvollen Landhaus- 
gebiete zu einem dauernden Schmuck der Städte werden, 
dann bedürfen sie des behördlichen Schutzes gegen solche 
Eindringlinge. 

Ein weiterer Wert der Landhausviertel kommt 
der Allgemeinheit zunutze. Er besteht darin, daß reiz- 
volle Geländeteile, wie Berghänge und Terrassen, See- 
und Flußufer, Wald- und Parksäume, durch sie weniger 
nachteihg beeinflußt werden als durch das Besetzen mit 
hohen Gebäuden in geschlossener Flucht. Es ist daher 
geraten, alle derartigen von der Natur bevorzugten Ge- 
biete der Stadterweiterungen von vornherein zum Land- 
hausviertel zu erklären, um sie in ihrer Schönheit zu er- 
halten und den Bhck auf sie tunlichst wenig zu beengen. 
Ein Zusammenhang der verschiedenen Landhausgebiete 
einer Stadt ist kein Erfordernis. Soweit es ohne Zwang 
angeht, sollte man aber Verbindungen durch reizvolle 
Spazierwege schaffen, um das Lustwandeln durch diese 
Viertel und die von ihnen begrenzten Parkanlagen, Wal- 
dungen u. dgl. allen Bewohnern der Stadt zu erleichtern. 

Doch sind die bisher für Landhausviertel er- 
lassenen Bestimmungen viel zu einseitig gewesen 
und in zu schematischer Weise zur Durchführung ge- 
langt, um eine wirklich erfreuliche Entwicklung dieser 
Wohngebiete anbahnen zu können. Je nach den Lebens- 
gewohnheiten der wohlhabenden Bevölkerung, den Ge- 
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ländeverhältnissen, dem Klima und den Grundstücks- 
werten muß die Gestaltung der Landhausviertel wechseln, 
die Bauordnung hierzu volle Freiheit gewähren. Wahrer 
Reiz und echte Kunst sind auch hier nur durch Erfüllung 
vollster Zweckmäßigkeit zu erzielen, und eine reiche Ab- 
wechslung tut not, um Eigenart der Städtebilder sich 
entwickeln zu sehen. Die Durchbildung der Land- 
hausviertel in den Bebauungsplänen hat eben- 
falls bis vor wenigen Jahren tunlichst Zweckwidriges ge- 
schaffen, indem ihr Gelände durch schnurgerade Straßen- 
fluchtlinien mit rechtwinkligen Kreuzungen erschlossen 
wurde. Seit mehr als einem Jahrzehnt bin ich daher 
gegen dieses amtliche Vorgehen eingetreten und darf zu 
meiner Freude heute sagen, daß mancherorts ein Erfolg 
meiner Bestrebungen sich geltend macht, und daß die 
Mehrzahl der Künstler auf dem Gebiete des Städtebaus 
seit einigen Jahren meinen Darlegungen Folge leistet, die 
ich auch hier zusammenfassend wiedergeben will. 

Das Ideal eines Landhausviertels ist ein Park, 
an dessen gewundenen Wegen Landhäuser und Landhaus- 
gruppen sich zwanglos und im tunlichst größten Wechsel 
der Einzelgestaltung einfügen. Dies Ideal ist nur selten 
erreichbar. Aber man kann sich ihm um so mehr nähern, 
je preiswerter das Bauland und je bewegter das Gelände 
gestaltet ist, indem die meist vorhandenen unregelmäßigen, 
zur Bebauung nicht oder wenig geeigneten Teile willkom- 
mene Zwischenräume der Gebäudegruppen bilden. Werden 
ferner die Straßen im Bebauungsplan so geführt, wie das 
Gelände es wünschenswert macht, z. B. den Ufern der 
Flüsse und Seen, dem Saum des Waldes oder Parks, dem 
Gefälle der Hänge sich anschmiegend, während sie in der 
Ebene eine möglichst starke Bewegung in wechselreichen 
Kurven oder Brechungen erhalten, dann entstehen von 
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selbst reizvolle Anlagen, und der fein empfindende Bau- 
künstler empfängt durch die verschiedenartige Grund- 
stücksgestalt stets neue Anregung, auch den einzelnen 
Bauwerken diejenige Form und Stellung im Gelände zu 
geben, welche sie im Einzelfall zu der denkbar günstigsten 
Wirkung bringt, ihnen malerischen Reiz verleiht. Diese 
Anordnung der Straßen bietet den weiteren Vorzug, daß 
Grundstücke von stark wechselndem Umfang entstehen. 
Den verschiedenartigen Ansprüchen an die Größe und 
Art des Wohnsitzes wird dadurch entsprochen. 

Im eigentlichen Landhausviertel wird die 
offene Bauweise die Regel bilden, aber sie ist nicht 
allerorts die allein zum Ziel führende, und sie darf nir- 
gends die Bildung von Gebäudegruppen künstlerischen 
Grepräges verhindern. Für kleinere oder mäßig große 
Gebäude kann malerischer Reiz fast ausschließlich durch 
Gruppenbildung erzielt werden. Der Maler weiß das 
sehr wohl ; der Städtebauer sollte hier von ihm zu lernen 
trachten. Wird amtüch die Forderung gestellt, daß jedes 
einzelne Haus eine völhge Freilage erhalten muß, oder 
wird die zulässige Breite der Gebäude willkürlich oder 
schematisch bestimmt, ohne die Form des Geländes und 
die Eigenart des Einzelfalles zu berücksichtigen, dann 
pflegen Anlagen von geradezu trostloser Öde und Ein- 
tönigkeit zu entstehen. Ganz allgemein gewinnt die Wir- 
kung der Landhäuser, sobald sie in künstlerisch oder 
malerisch angeordnete Gruppen zusammengefaßt werden, 
die mit entsprechend breitem Abstand vom nächsten 
Bauwerk ins Grün der Landschaft gebettet sind. Lehr- 
reich ist nach dieser Richtung das Studium der Schloß- 
bauten und Burgen des Mittelalters. Sollen wir solche 
Wirkimgen von unendlichem Reiz amtHch aus den Land- 
hausvierteln fernhalten, damit jedes Einzelhaus ein 
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Wesen für sich bleibe? Das würde der Ästhetik des 
Städtebaus hohnsprechen, ohne irgendwelchen hygie- 
nischen Nutzen zu bringen. Denn wie oben dargelegt 
wurde, halten die Vorzüge und Nachteile einer derartigen 
Freilage des Hauses — auch im Landhausviertel — sich 
völlig die Wage. 

Verstärkt ist die Öde, welche die Mehrzahl aller bisher 
entstandenen Landhaus viertel aufweist, durch das Ver- 
langen der Bauordnungen, daß der seitliche 
Gebäudeabstand, der söge nannte Wich, ein ganz 
bestimmtes Maß, z. B. 5m, 6 m oder 8m, betragen 
muß; ein Maß, das dann in der gleichen Stadt teils all- 
gemein, teils für bestimmte Gebiete der Landhausviertel 
zur Durchführung gebracht ist. Da die Geschoßzahl, bis- 
weilen auch die Geschoßhöhe ebenfalls durch Verord- 
nungen fest begrenzt zu sein pflegt, so ist jeder Wechsel 
und Reiz ausgeschlossen. Die einander ähnelnden Häuser 
sind in gleichen Abständen nebeneinander gereiht, als 
hätte das Kind sie der Nürnberger Spielschachtel ent- 
nommen und aufgebaut. Der schaffende Künstler steht 
machtlos der gebieterischen Bestimmung des Baupolizei - 
amts gegenüber. Und dabei ist sie wirtschaftlich unge- 
rechtfertigt, gesundheitlich falsch. Denn der Wich kann 
nur dann gesundheithch befriedigende Zustände herbei- 
führen, wenn seine Breite, das ist der Gebäudeabstand, 
in volle Abhängigkeit gebracht wird zu der Höhe und 
Tiefe der Häuser, die ihn bilden. Nur in diesem Falle er- 
halten die vom Wich Luft und Licht empfangenden 
Räume ihr Recht. Und der so begrenzte Lichteinfalls- 
winkel muß sowohl dem Ortsklima entsprechend gewählt 
werden wie dem Zweck der Räume. Denn das Licht- 
bedürfnis von Wohnzimmern und Nebenräumen ist ganz 
wesentlich verschieden. Kommen nur die letzteren in 
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Betracht, dann dürfen die Gebäude sich ohne Schaden 
nahe treten, während ihr Abstand ein erheblicher sein 
muß, wenn Räume zu dauerndem Aufenthalt ausschließ- 
lich vom Wich ihr Licht empfangen. Je tiefer femer die 
den Wich bildenden Gebäude werden, um so imgünstiger 
fällt die Tagesbelichtung ihrer Räume aus. 

Macht man die Wichbreite, die Höhe und Tiefe der 
Gebäude allein abhängig von solchen gesundheitHchen 
Ansprüchen und Erwägungen, bietet man auch sonst den 
Baulufltigen wie den Baukünstlern tunlichste Freiheit, 
dann verbessert man die Ästhetik dieser Gebiete zugleich 
in hervorragender Weise. Der eine wird es dann vor- 
ziehen, sein Grundstück mehr in der Flächenausdehnung 
auszunützen, während andere eine größere Höhenentfal- 
tung für zweckdienlicher erachten. Man wird die Häuser 
aus der Mitte der Grundstücke rücken, um den Aufent- 
haltsräumen der einen Giebelseite Lichtfülle zu sichern, 
während an die andere Giebelseite die Einfahrt, der Haus- 
flur und das Treppenhaus mit ihren Nebenräumen gelegt 
werden. Auch der Garten wird hierdurch an Wirkung ge- 
winnen. Es werden an der Giebelseite nach dem breiten 
Wich Veranden, Altane und Terrassenanlagen sich voll 
zu entfalten vermögen und mit dem Garten zu reizvollem 
Zusammenklang führen (vgl. Abb. 2). So gibt die Durch- 
führung gesundheitlich und wirtschaftlich berechtigter 
Ansprüche Veranlassung zu einer ästhetisch willkom- 
menen Entwicklung der Landhausgebiete, während die 
bisherigen Bauordnungsbestimmungen zu einer male- 
rischen Reiz ausschaltenden Gleichförmigkeit geführt 
haben. Denn es ist nur naturgemäß, daß die Mehrzahl 
der Baulustigen danach trachtet^ die Grundstücke so weit 
auszunützen, wie die Bauordnung es zuläßt. Je weit- 
gehender ihre Ansprüche gestellt sind, um so mehr ist 

Nußbaum, Die Hygiene de» Städtebaus. 4 
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dies der Fall. Wo aber bei jedem Hause gleiche Abstände 
sich vereinen mit gleicher Höhe, gleicher Tiefe und ähn- 
licher Breite, da ist fesselnder Reiz der Städtebilder, 
künstlerische Wirkung der Gesamtanlage des Landhaus - 
gebietes ausgeschlossen, mögen noch so begabte Meister 
die einzelnen Bauwerke planen und durchführen. 

Falsch ist es femer, die Einhaltung von Straßen- 
fluchtlinien oder ihrer Parallelen im Landhaus- 
viertel zu erstreben oder zu fordern. Tritt das Gebäude 
den Nachbarhäusern nirgends näher, als das Verhältnis 
seiner Höhe und Tiefe zum Gebäudeabstand vorschreibt, 
so hat der Erbauer allen gerechtfertigten gesundheit- 
lichen Ansprüchen Genüge geleistet. Ihm soll daher Frei- 
heit gewährt werden, das Haus so anzuordnen, wie es 
für seine Wirkimg, für die Ausnutzung der Geländever- 
hältnisse, für die Erzielung -günstigster Sonnenlage u. a. 
wünschenswert ist oder dem Erbauer erscheint. Das 
Landschaftsgrün gleicht etwa entstehende Unebenheiten 
der Gesamterscheinung aus, und es können gerade durch 
ein solches Abweichen von der Bauflucht die reizvollsten 
Wirkungen entstehen. 

Ein interessantes Beispiel dieser Art liegt hier in Han- 
nover am „Schiff graben" vor. Dort ist ein älteres, durch 
Umbau und Anbau verschöntes Landhaus mit der Rückseite 
längs der im spitzen Winkel zur Straße verlaufenden Seiten- 
grenze so geführt, daß seine Front zur vollen Wirkung für 
denjenigen gelangt, welcher, der Straße entlang schreitend, 
dem Grundstück sich nähert. Der ganze Garten bildet den 
reizvollen Vorpark zu diesem fesselnden Bilde, während durch 
die Rückseite des Hauses unschöne gewerbliche Anlagen ver- 
deckt werden, die bei anderer Gebäudelage sichtbar geblieben 
wären. Trotz der einfachen Architektur ist das Ganze einer 
der Lichtpunkte dieses an sich interessanten Straßenzuges. 
Wäre jene Gebäudelage durch Bauordnungszwang vereitelt 
worden, so müßte das in jeder Hinsicht bedauert werden. 

Aus den dargelegten Gründen habe ich seinerzeit folgende 




4* 
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Bauordnungsbestimmungen in Vorschlag gebracht, 
die allmählich Anklang finden: 

1. In den zum Landhaus viertel erklärten Gebietfiteilen soll 
im allgemeinen!) jedes Gebäude oder jede zus£»nmenhängende 
Gebäudegruppe ringsum freistehend angeordnet werden. Es 
ist verboten, mit ihnen an irgend einer Stelle unmittelbar an 
die Grundstücksgrenzen heranzutreten. 

2. Der Gebäudeabstand sollte an den Vorder- und Bück- 
seiten der Häuser, je nach den klimatischen Verhältnissen und 
den Grundstückswerten des Ortes, V4 t>is 3/2 der Gebäude- 
höhe betragen. 

3. Der Gebäudeabstand an den Giebelseiten der Häuser, 
der Bauwich, sollte dagegen gewählt werden gleich 1/5 bis 
1/4 bis 1/3 2) der Gebäudehöhe und 1/5 bis 1/4 bis 1/3 der Ge- 
bäudetiefe, falls Räume zu ständigem Aufenthalt vom Wich 
ihre ausschließliche Tagesbeleuchtung erhalten; dagegen 
gleich 1/10 bis i/g bis 1/3 der Gebäudehöhe und i/jo bis i/g 
bis 1/3 der Gebäudetiefe, falls ausschließlich Nebenräume 
vom Wich Licht und Luft empfangen. 

Für den Abstand von der Grundstücksgrenze gut die Hälfte 
aller hieraus sich ergebenden Zahlen. 

4. Einigen sich die Nachbarn darüber, die breiteren Ge- 
bäudeabstände zusammenzulegen, dann ist es gestattet, den 
Gebäudeabstand (den örtlichen Verhältnissen entsprechend) 
etwas zu verringemS). 

Bildet die Giebelseite dea Hauses eine gebrochene oder 
geschwungene oder schräge Liüie, oder wird sie durch spätere 
Anbauten verlängert, dann muß in der ganzen Gebäudetiefe 
die durchschnittliche Breite des hiemach sich ergebenden Ab- 
standes von der Seitengrenze vorhanden sein, spätere An- 
bauten müssen also weiter von ihr abbleiben*). 

5. Die Frontbreite eines Gebäudes darf im allgemeinen 
nicht breiter als etwa 40 m (30 bis 48 m) bemessen werden. 



^) D. h. abgesehen von Geländeteilen, die zur geschlossenen Um- 
banung mit Einfamilienhäusern vorbehalten sind. 

«) Für die Wahl einer dieser Zahlen sind ebenfalls die örtlichen Ver- 
hältnisse maßgebend. 

s) Zu einer solchen Einigung soll durch dies Zugeständnis Anregung 
gegeben werden. 

*) Dieser Absatz stammt von Professor K. Mohr mann, Hannover, 
meinem Mitberichterstatter für Vorschläge des Hannov. Architekten- und 
Ingenieur -Vereins zur Hannoverschen Bauordnung. 



Das Landhausviertel. 53 

Ausnahmen von dieser Regel sind jedoch zulässig, falls 
die Gebäude in malerisch angeordnete oder künstlerisch durch- 
bildete Gruppen von reizvoller Wirkung zusammengefügt wer- 
den. Überschreiten sie das Maß von 50 m, dann müssen sie 
einen ihrer Mehrbreite entsprechend größeren Wich von den 
seitlichen Grundstücksgrenzen einhalten, indem z. B. i/,o 
bis Vs bi^ */e ihrer Mehrbreite über 40 m den oben angegebenen 
Zahlen zugefügt wird. 

Will man bestimmte Zahlen für die Gebäudebreite über- 
haupt vermeiden, dann läßt sie sich dadurch regeln, daß man 
die Vorschriften für die Einhaltung der seitlichen Grenzab- 
stande etwa wie folgt faßt: Der Wich von der Grenze muß 
betragen i/io der Gebäudehöhe und i/io der Gebäudetiefe 
und i/io der Gebäudebreite, falls Räume zu ständigem Auf- 
enthalt von ihm ihr ausschließliches Tageslicht empfangen, 
sonst die Hälfte. 

Keinesfalls aber darf die Anordnung einer großen Zahl 
reizlos aneinandergereihter Häuser in gerader oder wenig be- 
wegter Flucht gestattet werden, weil sie die Ästhetik der Land- 
hausgebiete beeinträchtigen. 

Vorschriften über die zulässige Höchstzahl 
der Geschosse sind im Landhausviertel insofern not- 
wendig, als sie das Errichten „verschämter Mietkasernen" 
in ihnen auszuschheßen haben, im übrigen aber nachteilig, 
weil sie zur Entstehung der Einförmigkeit Veranlassung 
zu geben pflegen. 

Daher geht mein Vorschlag dahin, dem Einfamilien- 
haus derartige Beschränkungen überhaupt nicht auf- 
zuerlegen, sondern nur denjenigen Gebäuden, welche in 
jedem Geschoß eine oder mehrere Wohnungen enthalten. 
Und zwar würde eine solche Vorschrift zweckmäßig lau- 
ten; „Mehr als drei Wohnungen darf kein Haus im Land- 
hausviertel enthalten ; das Zusammenfügen einiger solcher 
Häuser zu reizvollen Gruppen ist jedoch gestattet." 

Das Einfamilienhaus bedarf aus hygienischen Grün- 
den keiner weiteren Beschränkungen, als sie in den obigen 
Vorschriften angegeben sind, und es verträgt sie aus wirt- 
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schaftlichen Gründen nicht, wenn es gegenüber anderen 
Haustormen wettbewerbsfähig bleiben soll. Jedenfalls 
sollte jedem Bürger gestattet sein, sich sein eigenes Hans 
so zu gestalten, wie es ihm wünschenswert erscheint; 
nur gegenüber etwaigen Übergriffen der Bauuntemeh- 
mung sind hemmende Bestimmungen am Platze. 

So ist z. B. aus rein hygienischen Gründen zu wünschen, 
daß die Hochkellergeschosse der Einfamilienhäuser ver- 
schwänden. Dies wird aber nur dann erreicht, wenn die Bau- 
ordnungen gestatten, daß zu Wirtschaftszwecken u. dgl. ein 
Sockelgeschoß errichtet werden darf, dessen Fußboden sich 
oberhsdb des Erdreichs befindet^). 

Um das Einfamilienhaus wettbewerbsfähig zu erhal- 
ten und diese gesündeste Wohnform weiten Bürgerkrei- 
sen zugänglich zu erhalten, ist es femer notwendig, für 
gewisse Gebiete des Landhausviertels die Umbauung 
der Blöcke mit Einfamilienhäusern in geschlos- 
sener Zeile zu gestatten. Hierzu sind Gelände zu wäh- 
len, deren Reiz dadurch keinen Schaden nimmt, und man 
kann solche Gebiete mit der amtlichen Bezeichnung 
„Übergangszone" versehen, falls man für das Ge- 
deihen der eigentlichen Landhausviertel sonst Schä- 
digungen durch ein solches Zugeständnis gewärtigt. 

Je nach den örtlichen Verhältnissen und Gepflogenheiten 
werden diese Gebiete bald groß bald klein zu bemessen sein. 
Wo man es allgemein liebt, im freiliegenden Einzelhause zu 
wohnen, imd das Gelände eine dieser Wohnform entsprechende 
Preislage besitzt, bedarf man der geschlossenen Blockum- 
bauung nicht oder nur für die Eigenheime der Kleinbürger, 
unselbständigen Handwerker, Unterbeamten usw. Wo da- 
gegen die geschlossene Anordnung der Einfamilienhäuser 
üblich ist und die Hauptwohnform bildet, wie in den Hansa- 



1) In Hannover ist dies auf meine Anregung geschehen. Mehieire 
Architekten haben nach den von mir veröffentlichten Vorbildern solche 
Einfamilienhänser achtet. Ihre Bewohner sind über die ohne Mehr- 
kosten erzielten Verbesserungen allgemein erfreut. 
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Städten, wird man sie auch als solche anerkennen und bei- 
behalten müssen. In der Mehrzahl aller Großstädte werden 
beide Formen gleichberechtigt nebeneinander stehen und glei- 
cher Förderung bedürfen, um jedem Bürger Gelegenheit zu 
bieten, nach seinem Gefallen sich anzusiedeln, und breiten 
Schichten von ihnen es zu ermöglichen, ein Eigenhaus sich 
zu bauen. Denn die Kosten des freiliegenden Hauses der 
Großstadt vermag meist nur der reichste Teil der Bürger- 
schaft zu bestreiten. Außerdem bietet ein ausreichend groß 
gewählter, mit Einfamilienhäusern in völlig geschlossener Zeile 
rings umbauter Block, dessen Inneres durch Gärten eingenom- 
men ist, gerade in Großstädten Vorzüge, so bedeutungsvoller 
Art, daß der an sie Gewöhnte nicht mehr anders wohnen mag. 
Das gut z. B. allgemein von Bremen, dessen Bewohner die 
offene Bauweise so wenig lieben, daß es seinerzeit schwer ge- 
halten hat, sie für die nächste Umgebung des reizvollen Bürger- 
parks zur Durchführung zu bringen. Ganz anders liegen die 
Verhältnisse wieder im Berggelände. Dort gilt es, die für die 
Bebauung geeigneten Teile ihr völlig zu erschließen, während 
die schwierig überbaubaren als oft weiter Wich unberührt 
liegen bleiben sollten, damit der Natur tunlichst wenig Zwang 
auferlegt wird und sie in ihrem Reiz erhalten bleibt. 

Für die geschlossen zu umbauenden Blöcke sind regel- 
mäßige Formen mehr am Platze als für die offen zu hal- 
tenden, aber sie bilden durchaus kein Erfordernis. Genau 
rechtwinkliger Straßenführung bedarf man keineswegs. 
Eine schlanke Kurvenführung oder sanfte Brechungen 
bilden vielmehr auch hier ein ästhetisches Bedürfnis, na- 
mentlich ist ein vollkommenes Anschmiegen an die Ge- 
ländeformen als Notwendigkeit zu bezeichnen. Femer 
ist es geraten, die Grundstücksgrenzen bei der Straßen- 
führung so zu berücksichtigen, daß ohne weiteres be- 
bauungsfähige Flächen entstehen, nicht erst durch Um- 
legung u. dgl. erzielt zu werden brauchen. Denn gerade 
hier kommt es ganz besonders darauf an, das Bauland 
mit tunlichst geringem Kostenaufwand zu erschließen. 
Aus dem gleichen Grunde empfiehlt es sich, den Bau- 
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blocken eine langgestreckte Form zu geben, um die Zahl 
der Querstraßen so weit, wie es irgend angeht, zu vermin- 
dern. Die Langseiten sollen dann nach den günstigeren 
Himmelsrichtungen blicken, die Schmalseiten nach den 
weniger günstigen. Die Blocktiefen müssen den er- 
forderlichen Wechsel aufweisen, um sowohl bescheidenen 
wie hohen Ansprüchen an die Tiefe des Hauses und des 
Gartens gerecht werden zu können. Einschließlich der 
Vorgärten muß eine Blocktiefe von 40 m als Mindestmaß 
gelten, Tiefen von 60 bis 80 m dürften die am meisten be- 
gehrten Grundstücke liefern, während Tiefen von 100 bis 
200 m für die Landhäuser der Wohlhabenden am Platze 
sind. Bei nur einseitiger Bebauung der Straßenzüge, 
welche an den Ufern der Flüsse und Seen wie im Berg- 
gelände den Vorzug verdient, können diese Maße bis auf 
die Hälfte herabgesetzt werden. Da aber die Straßen- 
kosten hier die Grundstücke stark belasten, so wird man 
von vornherein mit der Besiedlung durch wohlhabende 
Bevölkerungsschichten zu rechnen haben. 

Um die Kosten der Straßen und damit der baufertigen 
Grundstücke niedrig zu halten, ist es geboten, die be- 
festigten Teile der Straßen des Landhausvier- 
tels nicht breiter zu wählen, als der Verkehr es in abseh- 
barer Zeit erfordert. Allerdings läßt die rasche Zunahme 
der Automobile es augenblicklich geraten erscheinen, mit 
einer erheblichen Vermehrung der zukünftigen Verkehrs - 
breite zu rechnen. Anderseits kann es vorbehalten blei- 
ben, eine gewisse Breite der Vorgärten, z. B. 2 m, dann 
in die Straße einzubeziehen, sobald ein steigender Ver- 
kehr dies erheischt. Im allgemeinen sind tiefe Vorgär- 
ten an verhältnismäßig schmalen Straßen aus hygie- 
nischen wie aus ästhetischen Gründen erwünscht: Die 
Straßenkosten und die Staubbildung werden vermindert; 
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der Schutz der Gebäude gegen Verkehrsstaub und Ver- 
kehrsgeräusch wird erhöht; die Wirkung der Häuser ge- 
hoben. Die Gartenanlagen der holländischen Städte 
können in dieser Beziehung als treffliche Vorbilder be- 
zeichnet werden. 

An den nur einseitig bebauten Straßen steiler Berg- 
lehnen pflegt dagegen die Vorgartenanlage Nachteile auf- 
zuweisen, welche die Vorzüge oft weit übertreffen. Na- 
mentlich dort, wo zur Straßenbildung Futtermauern von 
irgend erheblicher Höhe notwendig werden, gelangt der 
Vorgarten von der Straße aus überhaupt nicht zur Wir- 
kung, erschwert aber das Betreten des Hauses und macht 
es bei Glatteis, Schneefall u. dgl. gefährUch, da hohe 
Freitreppen ihm dienen. 

Ein hygienisches Bedürfnis* bilden die Vorgärten hier 
niemals, da der Lichteinfall für das Haus durch nichts be- 
hindert wird. Augenweide bieten die Hintergärten und der 
Blick ins Tal. Die Vorgartenanlage behindert aber den 
letzteren, falls nicht den Grundstücken eine bedeutende Tiefe 
gegeben wird, weü die Häuser höher am Hang, also der oberen 
Straße näher errichtet werden müssen und nun in das Ge- 
sichtsfeld des dort Wandernden treten. Bleiben sie tief an 
der Straße, dann schweift der Blick ungehindert zu Tal, ein 
Vorteil, der für die Anwohner wie die Allgemeinheit von 
gleichem Belang ist. Zum Femhalten eines ungünstigen Ein- 
drucks reicht es aus, wenn ganz schmale Hangstreifen zwischen 
Straße und Haus belassen werden, aus deren Grün das letztere 
herausgewachsen erscheint. Sie können ferner dazu dienen, 
Kletterpflanzen anzubauen, die an den Untergeschossen, Lau- 
ben, Säulenhallen und Altanen sich emporranken oder ge- 
schlossene Wandflächen umspinnen und ihnen so im Sommer 
Schutz vor der Glut der Sonnenstrahlen bieten. Die Zugäng- 
lichkeit des Hauses und die Ausnutzbarkeit seines Sockel- 
geschosses wird wesentlich verbessert, wenn nur wenige Stufen 
es von der Straße trennen. Etwa gewünschte Terrassen- und ' 
Freitreppenanlagen können an den Giebelaeiten des Hauses 
sich entwickeln. 
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An sanften Hängen pflegen dagegen tiefe Vorgärten 
ästhetisch und hygienisch gleich vorteilhaft zu wirken; 
die Verhältnisse kommen hier denen des Tals und der 
Ebene nahe. An einseitig bebauten Straßen, die nach 
den Ufern von Gewässern blicken, ist der Vorgarten kein 
hygienisches Erfordernis, weil dem Hause volle Freilage 
gesichert ist. Aber das Haus wird durch einen Vorgarten 
ebensosehr in seiner äußeren Wirkung gewinnen wie an 
Annehmlichkeiten für seine Bewohner, weil vom Vor- 
garten, seinen Terrassen, Lauben und Sitzplätzen freier 
Blick über die Gewässer sich bietet, während der Blick 
aus dem rückwärtigen Garten durch die Gebäude beengt 
zu sein pflegt. 

B. Die Viertel für Bürgerhaus und Miethaus. 

Das Wohnbedürfnis des Mittelstandes (im 
wirtschaftlichen Sinne) kann heute nur noch in ein- 
zelnen Städten Deutschlands durch das Ein- 
familienhaus befriedigt werden. In der Mehrzahl 
derselben sind die Kosten solcher Gebäude zu hoch ge- 
worden. So sehr dies bedauert werden muß, so viel Ur- 
sache wir haben, mit einem gewissen Neid auf das Wohn- 
wesen Hollands und Belgiens zu blicken und ihm nach- 
zueifern, um die Preise der Eigenhäuser niedrig zu halten, 
so wenig läßt sich gegenwärtig die Gesamtsachlage än- 
dern. Immerhin gilt es, das Gute zu erhalten, was noch 
vorhanden ist, dem Eindringen ungünstigerer Bauformen 
des „Stockwerkhauses" zu wehren, in den Außengebieten 
die Durchführung seiner gesündesten und reizvollsten 
Bauarten anzustreben. Stets aber wird man bei diesem 
Vorgehen die Eigenart des Ortes berücksichtigen müssen, 
um nicht eine Verteuerung des Wohnens und damit Woh- 
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nungsenge und Wohnungsnot herbeizuführen. Besonders 
sind es die ortsüblichen Wohnhausformen, die Bauland- 
werte und die Ansprüche der Bewohner an die Lage wie 
die Durchbildung der Wohnung, welche als maßgebend für 
die örtUche (Gestaltung des Wohnungswesens des Mittel- 
standes betrachtet werden müssen. Das Übertragen 
der „Errungenschaften" eines Ortes auf den 
andern muß teils vermieden werden, teils mit Vorsicht 
erfolgen, falls nicht eine gewisse Gleichartigkeit vorliegt. 
Namentlich sind wesentüche Unterschiede zu machen 
zwischen „Millionenstädten", Großstädten und volk- 
reichen Industriestädten einerseits, Residenzstädten, 
Mittelstädten, Kleinstädten, Bade- und Kurorten ander- 
seits. Was in den ersteren kaum noch durchführbar er- 
scheint, muß in letzteren als Mindestanspruch der Hygiene 
bezeichnet werden. Erhebliche Unterschiede an die Lage, 
Größe und Ausstattung der Wohnungen des wirtschaft- 
lichen Mittelstandes treten ferner zwischen Nord- und 
Süddeutschland, Ost- und Westdeutschland auf. Diese 
Ansprüche verringern sich im allgemeinen vom Norden 
nach dem Süden und vom Westen nach dem Osten, wenn 
auch zwischen den einzelnen Gemeinwesen dieser Gebiete 
wieder ein erheblicher Wechsel festzustellen ist. Während 
z. B. im Nordwesten Deutschlands die Zahl der Aufent- 
haltsräume solcher Wohnungen zwischen fünf und acht 
zu schwanken pflegt, liegt diese Zahl in vielen Städten 
Ost- und Süddeutschlands und Deutsch -Österreichs 
zwischen drei und fünf. Dagegen pflegt die Größe 
der einzelnen Räume im Osten bedeutender zu sein 
als in allen übrigen Teilen Deutschlands. Doch ruft das 
wirtschaftUche Können der einzelnen FamiUen nach diesen 
Richtungen in jedem Orte wesentliche Abweichungen 
hervor. 



60 Die Wohngebiete. 

Ferner ist es notwiendig, in diesem Wohngebiete auch 
die Ansprüche derjenigen Teile der wohlhaben- 
den Bevölkerung zu berücksichtigen, welche nicht ge- 
willt sind, im Einfamilienhaus zu wohnen: sei es, daß die 
Wohnung in einer Ebene bevorzugt wird; sei es, daß die 
Überwachung der zeitweilig leerstehenden Wohnung im 
„Stockwerkshaus" leichter erscheint; sei es, daß die Bau- 
unternehmung am Orte keinen ausreichenden Vorteil 
in der mietweisen Überlassung von Einfamilienhäusern 
sieht, der Staatsbeamte daher gezwungen ist, im Stock- 
werkshause Wohnung zu nehmen. In jeder einzelnen 
Stadt müssen ^Iso die Verordnungen dieser ungemein 
großen Vielseitigkeit des Ansiedlungsbedürfnisses eben- 
sosehr Rechnung tragen wie den Ortsgepflogenheiten. 

Wenn femer auch allgemein das Streben dahin gehen 
muß, in den Außengeländen der großen Städte, in allen 
kleineren Gemeinwesen und Vororten die Zahl der Woh- 
nungen im gleichen Hause und die Zahl der Ge- 
schosse so weit zu beschränken, wie dies bei der Eigen- 
art des Ortes nur irgend möglich erscheint, so sollte doch 
nie vergessen werden, daß hierdurch der Mietpreis nicht 
erhöht werden darf, und daß es dringend notwendig er- 
scheint, den Komfort des Hauses mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln der Technik zu steigern. 

Die ganze Entwicklung des Dienstbotenwesens fordert 
dringend für die Gegenwart schon, mehr aber noch für die 
Zukunft — und für diese sind unsere heutigen Neubauten 
bestimmt — die Erleichterung und Verfeinerung der Arbeit 
im Hauswesen, damit wir möglichst unabhängig von den 
Dienstboten werden, mit einer timlichst geringen Zahl von 
ihnen auskommen und solche Dienstboten wählen dürfen, 
deren Kulturstand dem der Herrschaft näher steht. Dieses 
Bedürfnis ist schon für die nächste Zukunft ein so dringendes, 
daß das Verlangen nach weiträumiger Hauslage und nach 
Verringerung der Geschoßzahl wie der Wohnungszahl im 
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gleichen Hause ihm gegenüber einer sachgemäßen Beschrän- 
kung bedarf. 

Um trotzdem diejenige Form der Weiträumigkeit 
erzielen zu können, die nach den örtlichen Verhältnissen 
irgend erreichbar erscheint, ist ein vorsichtiges, die je- 
weilig für die Ansiedlung in Betracht kommenden Be- 
völkerungsschichten genau erwägendes Planen dieser 
Wohnungsgebiete ein ebenso dringendes Erfordernis wie 
der Erlaß so weitgehender Bauordnüngsbestimmungen, 
daß sie für die betreffenden Grelände noch eben durch- 
führbar erscheinen, ohne wirtschaftliche Nachteile im 
Gefolge zu haben. 

Für das Planen der Gebiete kommt in erster Linie das 
Festsetzen derjenigen Blocktiefe in Betracht, welche 
für den betreffenden Einzelfall zweckdienlich erscheint. 
Obgleich eine große Blocktiefe von vornherein als die ge- 
sundheitlich beste angesehen werden darf und den Vor- 
teil bietet, daß sie jede Art des Anbaues zuläßt, hat sie 
auf wertvollem oder wertvoll werdendem Gelände doch 
vielfach große Mißstände herbeigeführt, indem sie ent- 
weder die Wohnungen verteuerte oder zum Errichten von 
Hinterhäusern, Quergebäuden oder tiefen Flügelbauten 
Veranlassung wurde. An die Stelle des freien, durch Gärten 
eingenommenen Blockinnem (vgl. Abb. 3 und 4) tritt dann 
seine Auflösung in Einzelhöfe, deren Größe nur selten 
dem Bedürfnis nach Licht und Luft genügt, deren Augen- 
weide meist zu wünschen übrigläßt. Darum erscheint 
es geboten, die Blocktiefe so auszumitteln, daß die ein- 
zelnen Grundstücke eine Ausdehnung erhalten, welche 
das Errichten der ortsüblichen und für die in Betracht 
kommende Bevölkerungsschicht geeigneten Wohnhäuser 
zuläßt, ohne die Lichtfülle des Blockinnem und die nach 
ihm sich bietende Augenweide zu beeinträchtigen, aber 
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kein Übermaß aufweist, welches nach seiner im Laufe 
der Zeit eintretenden Wertsteigerung das Errichten von 
Hinterhäusern u. dgl. zur Folge haben kann. Diese Auf- 
gabe ist schwierig zu lösen, weil der Fertiger des Stadt- 
bauplans nicht immer vorauszusehen vermag, welcher 
Art Anbau in den verschiedenen Stadtgebieten erfolgen 
wird. Namentlich ist die spätere Entwicklung häufig 
eine völlig andere, als der erste Anbau es erwarten Heß, 
imd zwar verlangt er in der Regel eine erheblich größere 
Grundstückstiefe. Je mehr die Straßenkosten und die 
Grundwerte steigen, um so mehr muß der Architekt be- 
dacht sein, die Wohnhaustiefe zu vermehren, um bei 
schmaler Front geräumige Wohnungen schaffen zu kön- 
nen. Solange hierdurch nicht die Versorgung ihrer 
Räume mit Licht und Luft leidet, hat man keine Ursache, 
diesem Vorgehen entgegenzuwirken, weil die Weiträumig- 
keit der Wohnungen die bedeutungsvollste Grundbe- 
dingung der Hygiene ist und ihr Erreichen mit tunlichst 
niederen Kosten durchaus geboten erscheint. Daher 
dürfte es sich im allgemeinen empfehlen, die Blocktiefen 
größer zu bemessen, als das Bedürfnis der Gegenwart sie 
erheischt. Denn auch die Höhenentwicklung der hier in 
Betracht kommenden Gebäudearten pflegt mit der Zeit 
zuzunehmen, während der steigende Grundstückswert die 
amtlich vorgesteckten Hindernisse einer erhebüchen Bau- 
landausnutzung hinwegzuräumen vermag. Aus diesen 
Gründen scheint mir die Blocktiefe von rund 60 m für 
die hier in Betracht kommenden Gebäudegattungen das 
Mindestmaß zu bedeuten, 80 m ein gutes Durchschnitts- 
maß zu sein. Eine wesentliche Erhöhung dieses Maßes 
dürfte sich für diejenigen Gebietsteile empfehlen, welche 
von der wohlhabenden Bevölkerung besiedelt werden, 
weil hier die Ansprüche sowohl an die Zahl und Tiefe der 
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Räume wie an die Größe der Gärten stark wachsen. 
Immerhin werden diese Maße durch die Ortsgepflogen- 
heiten so sehr beeinflußt, daß sie nur einen allgemeinen 
und ungefähren Anhalt zu bieten vermögen. Die örtlich 
herrschende Grundplanform der Wohnhäuser und ihre 
Höhe bleibt maßgebend. Auch die jeweiligen Ansprüche 
an die Gartenausdehnung bedürfen der vollen Berück- 
sichtigung, wenn zweckdienliche und nach jeder Rich- 
tung befriedigende Anlagen geschaffen werden sollen. 

Die Lösung der hier geschilderten Aufgabe wird ganz 
wesentlich erleichtert, wenn es gelingt, für alle oder ge- 
wisse Gebietsteile der Außengelände rückwärtige Bau- 
fluchtgrenzen festzulegen. Die Durchführung dieses 
von mir ausgegangenen Vorschlags stößt zwar auf Schwie- 
rigkeiten, weil es gegenwärtig noch an gesetzlichen Hand- 
haben zum Erzwingen einer solchen dauernden Frei- 
legung des Blockinnem fehlt ; trotzdem ist sie mehrerenorts 
bereits gelungen, und zwar teils auf dem Wege von Ver- 
handlungen zwischen den Stadtverwaltungen und den 
Grundbesitzern, teils durch Vorschriften über die Be- 
bauungsweise bestimmter Geländeabschnitte, teils durch 
Ankauf von Bauland, Aufteilung und Wiederveräußerung 
unter erschwerenden, im Grundbuch eingetragenen Be- 
bauungsbedingungen durch die Stadtverwaltung. Stets 
empfiehlt sich größte Vorsicht für die Anordnung solcher 
rückwärtiger Bebauungsgrenzen. Sie sollen durchaus 
keine schnurgerade Linie darstellen, sondern die Tiefe 
der einzelnen Grundstücke sowohl wie die gerechtfertig- 
ten Ansprüche der Bauherren an die Größe der zu er- 
richtenden Wohnungen berücksichtigen. Denn nur selten 
sind die Grundstückstiefen eines Blocks gleichartig. Es 
würde daher ungerechtfertigt sein und zum Anrufen ge- 
richtlicher Entscheidungen führen, wollte man auf Grund- 

Xußbaum, Die Hygiene des Städtebaus. 5 
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stücken von vielleicht doppelter Tiefe nur den gleichen 
Anbau dulden wie auf solchen von geringer Tiefe. Ebenso 
falsch wäre es — wie bereits dargelegt wurde — , die Tiefe 
der Räume und ihre Zahl beschränken zu wollen, solange 
durch den Grundplan nicht gesundheitliche Mißstände, 
z. B. Mangel an Licht und Luft oder Geräuschverbreitung, 
hervorgerufen werden. Es gilt in erster Linie, das Auf- 
teilen des Blockinnern in Einzelhöfe zu verhin- 
dern, wie das Errichten von Hinterhäusern und Quer- 
gebäuden es zur Folge hat. Ob auf tiefen Grundstücken 
das Vordergebäude sich weiter in das Innere des Blocks 
erstreckt als auf flachen Grundstücken, ist von geringer 
gesundheitlicher Bedeutung. Infolgedessen dürfte es ge- 
raten sein, für die Entfernung der rückwärtigen Be- 
bauungsgrenze von der Straßenfluchtlinie eine Verhält- 
niszahl der Grundstückstiefe zu wählen, z. B. je nach 
dem Baulandwerte Y3, Y2» Vs ^^^^ Vs» außerdem aber zu 
bestimmen, daß eine den Ortsgepflogenheiten entspre- 
chende Mindesttiefe der Wohnhäuser unter allen Um- 
ständen ausgeführt werden darf. Dagegen ist das Er- 
richten von Hinterhäusern und Quergebäuden all- 
gemein zu verbieten, \^hrend die Ausführung von 
Seitenflügeln der Vordergebäude dann gestattet werden 
kann, wenn nicht besondere Wohnungen in ihnen sich 
befinden. Sache des Bebauungsplans wird es bleiben, die 
Blocklage und Blocktiefe so auszumitteln, daß keine Ver- 
schwendung an wertvollem Bauland durch die Anord- 
nung rückwärtiger Bebauungsgrenzen hervorgerufen wird. 
Je kleiner die Wohnungen der künftigen Ansiedler sind, 
um so mehr muß die Blocktiefe abnehmen, wenn nicht 
entweder dieser Mißstand oder eine ungünstige Grund- 
plananordnung entstehen soll. In gleicher Weise sollte 
dem Bauland werte Rechnung getragen werden, um tiefe 
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Gärten im Blockinnern dort zu gewinnen, wo dieses 
ans wirtschaftlichen Gründen durchführbar erscheint. 
Das Errichten kleiner Nebengebäude, Stallungen u. a. 
zu Wirtschaftszwecken im Blockinnern muß selbstver- 
ständüch gestattet bleiben. Dem Errichten von Sommer- 
häuschen, Lauben und anderen die Gartenbenutztmg an- 
genehmer gestaltenden niederen Gebäuden darf man eben- 
falls nicht entgegentreten, solange die Gartengröße durch 
sie keine wesentliche Einschränlnmg erfährt. Dagegen 
wird man das Errichten aller Nebengebäude auf flachen 
Grundstücken untersagen, deren Bebauung in der orts- 
übhchen Tiefe nur durch das Ansetzen der oben ange- 
gebenen Ausnahmebestimmung möglich wird. 

Erfüllen der Bebauungsplan und die Bauordnung die 
hier kurz dargelegten Grundbedingungen für die Mög- 
üchkeit einer wirtschaftüch angezeigten, zweckentspre- 
chenden Ausnutzung des Baulandes, dann werden die 
Grundstücksbesitzer bald einsehen lernen, daß die Fest- 
setzung rückwärtiger Bebauungsgrenzen in ihrem eigen- 
sten Interesse gelegen ist. Denn sie bietet Gewähr, daß 
jeder Wohnung für die Gesamtdauer ihres Bestehens Licht 
und Luft in Fülle zuströmt, sämtlichen Anwohnern Au- 
genweide und Gartenaufenthalt dauernd geboten werden. 
Je mehr solche Wohnungen in den Neusiedlungen ent- 
stehen, um so mehr Anregung werden sie zu gleichem 
Vorgehen der Grundstücksbesitzer geben, weil die Vor- 
züge dieser Wohnungen ihnen im Wettbewerb den Vor- 
rang sichern. Wer die Annehmhchkeiten des freien, durcli 
Gärten eingenommenen Blockinnern kennen gelernt hat, 
wird sie nicht mehr vermissen wollen. 

Grelingt das Freihalten des gesamten Blockinnern nicht, 
dann sollte wenigstens der Versuch gemacht werden, tun- 
Hchst viele Höfe in freien Zusammenhang zu 
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bringen. Abbildung 5 gibt ein Schema für eine solche 
Zusammenlegung, Abbildung 6 ein ausgeführtes Bei- 
spiel^). Den Bauordnungen fällt die Aufgabe zu, An- 
regung auch in dieser Richtung zu geben, indem sie Ver- 
günstigungen für die Abmessung jedes einzelnen Hofes 
bieten, sobald die Zusammenlegung durch Eintragung 
ins Grundbuch dauernd gesichert wird. 

Die jetzigen Bestimmungen der Bauordnun- 
gen über das Verhältnis der Freifläche des Grund- 
stücks zur Baufläche erfüllen die Ansprüche an Licht- 
fülle, Luftreinheit und Augenweide fast allgemein in 
höchst ungenügender Weise. Sie müssen als ein schwacher 
Notbehelf für die bereits bebauten oder in der Bebauung 
begriffenen Wohngebiete bezeichnet werden. Trotzdem 
führen sie bei irgend weitgehenden Forderungen zu wirt- 
schaftlichen Härten, die zum Kampf herausfordern. Na- 
mentlich pflegen Grundstücke von geringer Tiefe, Eck- 
grundstücke und Grundstücke, welche an der Vorderseite 
und an der Rückseite durch Straßen begrenzt sind, unter 
solchen Bestimmungen zu leiden. Dabei geben die letz- 
teren gerade Veranlassung, auf jedem Grundstück einen 
Einzelhof zu bilden, welcher rings mit Gebäuden um- 
stellt wird. Nur bei sehr bedeutender Grundstücksgröße 
weisen solche Höfe Abmessungen auf, welche jene be- 
deutsamen hygienischen Ansprüche einigermaßen zu be- 
friedigen vermögen. In der Mehrzahl deutscher Städte 
pflegt der Einzelhof gegenwärtig eine dem Wohlbefinden 
wie dem Wohlbehagen hohnsprechende Anlage zu sein. 

Als weiterer Nachteil dieser heute gültigen Bestim- 
mungen ist hervorzuheben, daß sie in der Regel die Ge- 
bäudehöhe unberücksichtigt lassen, also die bedeutsamen 

^) Der aiuftthrende Architekt, Herr Fast je (Hannover), hat in meinen 
Vorträgen Anregung zu solchem Vorgehen erhalten. 
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Ansprüche an einen angemessenen Lichteinfallswinkel 
nicht erfüllen. Daher sollte für die Neusiedlungen das 
oben dargelegte Verhältnis des Gebäudeabstandes zur 
Gebäudehöhe auch für die Hof anläge maßgebend ge- 
macht, dagegen von Forderungen an das Verhältnis der 
Freifläche zur Baufläche abgesehen werden. Einigen sich 
dann die Nachbarn oder die sämtlichen Grundbesitzer 
eines Baublocks über das Zusammenlegen ihrer Höfe, 
dann vermögen sie weitgehende Bauerleichterungen zu 
erzielen und doch eine angemessene Freilage ihrer Ge- 
bäuderückseiten zu erreichen. Während also die jetzigen 
amtüchen Bestimmungen das Entstehen von Einzelhöfen 
jedes Grundstücks zur Folge haben, führt die gesund- 
heitUch richtigere Forderung eines dem OrtskUma ent- 
sprechenden Lichteinfallswinkels zu der durchaus wün- 
schenswerten Zusammenlegung der Höfe imd vermag so 
alle irgend berechtigten Ansprüche an das Wohlbefinden 
und Wohlbehagen der Anwohner zu erfüllen. Ein Vorzug 
liegt endUch noch darin, daß die vielen Sonderbestim- 
mungen in Fortfall kommen, welche gegenwärtig in der 
Mehrzahl der Bauordnimgen enthalten sind, um für un- 
günstig gelagerte Fälle die Härten der Ansprüche an die 
Freifläche der Grundstücke auf ein erträgliches Maß 
herabzusetzen. Denn nur selten ist es gelungen, alle diese 
Fälle wirkhch zu berücksichtigen. Oft werden einzelne 
Grundbesitzer ganz imgerechtfertigt begünstigt, andere 
benachteiligt. 

Eine weitere, gleich bedeutsame Aufgabe der Bau- 
ordnungen besteht darin, die Anlage enger Licht- 
höfe und Lichtschachte für Häuser mit Stockwerks- 
wohnungen in den Neusiedlungen zu beschränken. Selbst 
dann, wenn ausschließlich Nebenräume Licht und Luft 
von ihnen empfangen, wirken sie nachteihg auf das Wohl- 
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befinden der Hausbewohner ein. Durch die Enge dieser 
Höfe und ihre Umöichließung mit hohen Wänden wird die 
Luftbewegung in ihnen bei windstillem Wetter auf ein 
so niederes Maß herabgesetzt, daß sie nicht ausreicht, die 
Abgase der Klosetts, den Wasserdampf der Badestuben 
u. a. in einwandfreier Weise zu entfernen. Vielmehr 
dringt die Abluft der einen Wohnung vielfach in die ge- 
öffneten Fenster der übrigen Wohnungen ein, wird hier- 
bei nicht selten nach den geheizten Zimmern geführt und 
gelangt so in die Atemwerkzeuge der Bewohner. Ferner 
findet Geräusch an den hohen, eng zusammengedrängten 
Wänden eine Verstärkung und führt so zu Belästigungen. 
Da nahe den Lichtschachtfenstem mit Vorliebe das 
Klopfen von Polstermöbeln, in den Lichthöfen das Rei- 
nigen von Teppichen u. dgl. erfolgt, so sind solche Be- 
lästigungen durchaus keine seltene Erscheinung. Immer- 
hin ist es besser, sämtliche Nebenräume mit Fenstern ver- 
sehen zu können, als sie völlig ohne Licht- und Luft- 
zuführung lassen zu müssen. Aus diesem Grunde empfiehlt 
es sich, in der Mehrzahl der Fälle an die Stelle solcher 
geschlossenen Höfe „Lichtgassen*' treten zu lassen, 
welche im freien Zusammenhang mit den großen Höfen 
oder Gärten stehen. 

In Hannover haben solche Lichtgassen für das Methaus 
eine ziemlich allgemeine Verbreitung gefunden und sich dann 
durchaus bewährt, wenn ausschließlich Nebenräume von ihnen 
Licht und Luft erhalten. Die Abbildungen 7 bis 9 geben drei 
von mir entworfene Grundpläne solcher Häuser verschiedener 
Größe wieder. Die Erfahrung hat gelehrt, daß derartige Licht- 
gassen ohne Nachteil eine sehr geringe Breite erhalten dürfen. 
Eine Raumvergeudung gegenüber den Lichthöfen findet da- 
her nicht statt, sobald die Bauordnungsbestimmungen dieser 
Eigentümlichkeit Rechnung tragen. Mit der Tiefe der Licht- 
gassen und der Höhe der sie bildenden Wände muß natürlich 
auch die Breite der Lichtgassen zunehmen. In den Abbü- 
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düngen 7 bis 9 ist dies gezeigt. Und zwar bedeuten die hier 
gewählten Breiten Mindestmaße für Häuser mit drei Wohn- 
geschossen, für welche die Entwürfe bestimmt waren. 

Die Festsetzung der Zahl der Wohngeschosse 
durch die Bauordnung muß dem Einzelfall vorbehal- 
ten bleiben, da die Ortsgepflogenheiten und die wirt- 
schaftHchen Verhältnisse der in Betracht kommenden 
Bevölkerungsgruppe hierfür maßgebend sind. Im all- 
gemeinen wird man nicht unter drei Wohngeschosse 
hinabgehen dürfen, weil Grebäude mit weniger Geschossen 
eine besonders ungünstige Rente abzuwerfen pflegen. 

Selbst in Häusern, welche außer dem Erdgeschoß und 
Obergeschoß noch eine volle Dachgeschoßwohnung enthalten, 
pflegt sich der Mietpreis der beiden „Vollwohnungen" gleich 
hoch, wenn nicht höher zu stellen als die eines Einfaimlien- 
hauses mit gleicher Zimmerzahl, Zimmergröße und Aus- 
stattung. 

Dagegen ist das Hinausgehen über drei Vollgeschosse 
in kleinen und mäßig großen Städten allgemein, in man- 
chen Großstädten für den wohlhabenden Teil der Be- 
völkerung auch aus wirtschaftlichen Gründen nicht an- 
gezeigt. 

In Hannover ist z. B. in diesen Kreisen der „dritte Stock" 
so unbeliebt, daß sein Mietpreis im besten Falle nur die durch 
seine Herstellung entstandenen Kosten verzinst und tilgt, 
nicht eine bessere Rente des Baugrundes erzielen läßt. Dabei 
werden die Häuser mit nur drei Wohnungen stets bevorzugt, 
und sie bieten (bei gleicher Größe) den Vorzug, daß dem ein- 
zelnen Mieter mehr Keller- und Dachbodenraum zur Ver- 
fügung gestellt werden kann. Der Hauserbauer steckt daher 
nicht nur eine unnötig große Geldsumme in das viergeschossige 
Haus, sondern erzielt auch mit ihr zumeist eine weniger gün- 
stige Rente als mit der kleineren im dreigeschossigen Haus 
angelegten Summe und läuft bei Überfüllung des Wohnungs- 
marktes weit eher Gefahr, daß durch Leerstehen von Woh- 
nungen Mietausfälle eintreten. 
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Für kleine und mittelgroße Wohnungen ist die Sach- 
lage in der Mehrzahl der Großstädte (auch in Hannover) 
dagegen eine andere. Mit ihnen erzielt man in der Regel 
eine besonders günstige Rente im viergeschossigen Haus. 
Erst der „vierte Stock" (das vierte Obergeschoß) ist 
weniger beliebt und führt unter Umständen zu einer Ein- 
buße an Rentenhöhe. Daher wird für die verschiedenen 
Städte und Stadtgebiete bald das Wohnhaus mit drei> 
bald mit vier Vollgeschossen zugelassen werden müssen. 
Dagegen dürfte es sich ziemlich allgemein empfehlen, in 
den Neusiedlungen ein fünftes Vollgeschoß nicht weiter 
zu dulden oder höchstens für das weiter imten zu be- 
sprechende Haus mit Kleinwohnungen zuzulassen, weil 
es gesimdheitUche Nachteile herbeiführt, ein wirtschaft- 
liches Erfordernis aber nur auf wertvoll gewordenem 
Bauland darstellt. 

Für die Höhe der Gebäude sollte im übrigen Frei« 
heit bleiben, indem ausschließUch das vorgeschriebene Ver- 
hältnis der Gebäudehöhe zum Gebäudeabstand maßgebend 
bleibt. Ein anderer Bauordnungszwang, die Grebäudehöhe 
gering zu halten, ist hygienisch unnötig, führt sogar den 
gesundheitUchen Nachteil herbei, daß die Bauunterneh- 
mer mit der Geschoßhöhe mehr sparen, als für den zu 
bietenden Luftraum der Wohnräume angemessen ist oder 
den Wünschen imd Gepflogenheiten der betroffenen Be- 
völkerungsgruppe entspricht. 

Durch diese Vorschrift hat man es femer in der Hand, 
auch die Geschoßzahl in ganzen Stadtgebieten oder einzel- 
nen Straßenzügen niedriger zu halten, als es sonst angeht. 
Denn der durch den Bebauungsplan an der Straße fest- 
gelegte Gebäudeabstand ist maßgebend für die Gebäude- 
höhe und damit für die Geschoßzahl, sobald eine Mindest- 
höhe jedes Wohngeschosses eingehalten werden muß. 
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Sie sollte für die Häuser der Wohlhabenden nicht unter 
3,5 m, für die des wirtschaftlichen Mittelstandes nicht, oder 
höchstens für seine schwächeren Teile, unter 3,25 m herab- 
sinken. Die Zimmerzahl oder das Gesamtmaß der Wohnungen 
(in der Grundebene) kann hierfür als Anhalt herangezogen 
werden, wird aber in jeder Stadt einem gewissen Wechsel 
unterliegen müssen, weü die Gewohnheiten und Ansprüche der 
Bevölkerung an die Höhe ihrer Räume erhebliche Unter- 
schiede aufweisen. Ästhetisch kommt das Verhältnis des 
Raummaßes in der Ebene für die Wahl der geeigneten Raum- 
höhe in Betracht. Beide Maße sollen gleichmäßig fallen und 
steigen. Da aber die verschiedenen Aufenthaltsräume der 
gleichen Wohnung in ihren Abmessungen stark zu wechseln 
pflegen, so vermag ein Durchschnittsmaß der Raumhöhe die 
verhältnismäßig günstigste Lösung zu bieten. In hygienischer 
Beziehung gilt annähernd das gleiche. Hohe Räume bieten 
günstige Licht- und Luft Verhältnisse. Niedere Räume lassen 
sich mit wesentlich geringerem Brennstoffaufwand im Winter 
behaglich halten; ein Umstand, der um so mehr in Betracht 
kommt, je sparsamer geheizt werden muß. Räume, deren 
Heizkörper an den Außenwänden stehen, machen hiervon 
allerdings eine Ausnahme, weil durch diese Stellung der 
Wärmeimterschied zwischen Decke und Fußboden auf ein 
geringfügiges Maß herabsinkt. Nach alle diesem erscheint 
es geraten, den Wohnungen der Wohlhabenden eine größere 
Geschoßhöhe zu geben als denen der wirtschaftlich ungünstig 
gestellten Leute. 

Wechselt man im Bebauungsplan mit der Straßen- 
breite, dann erzielt man zugleich diejenige Vielseitigkeit in 
der Höhe der Gebäude, welche sowohl für die Erscheinung 
der Stadtbilder willkommen ist, indem sie der Eintönig- 
keit entgegenwirkt, wie für das Wohlbehagen der An- 
wohner. Denn sie bietet Gelegenheit, auch Wohiigebäude 
von bescheidener Höhe preiswert errichten zu können. 
Allerdings ist es zu diesem Zwecke notwendig, die je- 
weilige Straßenbreite der Tiefe der sie berührenden Grund- 
stücke anzupassen. Dann können auf Grundstücken von 
geringer Tiefe niedere, auf solchen von großer Tiefe höhere 
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Gebäude errichtet werden. Da auch die Straßenanlage- 
kosten mit dem Gebäudeabstand zu- und abnehmen, so 
werden die hohen Kosten breiter Straßen auf tiefe Grund- 
stücke mit höheren und umfangreicheren Gebäuden ent- 
fallen, während die bescheidenen Häuser an schmalen 
Straßen auch entsprechend weniger mit diesen Kosten 
belastet werden. 

Ganz allgemein bedarf das niedere Haus einer sol- 
chen wie anderweiter Förderung durch den Stadtbauplan 
und die Bauordnung sowie durch eine tunlichst geringe 
Belastung mit Straßenkosten und Kanalabgaben. Denn 
es weist bedeutsame gesundheitüche Vorzüge auf: Die 
Zahl der FamiHen im gleichen Haus verringert sich; die 
Buhe nimmt im gleichen Maße zu, die Mühewaltung für 
das Ersteigen der oberen Geschosse ab. Vor allem aber 
bietet das niedere Haus im Sommer günstigere Wärme - 
Verhältnisse, als sie in den Obergeschossen hoher Häuser 
erreichbar sind. Denn der kühlende Einfluß des Erd- 
bodens macht sich noch bis in das erste Obergeschoß be- 
merkbar, und es geUngt, durch Baumschlag die Glut der 
Sonnenstrahlen vom ganzen Hause fernzuhalten, die 
an dasselbe herantretende Luft zu kühlen. Dagegen be- 
dürfen diese Gebäude — wie bereits erwähnt — eines im 
Verhältnis zu ihrer Höhe etwas zunehmenden Gebäude- 
abstandes, um für den Durchschnitt ihrer Geschosse 
gleiche Lichtfülle und Lufterneuerung zu erhalten, wie 
für diesen Durchschnitt hohe Gebäude ihn bieten. Daher 
erscheint es geboten, in den Neusiedlungen durch die an- 
gegebenen Mittel so weit auf das Niedrighalten der Ge- 
bäude und die Verbesserung des Lichteinfallswinkels hin- 
zuwirken, wie die örtlichen Grundstückswerte und son- 
stigen Verhältnisse es zulassen, ohne eine Verteuerung 
der Wohnungen hervorzurufen. 
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C. Bas Kleinwohnniigsgebiet. 

Für das Kleinwohnungsgebiet ist eine Sonder- 
stellung hauptsächlich in Hinsicht auf die Be- 
stimmungen der Baüordnurig erforderlich. Im 
Stadtbauplan ist eine Trennung nur insofern nötig, als 
bestimmte Gebietsteile in der Nähe der Arbeitsstätten 
den dort Beschäftigten besonders willkommen zur Nie- 
derlassung sind. Eine vollständige räumliche Trennung 
würde soziale Bedenken hervorrufen, da sie den Anschein 
erwecken könnte, man wolle die Arbeiter aus den übrigen 
Wohnliausgebieten verdrängen. 

Die Sonderstellung in der Bauordnung hat den Zweck, 
der Bauunternehmung Anregung zum Errichten von 
Kleinwohnungen zu geben, den gemeinnützigen Bau- 
gesellschaften und Baugenossenschaften Erleichterungen 
für ihre segenbringende Tätigkeit zu gewähren. 

Im allgemeinen ist die Großuntemehmung wenig geneigt, 
an das Errichten, namentlich aber an das Vermieten von 
Kleinwohnungen heranzutreten, weil der auf niederer Kultur- 
stufe stehende Teil der wirtschaftlich schwachen Bevölkerung 
die Wohnungen wenig schonend zu behandeln pflegt, und weil 
Mietausfälle von unbemittelten Bewohnern eher zu gewärtigen 
sind als von bemittelten. Ein Leerstehen der Kleinwohnungen 
ist dagegen keine häufige Erscheinung. Es kommt zumeist 
nur in Zeiten des industriellen Niedergangs zustande. Ob- 
gleich femer die Miethöhe im Verhältnis zum Raumgehalt der 
Kleinwohnungen und zu ihren Herstellungskosten in der Regel 
ausreichend groß, mancherorts größer als die der mittleren 
und vornehmen Wohnungen zu sein pflegt, herrscht jene Un- 
lust der Großuntemehmung doch ziemlich allgemein. Nur 
dann, wenn der Wohnungsmarkt sonst überfüllt ist, nimmt sie 
ab. Schon aus diesen Gründen erscheint es angezeigt, daß 
die Bauordnungsbestimmungen für Kleinwohnungen Erleich- 
terungen gewähren. Ebenso bedürfen die gemeinnützigen 
Bauvereine ihrer zur Erreichung des Ziels, geräumige, gut 
ausgestattete, ausreichend frei gelegene Kleinwohnungen preis- 
wert zur Verfügung stellen zu können. 
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Diese Erleichterungen müssen sich nach verschie- 
denen Richtungen erstrecken: 

1. Der Lichteinfallswinkel braucht auch in Außen- 
gebieten nicht flacher gewählt zu werden, als das Orts- 
klima es erfordert. Denn die Mehrzahl der Inhaber von 
Kleinwohnungen benutzt sie in den lichtvollen Tages- 
stimden wenig, und sie pflegt wesentlich geringeren Wert 
auf Augenweide zu legen als die übrige Bevölkerung. Für 
diese Wohnungen muß der Hauptwert daher auf das Er- 
zielen günstiger Wärmeverhältnisse gelegt werden. Sie 
bedürfen des Schutzes gegen Sturmanfall und Schlag- 
regen ebensosehr wie gegen sommerliche Sonnenglut, 
wenn auch zu ihrer Trockenhaltung während einiger 
Tagesstunden Besonnung aller freiliegenden Flächen an- 
gezeigt ist. Auch die Durchlüftung des Blockinnern muß 
eine lebhafte bleiben. Aus diesen Gründen pflegt eine 
mäßige Freilage als die verhältnismäßig günstigste be- 
zeichnet werden zu können. Enge Höfe sind aber auch 
für diese Gebiete nicht am Platze. 

2. Mit den soeben dargelegten Gründen vereinigen 
sich wirtschaftliche Notwendigkeiten gegen die Anwen- 
dung der offenen Bauweise. Sie bietet zu wenig Schutz 
gegen Witterungsunbilden und erhöht die Straßenkosten 
in einer für diesen wirtschaftUch schwächsten Teil der 
Städter unerschwinglichen Weise. Auch die Hausbau- 
kosten pflegen mit ihrer Anwendung mehr zuzunehmen, 
als zur Erzielung niederer Mieten zulässig erscheint. Die ge- 
schlossene Bauweise sollte daher für Kleinwohnungsgebiete 
die Regel bilden, die offene Bauweise auf günstig gelagert« 
und solche Fälle beschränkt werden, wo das Gelände 
oder klimatische Verhältnisse sie wünschenswert machen. 

3. Die Geschoßzahl der Kleinwohnungen sollte gegen- 
über der von „herrschaftlichen" und „Bürger"- W^oh- 




Abb. 11. 
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Abb. 12. 
Anordnung von Hinterhäusern in Reihen. 
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nungen der gleichen Stadtlage um eines vermehrt werden 
dürfen, soweit der verbleibende Lichteinfallswinkel dies 
gestattet. 

Die Geschoßhöhe der Kleinwohnungen ist mit 2,60 bis 
2,80 m ausreichend bemessen, da die übrigen Raumgrößen 
eine bedeutendere Höhe nicht erfordern, die Wärmeverhält- 
nisse geheizter Zimmer für eine geringe Höhe sprechen und 
die geringe Raumtiefe trotz der letzteren ausreichende Tages- 
helligkeit zustande kommen läßt. Zumeist kann man dsSier 
im Kleinwohnungshaus ein Geschoß gewinnen, ohne den 
Fußboden des obersten Wohngeschosses mehr über das 
Straßenpflaster erheben oder die Gebäudehöhe vermehren 
zu müssen. Weder die Tageslichtfülle, noch die Erreichbar- 
keit des Gartens, noch die Mühe des Treppensteigens, noch 
die Feuersicherheit werden daher durch jenes Zugeständnis 
irgendwie beeinflußt, während es den Inhabern der Klein- 
wohnungen gleichgültig zu sein pflegt, in welchem Geschoß 
sie wohnen, wenn der Mietpreis nur erschwinglich bemessen 
ist. Das Wachsen der Zahl der Wohnungen im gleichen Haus 
läßt sich aus wirtschaftlichen Rücksichteil sowieso für diese 
Gebäudegattung nicht verhindern. 

4. Die Ansprüche an die Standfestigkeit undj Feuer- 
sicherheit des Hauses müssen zwar mit dessen Höhe und 
Umfang zunehmen, dürfen aber im Kleinwohnungshaus 
so niedrig gehalten werden, wie dies ohne Gefahr für 
Leben und Gesundheit angeht. 

So ist z. B. infolge der geringen Geschoßhöhen imd Raum- 
abmessungen die Anwendung einer verhältnismäßig geringen 
Dicke der tragenden Mauern angängig, weil die vielen Wände 
sich gegenseitig verstreben und stützen; die Flure und Treppen- 
läufe bedürfen keiner so bedeutenden Breite, die Decken 
keiner so hohen Tragfähigkeit wie im „Bürgerhaus", weü nur 
leichte und kleine Möbel im Kleinwohnungshaus befördert und 
aufgestellt, leichte Öfen benutzt zu werden pflegen. Auch die 
geringen Spannweiten der Decken lassen eine leichte Bauart für 
sie angängig erscheinen, zumal die Inhaber dieser Wohnungen 
gegen Geräuschdurchdringung wesentlich weniger empfind- 
lich zu sein pflegen als geistig angestrengt arbeitende Leute. 
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5. Die Außenarchitektiir der Kleinwolinungshäuser 
darf bescheiden und mit preiswerten Baustoffen durch- 
geführt werden, wenn sie nur anheimehid und freundlich 
ausfällt. Da die Eigenart des Gebäudes und sein Zweck 
in der Außenerscheinung zum Ausdruck kommen sollen, 
wenn anders das Haus künstlerischen Ansprüchen ge- 
nügen will, so muß jeder Prunk sogar als zweckwidrig, 
also verwerflich bezeichnet werden. Mehr noch gilt dies 
von falschem Schein, dessen rascbe Vergänglichkeit bald 
trostlose Eindrücke hervorzurufen pflegt. 

Die Bestimmung der zweckdienlichen Block- 
tiefe für Kleinwohnungen bedarf einer sorgfältigen 
Erwägung. Abgesehen von örtlichen Einflüssen, die hier 
keine Berücksichtigung finden könnfen, läßt sich fol- 
gendes sagen. Im allgemeinen sind zum Errichten von 
Kleinwohnungen Gebäude mit geringer Tiefe wirklich 
zweckdienlich. Sie wird 10 bis 11 m nicht häufig zu über- 
steigen brauchen; 12 bis 13 m dürfen in der Mehrzahl 
der Orte bereits als- Höchstmaße bezeichnet werden^). 
Je nachdem nun die Anwendung von drei, vier oder fünf 
Wohngeschossen in den betreffenden Orten oder Stadt- 
gebieten zulässig ist, bedarf man unter der Annahme 
eines rückwärtigen Gebäudeabstandes von % ^is ^1^ der 
Haushöhe Blocktiefen von etwa 30 bis 48 m, sobald 
Hinterhäuser u. dgl. ausgeschlossen sein sollen^). Diese ge- 
ringen Blocktiefen (vgl. Abb. 10) haben nun die wirtschaft- 
lich nachteilige Folge, daß die Zahl der Straßen eine 
verhältnismäßig hohe wird, ihre Kosten und die für sie 
erforderliche Landhergabe in ein ungünstiges Verhältnis 



^) Allerdings hat man in einzelnen Großstädten neuerdings begonnen. 
Kleinwohnungen mit 4 bis 5 Aufenthaltsräumen an schmaler Front zu er- 
richten. Die Tiefe dieser Gebäude geht bis zu 20 m. 

') Vorgärten sind hierbei nicht in Rechnung gezogen, da sie in vielen 
Städten besser durch schmale „öffentliche" Parkstreifen ersetzt werden. 
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geraten zu der Zahl und Größe der erzielten bebauungs- 
fähigen Grundstücke. Daher habe ich seit Jahren geraten, 
dort, wo Großunternehmer, Vereine, Körperschaften oder 
Verwaltungen ganze Baublöcke mit Kleinwohnungen be- 
setzen, den Blöcken große Abmessungen zu geben und 
sie in der nachfolgend geschilderten Weise so zu unter- 
teilen, daß zusammenhängende Garten- oder Hofflächen 
die Gebäude trennen und ihr Abstand ein dem Orts- 
klima entsprechend weiter bleibt. 

Die einfachste Art einer solchen Unterteilung bildet 
die Anlage von in Reihen gestellten Hinterhäusern. 
Dabei wird es sich im allgemeinen um die von mir in Abbil- 
dung 11 dargestellte Anordnung handeln, bei welqher die Hin- 
terhäuser die Tiefe der Vorderhäuser bekommen und einen 
ihrer Höhe angemessenen Abstand imter sich halten. Im Osten 
Deutschlands ist dagegen die von mir in Abbildung 12 gezeigte 
Form insofern willkommener, als sie den Gepflogenheiten der 
Bevölkerung mehr entspricht und den höchsten Schutz gegen 
die Einflüsse der Witterung bietet. Allerdings erhalten die 
Wohnungsflure bei ihr nur vom Treppenhause Licht und 
Luft. Sie besitzt den Vorzug, auf Baublöcken von mäßiger Tiefe 
durchführbar zu sein, den Nachteil einer größeren Prontinan- 
spruchnahme für die gleiche Zahl der Hinterhauswohnungen. 

Für Orte, deren Bevölkerung ungern in Hinterhäusern 
wohnt, empfiehlt sich die in Abbildung 13 von mir schema- 
tisch dargestellte Erschließung des Baublocks durch 
einen Privat weg. Abbüdung 14 gibt den Versuch einer 
Grundplangestaltung der so gewonnenen Wohnungen wieder. 
Abbildung 15 zeigt die Anordnung derartiger Blöcke zwischen 
solchen für Bürgerhäuser zum Zweck der tunlichsten Ermäßi- 
gung der für die Kleinwohnungen erforderlichen Straßenbreiten. 

Für Grundstücksblöcke von bedeutender Tiefe, wie sie 
z. B. in Berlin üblich sind, führt meines Erachtens die Quer- 
teilung durch Privatwege zur günstigsten Aufteüungs- 
form. Abbüdung 16 und 17 zeigen solche von mir entworfene 
und schematisch dargestellte Unterteilungen. In Abbildung 16 
ist der Block rings mit „Bürgerhäusern" umbaut gedacht, 
während die in seinem Innern gelegenen Häuser ausschließ- 
lich Kleinwohnungen enthalten. Hierdurch gelingt es, die 
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Straßenkosten und Kanalabgaben für letztere fortzuschaffen 
und ihre Außengestaltung mit den einfachsten Mitteln durch- 
zuführen, da das Grün des Gartens, namentlich der Schling- 
pflanzen benutzt werden kann, die Wandflächen zu beleben 
und ihnen Reiz zu verleihen. Der in Abbildung 17 wieder- 
gegebene Block ist dagegen vollständig für Kleinwohnungen 
ausgenutzt. Als Zugänge können sowohl Gebäudewiche dienen 
wie überbaute Torwege von angemessener Breite und Höhe. 
Sie brauchen nicht in der Mitte der Schmuckhöfe Platz zu 
finden, wie die schematischen Studienpläne es darstellen, son- 
dern können auch eine Seitenlage erhalten, falls die Grund- 
plangestaltung oder die Schmuckhof ausbüdung dies wün- 
schenswert erscheinen läßt. Die Blockunterteilung gewährt 
volle Freiheit in Hinsicht der Tiefen- und Höhengestaltung 
der Häuser. Soll sie gering gewählt werden, dann wächst die 
Zahl der Schmuckhöfe; im andern Falle nimmt sie ab. Man 
kann außen höhere, innen niedere Häuser, auch Eigenhöime 
errichten, oder sie gleich machen. Im Einzelfall zeigen einige 
flüchtige Skizzen und Rentenberechnungen, welche Art der 
Anlage die wirtschaftlich vorteilhafteste ist. In einigen von 
mir durchgearbeiteten Fällen ergab die Anwendung von nur 
drei Wohngeschossen im Blockumem die günstigste Rente, 
weil die Zahl der Häuser (unter der Annahme eines gleich- 
artigen Lichteinfallswinkels) sich derart vermehrte, daß ein 
Gewinn an Wohnungen sich herausstellte. Die ruhige Lage 
der Kleinwohnungshäuser zwischen einem Schmuckhof und 
Hausgärten ist in hygienischer Hinsicht jedenfalls die denk- 
bar günstigste. Der Vorteil, mit Sechswohnungshäusem aus- 
kommen zu können, ohne eine Mietsteigerung vornehmen zu 
müssen, tritt in vielen Fällen hinzu. Daher kann ich die 
Einführung solcher Querunterteilung ausgedehn- 
ter Blöcke in hystienischer wie in wirtschaftlicher 
Hinsicht auf das wärmste empfehlen. Der Reiz des 
Schmuckhofes vermag bei richtiger Durchbildung den von 
Straßen weit zu übertreffen, so daß auch der Ästhetiker durch 
solche Anlagen voll befriedigt werden kann und ein Wohl- 
behagen für die Anwohner erweckt wird wie durch kaum eine 
andere Art der Wohnungslagei). 



^) In Berlin sind während der letzten Jahre viele derartige Neuanlagen 
entstanden, welche die von mir auf Grund theoretischer Erwägungen und 
Planungen vorhergesagten Vorzüge und Heize in jeder Beziehung bestätigen. 
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Eine bedeutungsvolle Frage ist die, ob Kellerwoh» 
nungen und Dachgeschoßwohnungen zur Be- 
reicherung des Kleinwohnungsraarktes herangezogen wer- 
den dürfen oder sollen. In rein wirtschaftlicher Hinsieht 




Abb. 16. Querteilung eines Baublocks durch Privatwege. 

würde sie zu bejahen sein, weil diese Wohnungen mit ver- 
hältnismäßig niederen Kosten errichtet werden können, 
also bilUg zur Verfügung stehen. Beide Arten der Woh- 
nungslage weisen aber erhebliche hygienische Nachteile 
auf. Der wesentlichste Mangel der Kellerwohnungen 
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beruht auf dem hohen Feuchtigkeitsgehalt ihrer Wände 
und Zwischendecken wie ihrer Luft. Selbst wenn der 
Kellerfußboden nur wenig in das Erdreich eingreift^) und 
eine vollständige Sicherung gegen das Eindringen der 
Erdfeuchtigkeit geschaffen ist, kommt dennoch während 
der milden und warmen Jahreszeit durch Schwitzwasser- 
bildung beim Eindringen warmer Luft in die kühlen 
Kellerräume eine so hohe Feuchtigkeitsansammlung zu- 
stande, daß sie erst durch kräftiges Heizen im Winter zu 
verschwinden pflegt. Dem Lichtmangel mancher Keller- 
wohnungen läßt sich dagegen abhelfen durch die amt- 
liche Anordnung eines sachgemäßen Gebäudeabstandes 
und einer ausreichenden Fenstergröße. Jenem Nachteil 
steht der Vorzug eines hohen Wärmeschutzes gegenüber, 
der das Zustandekommen außergewöhnhch hoher oder 
niederer Wärmegrade in den Kellerwohnungen überhaupt 
verhindert, sich im Hochsommer besonders angenehm 
fühlbar macht. Er dient dann ebensowohl dem Wohl- 
behagen wie dem Wohlbefinden, weil durch die Mög- 
lichkeit des Kühlhaltens der Milch und anderer Getränke 
Erfrischung geschaffen wird, Schädlichkeiten hintan- 
gehalten werden, Erholung nach Arbeit oder Wande- 
rungen in Sommerglut geboten wird. 

Trotz dieses bedeutungsvollen Vorzugs dürfte es sich 
empfehlen, dahin zu wirken, daß an die Stelle des Kellers 
ein Sockelgeschoß gesetzt wird, sobald Wohnungen, Werk- 
stätten u. dgl. in ihm untergebracht werden sollen. In 
diesem Geschoß bleibt der Vorzug günstiger Wärme- 
grade in annähernd gleichem Maße bestehen, während 
der Mangel des hohen Feuchtigkeitsgehaltes fast ver- 
schwindet. 



^) Die Berliner Bauordnung gestattet nur eine Tieflage von nicht mehr 
als 0,50 m unter Straßen- und Hofpflaster. 
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Jedenfalls sind folgende Bedingungen an das Errichten 
von Kellerwohnungen in Neubauten zu knüpfen: 

1. Der Fußboden darf nicht tiefer als 0,50 m in das Erd- 
reich hinabgreifen. 

2. Kelierwände und Kellerfußboden müssen vollkommen 
gegen das Eindringen der Erdfeuchtigkeit gesichert werden. 

3. Der Gebäudeabstand muß so groß gewählt werden, daß 
der in dem betreffenden Stadtviertel vorgeschriebene Licht- 
einfallswinkel auch der Unterkante der Kellerfenster ge- 
sichert ist. 

4. Die Glasfläche muß in Wohnräumen und Schlafzim- 
mern mindestens 1/9 der Fußbodenfläche betragen. 

5. Die Außenwände der Kellerwohnung müssen Sonnen- 
lage erhalten. 

6. In Überschwemmungsgebieten dürfen Kellerwohnungen 
nicht angelegt werden. 

Die Dachwohnungen bieten den Vorzug der Licht- 
fülle und der kräftigen Durchlüftung. Ihm stehen als 
wesentlichste Nachteile die ungünstigen Wärmeverhält- 
nisse gegenüber, welche sowohl im Hochsommer wie bei 
Frostwetter in den Dachgeschossen herrschen, und die 
vielfach auftretenden Schwitzwasserbildungen. Der Ein- 
fluß von Wind und Wetter macht sich ebenfalls in ihnen 
in unangenehmster Weise geltend. Da den Inhabern der 
Dachwohnungen die Mittel zu fehlen pflegen, um durch 
kraftvolles Heizen den hohen Wärmeverlusten entgegen- 
zuwirken, welche durch die dünnen Außenwände und 
das Dach zustande kommen, und sie gezwungen sind, 
auch die heißeste Jahreszeit in diesen Wohnungen zu 
verbringen, so ist die Wirkung jenes Nachteils eine be- 
sonders bedeutungsvolle. Die Schwierigkeit, Milch keim- 
frei, Speisereste untadelig zu erhalten, tritt im Sommer, 
die Schwitzwasserbildung auf kalten Flächen im Winter 
hinzu, um die Gesundheit der „Dachbewohner" ins Wan- 
ken zu bringen. Wirkliches Wohlbehagen ist im Dach- 
geschoß überhaupt nur selten zu finden. 
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Daher bin ich der Ansicht, daß man gut tut, ein Voll- 
geschoß mehr oder eine Mansarde im Hause zuzulassen, 
um dem Errichten eigentlicher Dachwohnungen entgegen- 
zuwirken, indem man in den Bauordnungen die Dach- 
geschosse als Wohngeschosse rechnet, sobald sie als 
solche ausgebaut oder benutzt werden. 

Dies erscheint in jeder Hinsicht gerechtfertigt: Die Feuers- 
gefahr steigt mit der Ausnutzung des Dachgeschosses zu 
Wohnzwecken, während das rasche Erreichen der Straße aus 
dem Dachgeschoß nicht leichter ist als aus einem Vollgeschoß, 
dessen Fußboden sich in der gleichen Ebene befindet. Von der 
Mühe des Treppensteigens und Lastbefördems gilt das gleiche. 

An die Erlaubnis des Errichtens von Dachwohnungen 
sollten femer folgende erschwerende Bedingungen geknüpft 
werden, welche zugleich auf 'eine tunlichst günstige Gestal- 
tung ihrer Wärme Verhältnisse hinwirken: 

1. Soll das Dachgeschoß für eine oder mehrere Wohnungen 
ausgebaut werden, dann bedürfen die Außenwände der hier- 
für in Betracht kommenden Teile der gleichen Stärke wie in 
Vollgeschossen. 

2. Oberhalb des Kehlgebälks dürfen Aufenthaltsräume 
nicht hergestellt werden. 

3. Das Kehlgebälk muß derart ausgebildet werden, daß 
es gegen die Übertragung von Wärme einen besonders hohen 
Schutz gewährt, weil im Dachboden sowohl bei Frostwetter 
"wie im Hochsommer außergewöhnliche Wärmegrade herrschen, 
welche die unter ihm gelegenen Wohnungen auf das ungün- 
stigste zu beeinflussen vermögen. 

4. Die Dachschrägen unterhalb des Kelilgebälks sind in 
der gleichen Weise gegen Wärmeübertragung zu schützen. 

5. Der Dachboden bedarf im Sommer einer ständigen 
Durchlüftung, welche ausgleichend auf die durch Sonnen- 
strahlung erzeugten hohen Wärmegrade wirkt. 

6. Sämtliche Wohnräume und Schlafzimmer des Dach- 
geschosses sind mit Doppelfenstern zu versehen, die nach einer 
Sonnenseite blickenden Fenster im Sommer mit durchbroche- 
nen stellbaren Holzläden, welche dem Licht und der Luft 
ausreichend Zutritt gewähren, vor der Glut der Sonnenstrah- 
lung Schutz bieten. 
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Abb. 17. Querteilung eines Baublocks durch Privatwege. 



Die Straßen sollen in den Kleinwohnungs- 
gebieten mit tunlichst niederem Kostenaufwand her- 
gestellt werden. Abgesehen von den wenigen Verkehrs- 
adern, welche diese Stadtviertel durchziehen, kann der 
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für Gefährte bestimmte Teil der Straßen schmal gewählt 
werden, weil die Bewohner dieser Gebiete weder für den 
Personenverkehr noch für den Warenverkehr einen irgend 
nennenswerten Gebrauch von Wagen machen^). Dagegen 
ist der Fahrradverkehr in der Zunahme begriffen. Daher 
ist es angezeigt, diesen Straßenteil so auszubilden, daß 
er für ihn geeignet ist. Die Fußwege bedürfen einer be- 



Abb. 18. 

Abb. 10. 
Stellung der Gebäude in geraden Straßenzügen. 

deutenden Breite, weil in den Stunden vor dem Beginn 
und nach dem Schluß der Arbeitszeit auf ihnen ein be- 
deutender Verkehr zu fluten pflegt, der im Verhältnis 
zur Länge der Wege zunimmt. Man tut daher im allge- 
meinen gut, jedem Fußwege nahezu die gleiche Breite zu 

') Nur die Straßenbahnen pflegen für weite Wege benutzt zu werden« 
Ihre Gleise befinden sich jedoch innerhalb der Verkehrsadern dieser Gebiete. 
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Nußbaum, Die Hygiene des Städtebaus. 
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geben, wie der Fahrstraße. Nur für kurze Straßen mit 
geringen Verkehrsanschlüssen genügen die gegenwärtig 
in diesen Stadtvierteki übUchen schmalen Fußwege. 

Um Gebäude und Straßen mit einem Mindestauf- 
wand von Kosten herstellen zu können, erscheint es ge- 
boten, die Straßen gerade, in schlanken Kurven oder mit 
geringen Brechungen durchzuführen, während die an- 
heimelnde Wirkung eine etwas stärkere Bewegung er- 
heischt. Je nach der herrschenden Bauweise und Archi- 
tektur wird man bald mehr den wirtschaftlichen, bald 
mehr den ästhetischen Ansprüchen zu folgen haben. Für 
die offene Bauweise sind stärkere Bewegungen der Straße 
ohne wirtschaftlichen Nachteil durchführbar. Für die 
geschlossene Bauweise reicht es zur Erzielung eines an- 
sprechenden Straßenbildes aus, den Straßen eine geringe 
Ausbauchung oder Brechung in der nebenstehenden 
Form zu geben (Abb. 18 bis 23) und sie bei der Über- 
schreitung von Querstraßen zu „versetzen" (Abb. 24), 
damit nicht durch die Länge der Straßen eine öde Wir- 
kung zu entstehen vermag. Wo Vorgärten oder Park- 
streifen angelegt werden, können die Straßen selbst 
geradlinig geführt werden, während die Gärten eine un- 
regelmäßige Gestalt erhalten (Abb. 20 bis 23). 

III. 

Die Gesundung der bestehenden 
Stadtteile. 

Die alten und die gegenwärtig vollständig überbauten 
Grebiete der Stadt können an den Segnungen der neuen 
Bauordnungen nicht oder nur in geringem Maße teil- 
nehmen, weil die dort bestehenden Grundwerte ein- 
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schneidende Neuerungen nicht zu- 
lassen, ohne ernste wirtschaftliche 
Schäden herbeizuführen. Man muß 
sich im allgemeinen Genüge sein 
lassen, das etwa vorhandene 
Gute zu erhalten und eine über 
die bestehenden Verhältnisse hin- 
aussehende Grundausnützung in 
den VVohngebieten zu verhindern. 
Wird dadurch nicht viel erreicht, 
so darf man sich damit trösten, 
daß nach und nach diese Innen- 
gebiete in Geschäftsviertel 
sich umwandeln, man es also 
mit vorübergehenden Schädlich- 
keiten zu tun hat. Wo der natür- 
Kche Gang dieser Wandlung ein zu 
langsamer ist, oder große Gebiete 
an ihm nicht teilnehmen, ist aller- 
dings ein Eingriff der Behörden 
nicht zu entbehren. Im allgemeinen 
wird es sich dabei um eine Ver- 
besserung der Verkehrsver- 
hältnisse handeln. Und zwar 
empfiehlt es sich zu diesem Zweck, 
den gesamten Fluchtlinienplan der 
Innengebiete einheitlich zu über- 
arbeiten, Straße ndurchbrüche 
nur dort vorzunehmen, wo ein wirk- 
liches Bedürfnis dazu vorhegt, sich 
tunlichst mit der Erbreiterung 
enger Gassen zu begnügen, und 
auch diese nur dort und so 
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weit vorzunehmen, wie die Grundstückstiefen sie ohne 
Schaden zulassen. In den Altstädten sind während des 
Mittelalters enge Gassen vielfach dadurch entstanden, 
daß man für die Kaufhäuser große Lagerstätten benö- 
tigte, deren Inhalt vor Sonnenlicht und Sonnenwärme 
des Schutzes bedurfte. Die Kaufhäuser mit ihren Schau- 
läden liegen dann meist an den Hauptstraßenzügen, ihre 
Lagerhäuser an engen Gassen, welche jene breiten Straßen 
verbinden. Erst die Umwandlung dieser Lagerhäuser 
in Wohngebäude hat Nachteile herbeigeführt. In vielen 
Fällen wird sich eine Gesundung der so geschaffenen 
Nachteile schon dadurch erzielen lassen, daß man An- 
regung gibt, in den betreffenden Stadtteilen Häuser 
wieder für Großgeschäfte zu errichten, deren lichtbedürf- 
tige Räume nach den Hauptstraßenzügen blicken, wäh- 
rend ihre Lager von den Gassen Luft erhalten. Fast all- 
gemein herrscht in Großstädten Mangel an solchen Ge- 
schäftshäusern in günstiger Stadtlage. 

Bei der Vornahme von Straßenerbreiterungen ist zu 
bedenken, daß für Häuser mit Schauläden eine mäßige 
Breite der Straßen die vorteilhafteste ist, weil sie die volle 
Übersicht über die Waren von allen Stellen gewährt. 
Namentlich dort, wo der Wagenverkehr unbedeutend ist 
und Gleise fehlen, würden Erbreiterungen auf mehr als 
8 bis 12 m als zweckmäßig bezeichnet werden müssen. 
Lieber soll man auf eine erhebliche Höhenentwicklung der 
Häuser verzichten, als von ihrer Tiefe mehr opfern, wie 
wirklich erforderlich, ja im Sinne des .Geschäftslebens 
wünschenswert ist. 

Für enge, dem Verkehr wenig zugängliche Häuser- 
massen oder Stadtteile, deren baulicher und gesundheit- 
Hcher Zustand Bedenken erregt, pflegt nur ein Nieder- 
legen mit der Abhilfe der bestehenden Mißstände zu- 
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gleicli Vorteile für den Verkehr und das Geschäftsleben 
erreichen zu lassen. Leider sind jedoch mit dem Ab- 
bruch solcher Stadtteile stets schwerwiegende wirtschaft- 
liche Nachteile untrennbar verbunden: 

Es werden eine große Zahl von Kleinwohnungen aller- 
bilHgster Art vernichtet, und damit ist deren Inhabern zu- 
meist die Möglichkeit genommen, im gleichen Stadtviertel ge- 
eignete Unterkunft zu finden; vielfach sind sie außerdem ge- 
zwungen, einen oder wenige Räume in Aftermiete zu nehmen, 
um überhaupt zu der ihnen erschwinglichen Miete unter- 
zukommen. Femer macht der Abbruch ganzer Häusergruppen 
oder Stadtviertel eine Reihe „kleinster" Geschäftsleute brot- 
los, die dort ein bescheidenes Gewerbe betrieben haben und 
unter ihren Nachbarn Abnehmer fanden. Zu diesen wirt- 
schaftlichen Schädigungen gesellt sich dann ein hygienischer 
Mißstand, wenn das Niederlegen zu einer Zeit stattfindet, in 
welcher die Nachfrage nach Kleinwohnungen das Angebot 
erreicht oder übersteigt. Das plötzliche Leerstellen einer 
erheblichen Zahl solcher Wohnungen führt dann zur Über- 
füllung und Preissteigerung der übrigbleibenden und damit 
zur Wohnungsenge wie zur Wohnungsnot. 

Aus diesen Gründen ist größte Vorsicht geboten, ehe 
man an das Niederlegen gesundheitswidriger Wohn- 
gebiete herantritt, weil sonst aus dem Fortschaffen eines 
Übels größere Mißstände zu entstehen vermögen. Der 
beste Zeitpunkt ist der des Niedergangs der Gewerb- 
tätigkeit, weil er in der Regel einen starken Fortzug von 
Arbeitskräften zur Folge hat, während zuvor ein reiches 
Beschicken des Kleinwohnungsmarktes stattgefunden zu 
haben pflegt. Will man eine solche Zeit nicht abwarten, 
dann ist es notwendig, daß die Verwaltung zuvor eine 
ausreichende Zahl von Kleinwohnungen errichtet. Wer- 
den sie auch nicht oder nicht sämtlich von den aus ihren 
Heimstätten „Vertriebenen" gewählt, so führen sie doch 
zur Entleerung anderer Kleinwohnungen und bieten Ge- 
währ gegen deren Preissteigerung. 
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Der beste Weg hierzu ist der Ankauf solcher Häuser der 
Altstadt, welche eines Umbaus oder Neubaus bedürftig sind, 
weil sie ihrem ursprünglichen Zwecke nicht mehr zu dienen 
vermögen oder baufällig geworden sind. Richtet man ihre 
Untergeschosse in zweckentsprechender Weise für Geschäfts- 
räume her, während die Obergeschosse für Kleinwohnungen 
ausgebaut werden, dann pflegt der Stadtverwaltung eher Ge- 
winn als Verlust aus solchem Vorgehen zu erwachsen. Häufig 
läßt sich hierbei eine wünschenswerte Erbreiterung enger 
Gassen gleichzeitig durchführen. Ebenso kann der Ankauf 
oder die Enteignung des niederzulegenden Gebietes dann vor- 
teilhaft für die Stadt ausfallen, wenn es sich durch geschickte 
Straßenführung zu einem verkehrsreichen Geschäftsviertel 
umwandeln läßt, oder öffentliche Gebäude auf ihm errichtet 
werden, für welche Grundstücke in geeigneter Stadtlage feh- 
len, also sonst mit größerem . Aufwand beschafft werden 
müßten. 

Ein ähnliches Vorgehen ist dann erforderlich, wenn 
der Bau von Stadtbahnen, Gürtel- oder Vorortbahnen 
weitgehende Eingriffe in den Wohnungsbestand der Alt- 
stadt erheischt, oder eine größere Zahl gesundheits- 
widriger Wohnungen zwangsweise geräumt werden muß. 
Auch hier gilt es, zuvor den Kleinwohnungsmarkt ge- 
nügend zu bereichem. Will die Stadtverwaltung nicht 
selbst an dieses Werk herantreten, dann muß sie ent- 
weder der Großuntemehmung dazu den erforderlichen 
Anstoß geben oder gemeinnützige Vereine, Mieter- 
genossenschaften und Baugenossenschaften mit ihm be- 
trauen, indem sie diesen die enteigneten oder angekauf- 
ten Grundstücke zu Selbstkostenpreis übergibt. 

F <l Liegt die Gesundung oder Erschließung der niederzulegen- 
den Gebiete für den Verkehr im Sinne der Allgemeinheit, ge- 
lingt durch sie z. B. die Fortführung oder Erbreiterung wich- 
tiger Verkehrsadern oder Geschäftsstraßen, dann darf die 
Stadt gewisse Beiträge zur Durchführung des Unternehmens 
leisten. Namentlich dann, wenn die Stadt Großgrund- 
besitzerin ist und aus der Veräußerung von Grundstücken Ge- 
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winn zieht, sollte ein entsprechender Teil desselben für solche 
gemeinnützige Arbeiten Verwendung finden. Jedenfalls ist 
es Pflicht der Stadt, die Schäden zu tragen, welche durch sie 
für einzelne Bürger hervorgerufen werden; besonders, wenn 
diese zu dem wirtschaftlich schwachen Teil der Bevölkerung 
gehören. 



IV. 

Die Anlage städtischer Straßen. 

In den Altstädten findet man vielfach eine Enge und 
winklige Lage der Straßenzüge, welche der Zuführung 
von ausreichend Licht und reiner Luft zu den an ihnen 
belegenen Wohnungen hindernd im Wege steht. Diesem 
nachteiligen Zustande ist man im Beginn der hygieni- 
schen Bewegung entgegengetreten und hat die Forderung 
nach breiten, offenen, tunlichst wenig geschwungenen 
und gebrochenen Straßenzügen für die Neusiedlungen 
nicht nur aufgestellt, sondern auch in vielen Städten 
durchgeführt, ohne zu untersuchen, welche Gründe zu 
jener Anlage der mittelalterlichen Straßen Veranlassung 
gegeben haben. So darf es nicht wundernehmen, wenn 
mit der Beseitigung jenes Mangels Mißstände herbei- 
geführt worden sind, welche ihn oft an Bedeutung weit 
übertrafen. 

Die Gründe zur Anlage enger oder mäßig breiter 
gewundener Straßenzüge in den Siedlungen des 
Mittelalters waren vielfältiger Art. Man bedurfte des 
Schutzes gegen die Geschosse der Feinde und mußte den 
letzteren den Einblick in die zu den Wällen führenden Straßen 
verwehren, um unbemerkt kriegerische Bewegungen ausführen 
zu können. Die Straßenfühnmg mußte sich daher den Be- 
festigungswerken unterordnen oder anschmiegen. Man be- 
durfte femer in den noch kleinen, meist im offenen Gelände 
liegenden Gemeinwesen des Schutzes gegen den Anfall der 
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Stürme, weil sie an sich und durch Aufwirbeln des Staubes 
wie durch Peitschen des Regens dem Verkehr Hindemisse 
entgegensetzten, die Hauswände abkühlten und durchfeuch- 
teten. Man bedurfte endlich des Schutzes vor Sommerhitze 
und Sonnenglut sowohl für den Verkehr wie für die an den 
Straßen gelegenen Lagerhäuser und Wohnungen. Durchwan- 
dert man heute alte und neue Stadtteile, so läßt sich der große 
Unterschied leicht erkennen, der in Hinsicht auf Schutz gegen 
die Einflüsse der Witterung in ihnen herrscht. Das hat man 
bei dem an sich durchaus berechtigten Streben nach Licht 
und Luft übersehen. Daher gilt es, jene Vorzüge der mittel- 
alterlichen Städteanlagen so weit zurückzugewinnen, wie es 
das jeweilige Bedürfnis erheischt, ohne ihre heute nach der 
Vergrößerung des Häusermeeres sich besonders geltend 
machenden Nachteile in Kauf nehmen zu müssen. Das Be- 
dürfnis nach kraftvoller Durchlüftung ist übrigens während 
der letzten Jahrzehnte in der Mehrzahl der Großstädte und 
Mittelstädte dadurch ermäßigt, daß das Entstehen übel- 
riechender Gase in den Straßen und Höfen wesentlich ver- 
ringert worden ist. Mit dem Abwandern der landwirtschaft- 
lichen Betriebe und der Viehzucht aus dem Weichbild der 
Städte, mit dem Verschwinden von Abort- und Versitzgruben, 
von Schlachtstellen, Gerbereien und anderen üblen Geruch 
hervorrufenden Betrieben, mit den besseren Einrichtungen 
für den Versand und die Aufbewahrung von Fischen, Wüd, 
Molkereierzeugnissen u. dgl., mit der Wasser- oder ölspülung 
der öffentlichen Bedürfnisanstalten und der zunehmenden 
Sauberkeit der Straßen, Höfe, Wohnungen und Werkstätten 
ist das Durchlüftungsbedürfnis der Siedlungen wieder auf sein 
natürliches Maß zurückgeführt worden. Selbst in den Gassen 
der Altstädte leiden wir kaum noch an windstillen, schwülen 
Sommertagei^ unter jener durch ihre Lage und Enge herbei- 
geführten Einschränkung der Luftbewegung, welche sich noch 
vor wenigen Jahrzehnten ziemlich allgemein in wenig erträg- 
licher Weise geltend machte. 

Jedenfalls darf man sagen, daß die BeMedigiing des 
gegenwärtig hohen Bedürfnisses nach Tageslicht inner- 
halb der Wohnungen und Betriebsstätten zugleich auch 
eine für die Reinerhaltung der Luft in den Straßen und 
Höfen der Städte hinreichende Luftbewegung herbei- 
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führt. Die oben dargelegten Gesichtspunkte für die zur 
Lichtgewinnung erfordQrlichen Gebäudeabstände bieten 
daher ausreichenden Anhalt zur Breitenbemessung 
der Straßenzüge in Neusiedlungen. Die Straßen- 
führung muß dann die Bedingungen des Schutzes gegen 
ungünstige Witterungseinflüsse zu erfüllen trachten, wenn 
jene für das Lichtbedürfnis und die Durchlüftung er- 
forderhche Offenlegung der Straßenzüge Nachteile in 
dieser Hinsicht im Gefolge hat. 

Jedenfalls besitzt die absolute Breite einer 
Straße nur im Sinne des Verkehrs Interesse. Für alle 
hygienischen Beziehungen kommt ausschließlich ihre 
relative Breite, d. h. das Verhältnis des Gebäude- 
abstandes zur Gebäudehöhe in Betracht. Wo der be- 
festigte Teil der Straßen keiner so erheblichen Breite be- 
darf, wie das Lichtbedürfnis sie erheischt, läßt sich der 
erforderhche Gebäudeabstand durch Gartenanlagen ge- 
winnen. Faßt man die Nachteile und Vorzüge der im 
hygienischen Sinne breiten und schmalen Straßen zu- 
sammen, so läßt sich folgendes sagen: 

Je weiter der Gebäudeabstand im Verhältnis zur 
Haushöhe gewählt wird, um so mehr Tageslicht bietet 
die Straße, um so mehr hegt sie der Bestrahlung durch 
die Sonne und der Abstrahlung der Wärme offen, um 
so rascher erwärmt sie sich daher und um so rascher 
kühlt sie sich aus. Gleichzeitig verstärkt sich die Be- 
wegung der Luft und verringert sich der Schutz vor dem 
Anfall der Winde. Eine im obigen Sinne schmale Straße 
bietet demnach den Vorzug eines wesentlich höheren 
Schutzes gegen rasches und hohes Erwärmen im Sommer, 
wie gegen starke Abkühlung im Winter, gegen die Wir- 
kung des Sturmes, Schlagregens, Schloßenschlags und 
gegen Staubtreiben. Ihre Nachteile liegen in weniger 
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rascher Durchlüftung, geringerer und langsamerer Aus- 
kühlung an Sommerabenden und geringerer Lichtfülle, 
Aus diesen Gründen ist ein Zuweitgehen mit der 
Größe des Gebäudeabstandes dort zu vermeiden, wo hohe 
Sonnenwärme gewärtigt werden muß, während die Licht- 
fülle des Ortes eine große ist; klimatische Einflüsse, die 
in der Regel vereinigt sind. In einem lichtarmen Klima 
ist dagegen nach einem timlichst weiten Gebäudeabstand 
zu streben. Infolgedessen gilt es dort, die Straßenzüge 
vor dem Anfall des Sturmes zu sichern und ihren Ver- 
kehrsteilen im Sommer Schatten zu bieten. Dies er- 
reicht man dadurch, daß keine Straße nach der vor- 
herrschenden Windrichtung sich öffnet und die Führung 
weiter derartig erfolgt, daß stets einer der Fußwege im 
Schatten liegt. Für Geschäftsstraßen können Lauben 
zur Schattengebung dienen; für Spazierwege Baum- 
reihen oder der Baumschlag von Parkstreifen. 
Zum Brechen des Windes ist es ferner angezeigt, die 
Straßen nicht auf lange Strecken in geraden Linien oder 
schlanken Kurven zu führen, sondern ihnen eine ge- 
krümmte oder winklige Gestalt zu geben, wie sie im Mittel- 
alter üblich war. Weiter sollte das Einmünden der 
Straßen auf breite Verkehrsadern oder weite Plätze nie 
im spitzen Winkel erfolgen, sondern in einer Kurve, wie 
sie in Abbildung 25 dargestellt ist, falls eine Einmün- 
dung im rechten oder stumpfen Winkel ausgeschlossen 
erscheint. Diese Einmündungsform verdient zur Er- 
schließung von bebauungsfähigen Grundstücken eben- 
falls den Vorzug vor der spitzwinkligen Gestalt, die in 
Abbildung 25 a dargestellt ist, weil auf derartigen Grund- 
stücksspitzen weder günstige Grundpläne noch erfreu- 
liche Außengestaltungen der Wohnhäuser zu entstehen 
pflegen. 
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Im übrigen soll sich die Straße teils dem Ge- 
lände anschmiegen, teils den Grundstücks- 
grenzen derartig folgen, daß ohne weiteres anbau- 
fähige Grundstücke entstehen. DasAnschmiegenan 
die Formen des Geländes ist einesteils notwendig, 
um es mit niedrigstem Kostenauf wände zu erschließen 
und Straßen von tunlichst geringem Gefäll zu erzielen. 
Andemteils hat es den Zweck, den Reiz der Landschaft 
für die Stadtbilder zu erhalten. Je nach der Gestaltungs- 
art des Geländes muß jenes Anschmiegen daher in ver- 
schiedenartiger Weise erfolgen. Im ästhetischen Sinne 
bilden Berge und Wasserläufe die wichtigsten G^lände- 
abschnitte für den Bebauungsplan. Bei richtiger Durch- 
bildung vermögen sie die beherrschenden Teile des Stadt- 
bildes zu werden, ihm einen Reiz zu verleihen, der künst- 
lich nie geschaffen werden kann. 

Soll ein Berg, ein Hang oder ein Hügel für die Be- 
bauung erschlossen werden, dann pflegt es sich zunächst 
darum zu handeln, Verkehrsstraßen vom Tale zu ihrem 
Gipfel zu führen. Es gilt, für sie ein sanftes Gefälle zu 
gewinnen, weil andernfalls für alle Zukunft Verkehrs- 
schwierigkeiten entstehen, die zugleich den Wert des er- 
schlossenen Baugeländes ganz erheblich vermindern, den 
Anwohnern Mühsale bereiten. Ebenso notwendig ist es 
jedoch, diese Verkehrsstraßen derart zu führen, daß sie, 
nebst ihren etwa erforderlichen Verbindungsstraßen, alle 
für die Bebauung wertvollen Hangteile zugänglich machen 
und daß zwischen den Straßenwindungen Bauland von 
genau solcher Tiefe verbleibt, wie die zu gewärtigende 
Art der Besiedlung sie erheischt. Dabei bedarf man für 
nur einseitige Bebauung der Hangstraßen einer verhält- 
nismäßig geringen Entfernung ihrer Windungen, wäh- 
rend sie für beiderseitige Bebauung fast doppelt so weit 
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auseinandergerückt sein müssen. Im allgemeinen wird 
man für die oberen Hangteile und für sämtliche Steil- 
hänge eine Besiedlung durch den wohlhabenderen Teil 
der Bevölkerung gewärtigen können, weil das Haus dort 
eine reizvolle Aussicht bietet und weithin sichtbar ist, 
während an Steilhängen die Baukosten und Straßen- 
kosten sich zu hoch stellen, um von anderen Bürgern ge- 
tragen werden zu können. Je steiler ein Berghang ist, 
um so leichter werden jene drei Bedingungen vereint ge- 
löst werden können, weil die Straßen langsam mit großen 
Windungen bergan steigen und dabei ausgedehnte Hang- 
flächen erschließen. Für sanft geneigte breite Hänge 
pflegt es dagegen erforderlich zu sein, mehrere Verkehrs- 
adern nebeneinander an den Hängen empor zu führen, da- 
mit für den bergauf und bergab gerichteten Verkehr 
nicht unnötig weite Wege entstehen. Unter sich müssen 
diese Straßen in mehrfacher Verbindung stehen, um von 
jeder Stelle des Tales oder Hanges sämtliche Ansied- 
lungsteile erreichen zu können, ohne wesentliche Um- 
wege machen zu müssen. Die Hangbebauung kann femer 
durch Straßenzüge erschlossen werden, welche, der Längs- 
richtung des Höhenzuges sich anschmiegend, übereinander 
verlaufen. 

Da bei irgend erheblicher Neigung der Hänge die 
Grundstückswerte vom Tale nach der Höhe abzunehmen 
pflegen, so ist es zumeist geboten, das Straßennetz nahe 
dem Tale mit schwächster Neigung zu führen, so daß 
seine Windungen sich verhältnismäßig nahe hegen, da- 
mit die Zugänglichkeit eine günstige wird und die Grund- 
stückstiefe nicht über das zur Bebauung erforderliche 
Maß hinauswächst. Denn hierdurch kann entweder eine 
ungesunde Tiefenausnützung hervorgerufen werden oder 
der Baulandwert ein im Verhältnis zur Wohnungsmiet' 
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hoher werden. An den oberen Hangteilen und an Steil- 
hängen pflegt der Grundstückswert abzunehmen; sie 
werden daher vorteilhaft zum Landhausviertel erklärt 
und dementsprechend bebaut. Anders wird die Wege- 
führung, sobald nahe dem Tale eine beiderseitige, näher 
dem Gipfel eine einseitige Bebauung der Hangstraßen 
stattfinden soll. Die Entfernungen der Windungen darf 
dann annähernd gleich bleiben oder nach oben abnehmen. 

Nicht selten wird dieser einseitige Anbau sowohl durch 
die Steilheit jlei Hänge geboten erscheinen, als auch des- 
halb wünschenswert werden, weil die Hangstraßen näher 
dem Gipfel freie Aussicht über das Tal bieten sollen. 
Die Grundstückstiefen müssen in diesem Falle so aus- 
gemittelt werden, daß ihr Von Gebäuden frei bleibender 
rückwärtiger Teil der zulässigen Haushöhe und der Hang- 
neigung entsprechend tief bleibt. Mit dem Wechsel der 
letzteren muß oder darf auch sie zu- und abnehmen. 
Dabei wollen jedoch die Grundstücksgrenzen voll be- 
rücksichtigt sein, denn es darf weder eine Schädigung 
einzelner Grundbesitzer durch die Straßenführung er- 
folgen, noch dürfen unbebaubare Grundstücksabschnitte 
an den Straßen entstehen. Eine Reihe bedeutungsvoller 
Ansprüche erheischt demnach die Aufmerksamkeit des 
Planverfassers und ihre Lösung wird zumeist noch da- 
durch erschwert, daß die Geländeformen fort und fort die 
Straßenführung beeinflussen. Infolgedessen ist es nicht 
immer möglich, den Hangstraßen überall das allergün- 
stigste Gefäll zu geben. Doch geht es an, langen schwach 
geneigten Strecken kurze etwas steilere folgen zu lassen, 
faUs nicht Gleise der Straßenbahnen den Straßen ein- 
gefügt werden sollen. 

Der Ästhetiker muß von der Erschließung solcher 
Berge, die das Stadtbild beeinflussen, endlich 
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fordern, daß der oberste Teil ihrer Hänge genügend weit 
und in tunlichst unregelmäßiger Form von jeder Bebau- 
ung frei bleibt, um für den Blick vom Tal aus als grüne, 
malerisch wirkende Geländemasse zur Erscheinung zu 
kommen. Denn nur auf diesem Wege gelingt es, den Berg 
als solchen für das Stadtbild zu erhalten. Im anderen 
Falle verschwindet er unter den Gebäuden oder schrumpft 
zu einer wirkungslosen Erhebung zusammen. Dagegen 
pflegt die wirtschaftlich wertvolle Bebauung des Berg- 
fußes ohne Schaden für die Femwirkimg zu bleiben, wäh- 
rend die Bergeshöhe einer Besetzung mit machtvollen 
Gebäuden, Türmen u. dgl. bedarf, um eine wirkungsvolle 
Bekrönung zu erzielen und an Höhe wiederzugewinnen, 
was die Bergfußbebauung für den Fernbück geraubt hat. 
Allerdings sollte die Bebauung dort oben nur in der Form 
freiliegender Gruppen erfolgen dürfen, deren jede male- 
risch in das Grün der Landschaft gebettet erscheint. 
Ein hygienischer Nachteil ersteht dann aus einer kraft- 
vollen Höhenentwicklung ästhetisch wichtiger Teile jener 
Gruppen ebenfalls nicht, weil sie den Lichteinfall auf 
Nachbargebäude kaum zu beeinträchtigen vermögen^). 
Die Breite der Hangstraßen darf unter keinen 
Umständen größer gewählt werden, als der Verkehr sie 
erfordert, weil die Anlagekosten mit der Breite eher im 
geometrischen als im arithmetischen Verhältnis wachsen 
und große Breiten ungünstige Eingriffe in die Gelände- 
form erforderlich zu machen pflegen. Im allgemeinen 
bleibt der Hangverkehr dauernd ein beschränkter, er 



») Eines der reizvollsten von vielen mittelalterlichen Vorbildern für 
diese Art der Betgbebanung bietet Marburg. Aus dem Tale empor zieht 
sich das Häusermeer den Hang hinauf, steile Dächer und Giebel ragen in 
den wirkungsvollsten Überschneidungen in das Grün der Bergkuppe hinein, 
für welche die unregelmäßige Form, vereint mit den malerischen Laub- 
holzstreifen und -Gruppen, eine entzückende Linienführung schafft, wäh- 
rend das herrliche Schloß sie in wirkungsvoller Weise bekrönt. 
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entspricht der Größe der Besiedlung, der Durchgangs- 
verkehr pflegt zu fehlen. Nur dort, wo die Hangstraße 
ein weites Hinterland erschließt, wird sie zur eigentlichen 
Verkehrsader und bedarf dann allerdings einer ent- 
sprechend großen Breite und eines besonders günstigen 
Gefälles. 

Querstraßen zwischen den Hangstraßen anzuord- 
nen, ist nur dann zweckdienlich, wenn es sich um sanft 
geneigte Halden handelt, weil an steilen Hängen das 
Bauland durch Hangstraßen ausreichend erschlossen 
werden kann, man den Querstraßen nur ausnahmsweise 
ein günstiges Gefälle zu geben vermag. An sanfter ge- 
neigten Hängen werden die Querstraßen dagegen nütz- 
lich, weil sie nur einer geringen Verkehrsbreite bedürfen, 
auch sonst billig angelegt werden können, beste Ansied- 
lungsgelegenheit in ruhiger staubfreier Lage bieten und 
beiderseitige Bebauung zulassen. Empfehlenswert ist es, 
diese Straßen in ausreichend starken Kurven aufwärts 
zu führen, weil hierdurch nicht nur ein günstigeres Ge- 
fälle, sondern auch eine gefällige Erscheinung des Straßen- 
und Bergbildes erzielt wird, die an den Ecken zu packen- 
der Wirkung gesteigert werden kann. An Flachhängen 
wird eine dieser Straßen zweckdienlich als Verkehrsader 
ausgebildet, weil sie den nächsten Weg vom Tal zum 
Gipfel mit noch günstigem Gefälle gewinnen läßt. Hier- 
durch werden die Hangstraßen entlastet und durch ihre 
geringere Breite preiswerter. In der Mehrzahl der Fälle 
gelingt es so, die Baulanderschheßung des Hanges mit 
einem Mindestmaß an Kosten zu bewerkstelligen. Femer 
gewinnen die Hangstraßen durch die erhöhte Verkehrs- 
ruhe an Wert. Für die Querstraßen tritt die hygienische 
Bedeutung der Vorgärten in ihr Recht, einen ausreichen- 
den Gebäudeabstand mit geringster Verkehrsbreite der 
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Straßen gewinnen zu können, denn diese wird, außer für 
Verkehrsadern, kaum über 8 m gewählt zu werden 
brauchen. 

Für steilere Hänge, welche die Anlage von Querstraßen 
nicht mehr vorteilhaft erscheinen lassen, kann es sich 
gelegentlich empfehlen, einen oder einige Fußwege zwi- 
schen den Hangstraßen emporzuführen, die eine raschere 
Ersteigung des Gipfels ermöglichen, namentlich aber das 
Erreichen des Tals für Fußgänger in kürzester Frist fi;e- 
statten. 

Die Ufer der Wasserläufe, Seen und kleinerer 
Wasserbecken sollten der Allgemeinheit erhal- 
ten bleiben. Denn sie sind berufen, teils dem Stadt- 
bilde zu hohem Reiz zu verhelfen, teils wichtige Ver- 
kehrsanlagen aufzunehmen. 

Im vorigen Jahrhundert hat man diese Bedeutung vieler- 
orts verkannt. Oft führen die Wasserläufe den größeren Teil 
ihrer spiegelnden Fläche zwischen reizlosen Gebäuderück- 
seiten ungesehen oder nur von wenigen Anwohnern beachtet 
dahin, während nur an Brücken und öffentlichen Plätzen ihr 
Reiz sichtbar wird oder sich voll zu entwickeln vermag. Auch 
hier hätte das Vorgehen früherer Jahrhunderte als Vorbild 
dienen können. So führt der Blick von der Brühischen Ter- 
rasse in Dresden über die Eibufer eines der entzückendsten 
Stadtbilder uns vor Augen. Und dieses Beispiel zeigt zugleich, 
daß unter günstigen Geländeverhältnissen ausgedehnte Ver- 
kehrsanlagen am Ufer der schiffbaren Ströme oder der Seen 
gewonnen werden können, ohne den Reiz des Stadtbildes zu 
beeinträchtigen oder den Bewohnern genußreiche Spazierwege 
und Anlagen zu verkümmern. Hätte man doch am Rhein 
dieses Vorbild beherzigt, dann würden nicht solch trostlose 
Verkehrsanlagen entstanden sein, wie sie z. B. seine Perle 
Rüdesheim verdunkelt haben! 

Jedenfalls sollte künftig der Grundsatz gelten, inner- 
halb sämtlicher Wohngebiete die Ufer der Wasserläufe 
mindestens einerseits, die der Wasserflächen ringsum von 

Nußbaum, Die Hygiene des Städtebaus. 8 
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der Bebauung so weit frei zu halten, daß sowohl Park- 
streifen wie Verkehrsanlagen von angemessener Breite 
zwischen ihnen und den Uferstraßen gewonnen werden 
können, welche die Wasserläufe erschließen, indem sie 
nur an der letzteren abliegenden Seite mit Gebäuden 
besetzt werden dürfen. 

Ferner sollten die Uferstraßen sich der Wasserlinie 
nur so weit anschmiegen, wie es für den Verkehr und die 
günstigste Geländeerschließung richtig erscheint, damit 
die Parkstreifen eine abwechslungsreiche Gestalt von 
bald geringer bald großer Breite erhalten. Keineswegs 
aber darf maji dabei in den Fehler vieler Bebauungs- 
pläne aus der letzten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
verfallen, die häufig eine vollständige Begradigimg des 
von der Uferstraße begrenzten Geländeabschnitts auf- 
weisen. 

Dabei sind in der Regel nicht die geringsten Vorteüe für 
die Lage der Grundstücksgrenzen zur Straße oder die sonstige 
Baulanderschließung gewonnen, während diese harten Ein- 
griffe in die Natur Zerrbilder der Städtebaukunst hervor- 
gerufen haben. Vielmehr führt ein vollkommenes Anschmiegen 
der Uferstraße an die Grundatücksformen und -Grenzen zu- 
meist auch zu reizvollen Lösungen für den üferpark, weil 
seine Formen ungezwungen und abwechslungsreich bleiben. 

; Endlich ist es in der Regel geraten, die dem Über- 
schwemmungsgebiet zugehörigen G«ländeabschnitte dem 
Park zu überlassen, die Uferstraße über ihm aber so zu 
führen, daß alles von Hochwasser freibleibende Land der 
Bebauung gewonnen wird. Man vermeidet hierdurch 
nicht nur Eingriffe in die natürliche Gestaltung des Ge- 
ländes, sondern erspart sich auch umfangreiche Erd- und 
Böschungsarbeiten, deren Minderkosten den Mehrauf- 
wand an Parkland auszugleichen vermögen. Nur bei 
weiter Ausdehnung der Überschwemmungsgebiete pflegt 
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das künstliche Aufhöhen der Uferstraße und des ihr an- 
liegenden Baulandes wirtschaftliche Vorteile herbeizu- 
fuhren. Ebenso kann gelegentlich das Aufhöhen des Park- 
landes oder seine Abtrennung von der Wasserfläche durch 
einen als Damm dienenden Weg zum Erfordernis werden. 
Die Parkstreifen, welche mit ihren Wegen an den Ufern 
der Gewässer sich entlang ziehen, vermögen den Bürgern 
nicht nur zum Ergehen, zur Erholung und zur Augen- 
weide zu dienen, sondern bilden zugleich die von der 
Natur gebotenen Zugangsstraßen für die Umgebung der 
Stadt, deren etwaige Schönheit sie in reizvollster Weise 
erschließen. Ferner pflegen sie Anregung zum Errichten 
von Landsitzen an den Uferstraßen zu bieten, welche die 
Stadt dann mit ihren Vororten und Nachbargemeinden 
in der hygienisch wünschenswertesten Form verbinden. 
Steht der Stadt nur das eine Flußufer zur Verfügung 
oder bietet dieses ein für den Park besonders geeignetes 
und ausreichendes Gelände, dann darf das zweite Ufer 
den Anwohnern überlassen werden. Doch ist die Bedin- 
gung daran zu knüpfen, eine genügend weit vom Ufer 
entfernte rückwärtige Bebauungsgrenze einzuhalten, die 
ausschließlich mit solchen Bauwerken überschritten wer- 
den darf, welche zur Verschönerung des Gartens bestimmt 
sind, wie Terrassen, Säulenhallen, Veranden, Kahn- oder 
Gartenhäuser, Denkmale u. dgl. Im übrigen ist park- 
artige Durchbildung des Uferstreifens und eine ihr ent- 
sprechende Gestaltung der nach ihm blickenden Ge- 
bäudeseiten zu fordern. Diese Uferausbeutung läßt sich 
mit geringeren Kosten durchführen, weil eine zweite 
Uferstraße mit nur einseitiger Bebauung gespart wird, 
iind sie bietet den weiteren Vorzug, daß der Park nicht 
beiderseits von staubbildenden Straßen begrenzt ist. Je 
nach der Art und dem Reiz des Geländes, seinem Geld- 

8* 
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wert, dem Mangel oder dem Überfluß an Reiz bietenden 
Wegen u, a. wird bald die einseitige, bald die beiderseitige 
üferstraßenanlage den Vorzug verdienen. Die Haupt- 
bedingung ist, daß ein Uferpark als Zugangsweg ins 
Freie den Bürgern dauernd erhalten bleibt. Unterlassen 
die Kleinstadt, die Mittelstadt oder die Vororte diese 
Fürsorge, so pflegt die Großstadt, welche aus jenen sich 
entwickelt oder sie in ihr Weichbild aufnimmt, unter 
dem Mangel solcher öff entheben Anlagen zu leiden. 

In den Geschäftsvierteln und Gewerbegebieten ist die 
Sachlage eine ändere. Dort treten Nützlichkeitserforder- 
nisse in den Vordergrund, die es in der Regel zwedc- 
mäßig erscheinen lassen, die Grundstücke mit ihrer 
Rückseite unmittelbar an das Ufer der Wasserläufe 
heranzuführen, um sie für Verkehrszwecke ausnützen 
zu können. Wo aber die Wasserflächen frei bleiben, 
pflegen sie zur Anlage von Häfen, Anlegestellen u. dgl. 
ausgenützt zu werden. Die Ansprüche der Ästhetik und 
-der Hygiene kommen für das Gewerbeviertel kaum in 
Betracht, während im Geschäftsviertel die häufigen 
Kreuzungen der Wasserläufe und Straßenzüge zum 
Schaffen reizvoller Bilder Gelegenheit zu bieten pflegen. 

Im ebenen undurchschnittenen Gelände sind 
einzig die Ansprüche des Verkehrs und die Be- 
rücksichtigung der Grundstücksgrenzen maß- 
gebend für die Straßenführung. Beide Ansprüche 
lassen sich zumeist ohne Schwierigkeit vereint lösen. 
Nur dort, wo die Grundstücke von vornherein eine Ge- 
staltung aufweisen, welche sie für die Baulanderschlie- 
ßung ungeeignet macht, darf der Bebauungsplan die 
Rücksichten auf sie beiseite lassen, weil hier eine Um- 
legung oder Zusammenlegung der Grundstücke sowieso 
unvermeidlich wird. Im allgemeinen kann sie ebenso- 



Die- Alllage städtisoher Straßen. 117 

leicht vermieden werden wie andere Eingriffe in die 
Rechte der Grundbesitzer, die in der Regel zu Rechts- 
streitigkeiten oder hohen Entschädigungen führen, also 
für die Stadt gleich nachteiUg wirken wie für die Grund- 
besitzer. Trotzdem weist die Mehrzahl aller Stadt- 
bebauungspläne nach dieser Richtung eine ebenso un- 
berechtigte wie unverständliche Willkür auf. Verkehrs- 
rücksichten müssen als Deckschild für sie dienen. Da- 
gegen ist zu sagen, daß der Verkehr keiner schnurgeraden 
Straßenführung bedarf, vielmehr schlanke Kurven für 
ihn den Vorzug verdienen; jedenfalls aber die Gelände- 
erschließung den Hauptzweck verfolgt, geeignete. An- 
siedlungsstätten zu schaffen, und erst in zweiter Linie die 
Aufgabe hat, den in ihnen entstehenden oder sie durch- 
querenden Verkehr in geeignete Bahnen zu lenken. 

In meisterhafter Weise hat Camillo Sitte kurz vor sei- 
nem nur zu früh erfolgten Tode diesen Gegenstand behandelt 
und an ausgeführten Plänen gezeigt, wie gerade das geschickte 
Anschmiegen an die Grundstücksgrenzen zu einer vorteilhaf- 
ten Wegeführung Veranlassung gibt, und vde die Ansprüche 
des Verkehrs mit denen der zweckoiäßigen Geländeerschlie- 
ßung sich vereinigen lassen i). Die Abbildungen 26 und 27 
geben die Darstellungen Sittes wieder. Aus ihnen ist zu 
ersehen, wie er die Ästhetik, die Volkswirtschaft und die 
Hygiene gleichmäßig befriedigt, während die geringen Krüm-. 
raungen seiner Verkehrsadern völlig bedeutungslos bleiben 
für das rasche Erreichen der Verkehrszielpunkte. Auf Grund 
dieser Arbeit Sittes darf in Zukunft das volle Berücksich- 
tigen der Grundstücksgrenzen im freien ebenen Gelände als 
unbedingtes Erfordernis der Wirtschaftlichkeit hingestellt 
werden, von dem abzuweichen nur in den seltenen Fällen 
gestattet sein sollte, die eine Grundstücksumlegung sowieso 
unvermeidlich machen. 

Die Lage der Straßen zur Sonne muß den bis- 



1) „Der Städtebau". Begründet von Theodor Goecke und Camillo 
Sitte. 1. Band, Tafel 1 und 2. 
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Abb. 26. Camillo Sittes Verbesserungsvorachläge zur Gewinnung 

baufertiger Grundstücke. 

A. Ausgeführte Pläne. B. Richtigere Straßenfühmng. 

(Aus: „Der Städtebau", Verlag von Ernst Wasmuth, A.-G., Berlin.) 

her dargelegten Grundbedingungen untergeordnet wer- 
den. Nach allen Erfahrungen ist sie nicht von so aus- 
schlaggebender Bedeutung für die Gesundheit, wie der 
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Abb. 27. Camillo Sittes Verbesseningsvorschläge zur Gewinnung 

baufertiger Grundstücke. 

A. Ausgeführte Pläne. B. Richtigere Straßenführung. 

(Aus: „Der Städtebau", Verlag von Ernst Wasmuth, A.-G., Berlin.) 

Jahre währende wissenschaftUche Kampf um diese Frage 
annehmen läßt. Denn jede einzehie Himmelsrichtung 
der Straßenzüge besitzt neben Vorzügen auch Nachteile, 
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lind die volle Ausnutzung der ersteren, die Vermeidung 
oder Verringerung der letzteren ist mehr Sache des Haus- 
erbauers als die des Stadtplanverfassers. Ferner ver- 
langen die verschiedenen klimatischen Verhältnisse der 
Orte hierbei Berücksichtigung, da je nach der Lichtfülle 
und Wärmewirkung der Sonnenstrahlung bald eine lang- 
andauernde, bald eine kürzere Besonnung der frei- 
stehenden Gebäudewände erwünscht erscheint. Eine 
einheitliche Lösung dieser Frage für ganz Deutschland 
muß daher als untunlich und zweckwidrig bezeichnet 
werden. Im allgemeinen läßt sich folgendes über sie 
sagen. 

Für die Lage der Wohnstätten zur Sonne darf in 
unseren Breitengraden in der Mehrzahl der Fälle als 
Grundbedingung gelten : Volle Ausnützung der durch die 
Sonnenstrahlung gebotenen Licht- und Wärmemengen 
während der kühlen und kalten Jahreszeit; Schutz so- 
wohl vor der Wärmewirkiing als auch vor grellen, das 
Auge beeinträchtigenden Licht Wirkungen zur Hoch- 
sommerzeit. 

Der Versuch, diese beiden gleich wichtigen Ansprüche in 
Fiinklang zu bringen, stößt bereits auf Schwierigkeiten, die 
klar hervortreten, sobald man die Nachteile und Vorzüge 
einander gegenüberstellt, welche die Lage nach den verschie- 
denen Himmelsrichtungen bietet. 

Die nach Ost oder West gerichtete Wand wird nur bei 
völliger Freilage in den Wintermonaten ausgiebig bestrahlt. 
Dagegen erhitzen sich diese Wände im Sommer stark, weil 
die Strahlen sie in einem nahezu senkrechten Winkel treffen. 
In Hinsicht auf die Wärmeverhältnisse ist diese Lage daher 
als eine nachteilige zu bezeichnen. Besonders scharf treten 
diese Mängel im Sommer hervor, wenn die für den Tagesauf- 
enthalt dienenden Räume nach Osten, die Schlafzimmer nach 
Westen gerichtet sind, denn die Besonnung erhitzt dann die 
Wohnzimmer bereits in der Frühe, während eine spätere 
Durchlüftung wenig Erfolg mehr zu haben pflegt, weil in- 
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zwischen die Lufttemperatur im Freien ebenfalls eine hohe 
geworden ist. Die Schlafzimmer werden dagegen abends noch 
von der scheidenden Sonne bestrahlt, so daß für die Ausküh- 
lung ihrer Wände bis zum Schlafengehen keine ausreichende 
Zeit bleibt. Die Lichtwirkung aus Ost und West ist insofern 
eiae ungünstige, als die Strahlen sich schwer durch Ausspreiz- 
vorrichtungen aus den Räumen fernhalten lassen, man also 
genötigt ist, die Fensteröffnungen völlig zu verhängen, um 
Schutz vor der blendenden Wirkung der Sonnenstrahlen zu 
finden. Dagegen durchflutet das Sonnenlicht die Räume in 
ihrer ganzen Tiefe, falls man ihm den ungehinderten Eintritt 
gestattet; ein allerdings nicht sehr häufiger Fall. 

Die Südlage bietet den großen Vorzug der ausgiebigen 
Winterbesonnung, während der Hochstand der Sonne im 
Süden einigen Schutz gegen allzu hohe Erhitzung der Wände 
im Sommer gewährt und die Strahlen durch vorspringende 
Dächer, ausgespreizte Holzläden, Stoffbedachungen u. a. ab- 
gefangen werden können, ohne die ganze Glasfläche verhängen 
zu müssen. Allerdings ist die Sommerbesonnung der nach 
Süden stehenden Wände und Dachflächen eine ungemein an- 
dauernde, da sie in der Frühe aus Südost, abends aus Südwest 
Strahlen empfangen. Die Wärme pflegt daher auch in den 
Südzimmem hoch anzusteigen. Das aus Süden den Räumen 
zufließende zerstreute Himmelslicht bietet die größte Hellig- 
keit. 

Im vollen Gegensatz zur Südlage steht die Nordlage 
der Gebäudewände. Sie bietet ein stets gleichmäßiges, aber 
nicht ganz so helles Tageslicht wie die Sonnenseiten und muß 
auf Besonnung verzichten. Dadurch entsteht in ungenügend 
geheizten Räumen leicht Wandfeuchtigkeit, weil es an Wärme 
zur Umwandlung der Flüssigkeit in Dampfform mangelt. Wo 
Heizung und Lüftung diesen Mißstand dagegen hintanhalten,* 
ist die Nordlage der zum Tagesaufenthalt dienenden Räume 
die im Sommer günstigste, weil sie dasjenige Licht und die 
Kühle bietet, welche für geistige wie körperliche Tätigkeit 
und anstrengende Augenarbeit die angemessensten sind. 
Ebenso ist sie für alle Nebenräume die beste, in denen niedere 
Wärmegrade herrschen sollen, z. B. für die Vorratsräume und 
das Klosett. 

Bei geschlossener Bauart der Häuserzeilen liegt 
also ein großer Vorzug in der reinen Nord- und Süd- 
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läge ihrer Räume. Man vermag im Sommer die kühlen 
Nordräume, im Winter die sonnigen Südzimmer als haupt- 
sächlichen Tagesaufenthalt zu benutzen. Man hat Räume 
mit gleichmäßiger Tagesbeleuchtung zur Verfügung und da- 
neben Zimmer mit vollstem Sonnenglanz, dessen namentlich 
die Schlafzimmer bedürfen. Erfüllt der Architekt seine Auf- 
gabe in vollkommener Weise und erfolgt im Winter eine aus- 
reichende Erwärmung der ganzen Wohnung, wie die Sammel- 
heizungen sie stets bieten, dann darf diese Lage als die für 
Wohlbefinden und Wohlbehagen der Anwohner günstigste 
bezeichnet werden. Auch darf nicht vergessen werden, daß 
keine der freiliegenden Seiten dem Anfall der Stürme und 
dem Schlagregen offen liegt, was in ungeschützten Gegenden, 
namentlich in den Küstengebieten, als ein weiterer Vorzug 
von Bedeutung gelten darf. Für Ateliers, Zeichensäle, die 
Mehrzahl der Hörsäle, Schulzimmer, Amtsräume, Werkstätten 
und Lagerräume ist reine Nordlage ein Erfordernis, für Schau- 
läden bedeutet sie einen großen Vorzug. 

Für die Straßen selbst haben die bisher besprochenen 
Richtungen dagegen einen erheblichen Nachteil; sie rau- 
ben beiden Fußwegen gelegentlich gleichzeitig den Schat- 
ten. Namentlich die nach Süden offen hegenden Straßen- 
züge leiden hierunter, weil selbst durch hohe Geschäfts- 
häuser im Sommer kein Schatten geschaffen zu werden 
vermag. Man kann diesem Mißstande dadurch entgegen- 
wirken, daß man in Geschäftsstraßen Lauben ausführt, 
auf den Wegen der Wohnstraßen durch Baumreihen-, 
reizvoller aber durch den Baumschlag von Parkstreifen 
Schatten erzielt. Die „Diagonalrichtung" der 
Straßen wirkt ihm ebenfalls entgegen und ist aus die- 
sem Grunde seinerzeit auf Vorschlag von J. Stübbon 
durch den Deutschen Verein für öffenthche Gesundheits- 
pflege empfohlen worden. 

Für die Anwohner schafft diese Richtung jedoch wesent- 
lich größere Nachteile als Vorzüge. Ihr Hauptvorzug beruht 
darauf, daß jede Gebäudesei t<e Sonne erhält. Da aber die nach 
^Nordost und Nordwest gerichteten Wandflächen in den 
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Straßenzügen der Städte im Winter nur ganz spärlich von den 
Strahlen getroffen werden, im Sommer dagegen durch 5»ie 
eine erhebliche Wärmeerhöhung erfahren, so ist dieser Vor- 
zug ein fragwürdiger. Der Hauptnachteil beruht darauf, daß 
im Sommer kein Baum volle Kühlung bietet und die Gleich- 
mäßigkeit der Tagesbeleuchtung leidet. Femer vermögen die- 
Südost- und die Südwestlage der Räume nicht die großen. 
Vorzüge der reinen Südlage zu bieten. Allerdings ist die Süd- 
osüage für Schlafzimmer die vorteilhafteste, für Wohnräume 
wirkt ihre in der Frühe bereits beginnende Wärmeerhöhung 
dagegen im Sommer besonders nachteilig, während die Süd- 
westlage dieses für die Schlafzimmer tut. Auch sind die= 
Südwest- und Nordwestlagen als Wetterseiten gleich der 
Westrichtung zu fürchten, sobald die Außenwände nicht 
gegen das Eindringen der Niederschläge gesichert werden,, 
und es wirkt der Sturmanfall von ihnen fast so ungünstig wie- 
der aus Westen. 

Keinesfalls aber darf vergessen werden, daß der Wert 
der sonnigen und der kühlen Gebäudelage mit dem 
Khma stark wechselt. Während im Gebirge, an der 
Küste und im hohen Norden die sonnige Lage ausschließ- 
lich Vorzüge aufweist, verdient im Süden Deutschlands; 
und Österreichs bereits die kühle Lage den Vorzug, da. 
die Bauart und Ausstattung der Mehrzahl aller Gebäude- 
gegenwärtig gegen Kälte einen weit besseren Schutz ge- 
währt als gegen die Glut des Hochsommers. In Süd- 
und Mitteldeutschland wie in Österreich ist daher zu 
verlangen, daß einige Räume jeder Wohnung im Sommer 
Kühlung bieten, falls sie während dieser Zeit nicht voll- 
ständig verlassen wird. Jedenfalls steht die Rich- 
tung der Straßen in der gleichen Abhängigkeit 
vom Ortsklima wie das Verhältnis des Gebäude- 
abstandes zur Gebäudehöhe. Völh'g gleichartige 
Bauordnungsbestimmungen über sie für das ganze Reich 
geben zu wollen, würde nur Nachteile im Gefolge haben, 
Die bisher nach dieser Richtung gemachten Vorschläge? 
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bedürfen der schärfsten Verurteilung und Bekämpfung 
durch die wissenschaftliche Hygiene. 

Auch die günstigste Lage zu den Windrichtungen 
hängt vom Ortsklima ab. In Gegenden, welche den Stür- 
men besonders ausgesetzt sind, z. B. in den Küsten- 
gebieten und manchen von den Bergwinden scharf ge- 
troffenen Landstrichen, bedürfen die freiliegenden Ge- 
bäudewände des Windschutzes ebensosehr wie die Straßen, 
namentlich die . Verkehrsadern. In Talkesseln und 
anderen vom Wind ungenügend bestrichenen oder von 
Wäldern und hohen Gebäuden geschützten Gebieten muß 
dagegen ein öffnen der Straßen und die zur vorherr- 
schenden Windrichtung senkrechte Lage der Fenster- 
wände als Erfordernis bezeichnet werden, um an war- 
men, windstillen Tagen eine gründliche Durchlüftung 
und abends Kühlung der Räume überhaupt erzielen zu 
können. 

Jeder Einzelfall bedarf daher von Seiten des Stadt- 
planverfertigers der gründlichsten Durcharbeitung, wenn 
die vielseitigen Ansprüche des Verkehrs, der Bauland- 
erschließung, der Sonnen- und Windlage vereint zu einer 
ersprießlichen Lösung geführt werden sollen. Sache des 
Architekten ist es dann, die mit jeder Himmelslage ge- 
botenen Vorzüge durch richtige Raumanordnung aus- 
zunützen, ihre Nachteile zu vermeiden oder angemessen 
zu vermindern. Ferner wird mehr als bisher dafür zu 
sorgen sein, daß den Wittenmgsunbilden durch tech- 
nische Mittel entgegengewirkt werde. Das gilt nament- 
lich vom Schutz der Außenwände und ihrer Glasflächen 
gegen Schlagregen, übermäßige Wärmezuführung und 
Ableitung. Geschieht dieses, dann wird dem Städte- 
erbauer die durchaus erforderhche Freiheit bleiben, den 
Straßenzügen der Neusiedlungen die aus ästhetischen. 
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hygienischen, technischen und wirtschaftlichen Gründen 
gebotene oder erwünschte bald schwächere, bald stärkere 
Kurvenform oder Brechung zu geben, Wegkürzungen für 
den Verkehr zu erzielen, die Verkehrsmittelpunkte für den 
Verkehr zu erschließen, Verkehrsknotenpunkte zu vei*- 
binden. Stets wird der Städteerbauer aber streng 
zu unterscheiden haben, ob einer Straße Ver- 
kehrsbedeutung zukommt, oder ob sie eine reine 
„Wohnstraße" ist. Auch nach dieser Richtimg sind 
bisher vielfach Fehler gemacht, die auf den Verkehr 
ebenso nachteilig gewirkt haben wie auf die Ruhe und 
die Staubfreiheit der Wohngebiete. In den Darlegungen 
über die Anlage des Geschäftsviertels ist das Erforder- 
liche über die Verteilung des Verkehrsadernetzes in den 
Neusiedlungen und seine Benutzung zur Unterbringung 
der Geschäfte und Betriebe derselben gesagt. Allgemein 
muß dabei beachtet werden, daß der Verkehr haupt- 
sächlich eine Richtung der Straßen verlangt, 
die vom Stadtkern nach den Außengebieten, 
Vororten und Nachbargemeinden ausstrahlt und 
zurückstrahlt. Femer sind Verbindungen zwischen 
den Hauptverkehrsadern und Nebenverkehrsadern er- 
wünscht, um von jedem Punkte der Außengebiete auf 
kürzestem Wege zu den verschiedenen Teilen der Innen- 
gebiete gelangen zu können. Dagegen sind breite ring- 
artige Verbindungen sämtlicher Hauptverkehrsadern 
miteinander nur dort zweckdienlich, wo es sich um die 
Verbindung der Vororte und Vorstädte untereinander 
handelt. Die ursprünglichen Landstraßen, welche sie 
herstellen, sind daher als das gegebene Ringstraßennetz 
zu betrachten. Jeder künstlich hergestellte Ring ver- 
fehlt seinen Zweck als Verkehrsader und vermag nur 
dem des Lustwandeins zu dienen. Die Ringstraßen vor 
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Wien und Cöln a. Rh. zeigen dieses in unwiderleglicher 
Weise. Die ringförmigen Verbindungen bedürfen daher 
auf dem größeren Teil ihrer Strecken nur einer geringen 
Verkehrsbreite. In der Mehrzahl der Fälle werden sie 
zweckmäßig teils als bescheidene Geschäftsstraßen oder 
Wohnstraßen anzulegen, teils mit Parkstreifen zu ver- 
sehen und dementsprechend auszubauen sein. Die Art 
des Stadtviertels, welches sie berühren oder durch- 
queren, ist bestimmend für diese Durchbildung. 

Über die Breite der Straßen kann allerdings stets 
nur der Einzelfall entscheiden. Die Verkehrsverhältnisse 
jeder einzelnen Stadt, ja jedes Stadtviertels sind zu ver- 
«chiedenartig gelagert, um allgemein gültige Zahlen- 
angaben machen zu können. Nach den vorliegenden Er- 
fahrungen gilt es, den Hauptverkehrsadern ziemlich all- 
gemein eine erhebliche Breite zu geben, oder sie vom 
Gleisverkehr, Durchgangs- und Fernverkehr durch gleich- 
laufende Straßenzüge zu entlasten, falls jene nicht mehr 
gewonnen werden kann. Die Nebenverkehrsadern er- 
halten zweckmäßig keine größere Breite, als sie für „Ge- 
schäftsstraßen" vorteilhaft ist. Doch wird in ihnen das 
Unterbringen von Gleisen mit der Zeit fast stets not- 
wendig und ist für die Zukunft mit einer erheblichen 
Vermehrung des Automobilverkehrs zu rechnen. Für 
die Wohnstraßen der vornehmen Stadtteile ist 
auf den letzteren ebenfalls Rücksicht zu nehmen, wäh- 
rend im allgemeinen die befestigten Teile aller Wohn- 
straßen nicht breiter bemessen werden sollen, als der 
Verkehr es erheischt^). Denn es erhöhen sich durch eine 



^) Das Anlegen von Gleisen sollte ausschlieBlich In Verkehnadern, 
niemals in WohnstraBen gestattet werden, weil der Straßenbahnverkehr 
und das von ihm ausgehende Geräusch sich mit der Aufgabe der Wohn- 
straßen nicht vereinigen lassen. 
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nutzlose Breite nicht nur die Kosten für ihre Anlage, Un- 
terhaltung imd Reinigung, sondern es mehrt sich auch 
der Verkehrsstaub, während der Reiz des Straßenbildes 
abnimmt, wenn der weitaus größte Teil des Gebäude- 
abstandes durch den befestigten Straßenteil gewonnen wird, 
die Vorgärten oder Parkstreifen zusammenschnimpfen. 

Die Vorgartenbreite soll einen tunlichst großen 
Wechsel aufweisen, um der Eintönigkeit der Straßenbilder 
entgegenzuwirken. Dieser ästhetische Anspruch fällt zu- 
sammen mit dem Einfluß der verschiedenartigen Lage 
der Vorgärten zur Sonne. Erhalten die beiderseitigen 
Vorgä^rten eine annähernd gleich hohe Bestrahlung, dann 
ist es geraten, ihnen auch eine annähernd gleiche Breite 
zu geben, falls nicht die zu geringe Grundstückstiefe 
an einer oder der anderen Seite dies verbietet. Liegt da- 
gegen eine Straßenseite nach Norden, Nordosten oder 
Nordwesten, dann sollte hier der Vorgarten nur schmal 
bemessen werden, da er zur Blumenzucht wenig geeignet 
ist, während innerhalb der Großstädte der Mehrgewinn 
für (Jen rückwärtigen, an Sonne reichen Garten bedeu- 
tungsvoll zu sein pflegt. Für das gegenüberhegende 
Grundstück gilt das Gegenteil. Dort erhält der Vorgarten 
viel, der Rückgarten in der Nähe des Hauses wenig 
Sonne. Ihre Tiefen sind dementsprechend zu bemessen. 
Jedenfalls sollte die amthche Baufluchthnie diese Sach- 
lage so weit berücksichtigen, wie es nach den Baugesetzen 
möglich ist, und den Bauherren Anregung zu einer sol- 
chen zweckdienlichen Gestaltung der Gärten gegeben 
werden, während mir eine Reihe von Fällen bekannt ist, 
in denen der amtliche Zwang dah Ge'genteil hervorgeinifeii 
hat. 

Die Art der Straßenbefestigung muß sich einer- 
seits nach den Ansprüchen des Verkehrs, anderseits 
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nach denen der Hygiene und der Wirtschaftlichkeit 
richten. Aus diesem Grunde sind erhebUche Unterschiede 
zu machen zwischen den Verkehrsadern, den ruhigen, 
vornehmen Geschäfts- und Wohnstraßen und den be- 
scheidenen Wohnstraßen. Für sämthche Verkehrs- 
adern treten die Ansprüche des Verkehrs in den Vorder- 
grund. Hier gilt es, für die Fahrbahnen Befestigungen 
in Anwendung zu bringen, welche der in Betracht kom- 
menden Art des Fuhrwerksverkehrs gewachsen sind, ihn 
mit geringsten Widerständen bei größter Sicherheit zu- 
stande kommen lassen, haltbare Verbindungen zwischen 
den Gleisbahnen und dem Pflaster zulassen usf. Den 
Ansprüchen an leichte und vollkommene Sauberhaltung, 
rasche Entwässerung und Geräuschverminderung kann 
man hier erst in zweiter Linie gerecht werden. Auch 
sind sie weniger bedeutungsvoll als in den Wohngebieten. 
Denn der lebhafte Verkehr ruft fort und fort eine Be- 
schmutzung der Fahrbahnen und ein so vielartiges star- 
kes Geräusch hervor, daß seine Minderung durch die Art 
des Pflasters nur in geringem Grade gelingen kann. Für 
fortwährende oder tägUche Sauberhaltung muß daher 
unter allen Umständen Sorge getragen werden, und das 
Geräusch belästigt die Anwohner weniger, weil es sich 
kaum mehr um Einzelgetöse und ihre Stärke handelt, 
sondern um ein Zusammenfließen vieler Geräusche zu 
einem fortwährenden Getöse, an das man sich genau so 
gewöhnt wie an das Rauschen der Meeresbrandung und 
der Bergströme. Das Schließen von Doppelfenstern 
pflegt dann an den lebhaftesten Verkehrsadern auszu- 
reichen, um ohne Störung geistiger Arbeit oder dem 
Schlaf sich hingeben zu können. 

Völlig anders liegen die Verhältnisse in den an 
Wagenverkehr armen Straßen der vornehmen 
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Geschäfts- und Wohngebiete. Hier treten die Ein- 
zelgeräusche sich rasch bewegender Gefährte deutlich 
hervor und wirken bei einiger Kraft ruhestörend. Die 
Sauberhaltung soll hier eine erhöhte sein und darf nicht fort- 
laufend erfolgen, sondern muß nachts oder in der Morgen- 
frühe und dann mit wenig Geräusch erledigt werden kön- 
nen. Daher ist hier auf eine ebene, fugenfreie, geräusch- 
mindernde Befestigung der Fahrbahnen größtes Gewicht 
zu legen. 

Wieder anders ist die Sachlage imKleinwohnungs- 
gebiet. Hier schrumpft der Fuhrwerksverkehr auf ein 
belangloses Mindestmaß zusammen, das weder die Fahr- 
bahnen angreift, noch Störungen durch Geräusch ver- 
ursacht. Und zwar letzteres um so weniger, als die An- 
wohner früh aufzustehen pflegen, also Störungen im 
Schlaf durch den Wagenverkehr nur ausnahmsweise er- 
leiden, dann aber in der Mehrzahl das Haus verlassen, 
um außerhalb desselben ihrem Beruf nachzugehen. 
Außerdem ist der mehr körperlich als geistig tätige 
Städter weit weniger empfindlich gegen Geräusche als 
der geistig angestrengt arbeitende. Daher treten hier 
die Ansprüche der WirtschaftUchkeit in den Vorder- 
grund. Das Pflaster soll mit dem denkbar niedrigsten 
Geldaufwand angelegt, unterhalten und sauber gehalten 
werden können, außerdem aber, wie oben dargelegt wurde, 
dem Radfahrverkehr in jeder Hinsicht zu entsprechen 
vermögen. 

Aus diesen Gründen dürfte sich für die Verkehrsadern 
ein Würfelpflaster aus ebenem und trotz der starken 
Abnutzung eben bleibendem Gestein oder Kunststein 
am besten eignen; für die an Wagen verkehr ärmeren 
Geschäftsstraßen und die vornehmen Wohngebiete das 
Asphaltpflaster in seinen verschiedenen Formen zu emp- 

Nußbaum, Die Hygiene des Städtebaus. 9 
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fehlen sein; für die Kleinwohnungsgebiete die Stein- 
schlagbahn und das Kleinpflaster in der Mehrzahl der 
Fälle den vorliegenden Ansprüchen durchaus zu ent- 
sprechen vermögen. 

Allgemein läßt sich über die Ansprüche der Hy- 
giene an die Befestigung der Fahrbahnen folgen- 
des sagen : Das von den Rädern der Fuhrwerke hervorgeru- 
fene Geräusch entsteht hauptsächlich durch die Wider- 
stände, welche sie finden. Je stärker diese werden, um 
so mehr springen oder hüpfen die Räder und um so hef- 
tiger fällt der hierdurch hervorgerufene Schall aus. Eine 
ebene fugenfreie Fläche läßt daher sehr wenig, eine hol- 
perige Straße unerträgliche Geräusche entstehen. Weite- 
ren Einfluß übt die Klangfarbe der Fahrbahnbefestigung 
sowohl auf das von den Rädern, wie auf das von den Hufen 
der Lasttiere erzeugte Geräusch. Je heller sie ist, um so 
aufdringlicher ist der Schall. Nur die Klangfarbe des 
Holzpflasters is.t eine dumpfe. Asphalt und Steinschlag 
lassen mäßige, hartes Gestein und Kunststein lebhafte 
Geräusche entstehen. Liegt der Körper des Pflasters auf 
einer den Schall dämpfenden Unterlage, z. B. auf Sand, 
dann bleibt der Schall unter sonst gleichen Verhältnissen 
wesentlich matter als bei seiner Bettung auf harter Unter- 
lage, z. B. auf Stampfwerk. Es wäre daher erwünscht, 
das letztere zunächst mit einer ausreichend hohen Sand- 
schüttung zu bedecken, die als Unterlage für das Pflaster 
dient. Denn die feste Stampfwerkunterlage bietet den 
Vorzug, daß sie das Pflaster eben erhält und dadurch 
das Springen der Räder wesentlich verringert. Bedeu- 
tungsvoll ist es beim Würfelpflaster ferner, daß die Steine 
völlig ebene Kanten und Flächen erhalten, die sich beim 
Verlegen eng aneinander legen, weil dann ein Anstoßen 
der Räder an die Kanten nicht oder nur in geringem 
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Grade stattfindet^). Das Kleinpflaster läßt bei richtiger 
Anlage ebenfalls nur ein seltenes oder geringes Anstoßen 
der Räder zu, weil die Fläche der letzteren stets auf meh- 
reren Steinen aufzuruhen pflegt. 

Die Staubbildung kommt infolge des Zerreibens 
der Straßenoberfläche durch den Verkehr zustande. Sie 
ist aber nur beim Steinschlag und dort von Bedeutung, 
wo breite Sandfugen erforderlich werden. Im allgemei- 
nen ruft die Beförderung staubförmiger oder staubhal- 
tiger Waren und Abfälle sowie die Beschmutzung der 
Straßen durch tierische Abgänge die wesentliche Staub- 
bildung hervor. Die Sauberhaltung hat ihr entgegen- 
zuwirken und sie muß um so vollkommener durchge- 
führt werden, je undurchlässiger und fugenfreier die 
Straßenflächen sind. Denn auf völlig undurchlässigen 
Flächen findet nach einer Benetzung rasch ein Wieder- 
austrocknen des auflagernden Schmutzes statt, während 
durchnäßte, stark durchlässige Flächen die staubförmigen 
Körper längere Zeit festhalten. Je ebener ferner die 
Flächen sind, um so leichter vermögen die Winde den 
Staub aufzuwirbeln und fortzuführen. Daher ist kräf- 
tiges Sprengen beim Steinschlag von andauernder Wir- 
kung, während es für Asphaltbahnen völlig bedeutungs- 
los bleibt. Hier kann nur die gründliche Säuberung auf 
nassem Wege Schutz gegen Staubaufwirbelung bieten. 
Das Holzpflaster hält die Feuchtigkeit ebenfalls längere 
Zeit fest, die verschiedenen Würfelpflaster um so mehr, 
je breiter ihre Fugen und je durchlässiger die verwendeten 
Steine sind. 

In technischer Hinsicht haben — außer den Kunst- 
steinen — der Porphyr, der weiche Granit und die Grau- 



1) Ein Abschleifen der Pflastersteine, z. B. nach dem von Hergen- 
hahn angegebenen Verfahren würde ganz wesentliche Vorzüge bieten. 
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wacke sich gut bewährt, weil ihre Abnützung eine durch- 
aus gleichmäßige ist. Die Abnützung der übrigen Hart- 
gesteine und des Holzes pflegt dagegen eine ungleich- 
mäßige zu sein. Der Asphalt zeigt eine ungemein geringe 
Abnützung. Seine Haltbarkeit ist im übrigen eine mit 
seiner Herkunft stark wechselnde. Der Asphalt aus den 
Vales des Travers und aus Sizilien hat sich bewährt; 
die deutschen Sorten werden besser in der Form hoch 
gepreßter Platten verwendet, die mittels Gußasphalts zu 
einer fugenfreien Fläche zu verbinden sind. 

Für Radfahrwege eignet sich jede Befestigungsart, 
welche Ebenheit mit Fugenfreiheit vereinigt und im 
Regen nicht aufweicht. Richtig angelegte imd unter- 
bettete Steinschlagbahnen haben sich z. B. für diesen 
Zweck gut bewährt. Unterhaltungs- und Wiederher- 
stellungskosten erfordern diese Wege bei einer sach- 
gemäßen Anlage nicht. Der Verkehr ebnet und glättet 
sich seinen Weg selbst. Neben den Vorgärten bieten die 
Radfahrwege daher ein preiswertes Mittel zur Vermeh- 
rung des Gebäudeabstandes. 

An die Oberflächengestaltung der Bürger- 
steige und sonstigen Fußwege ist der Anspruch zu 
stellen, daß sie ein gefahrloses und schmerzloses, die 
Sohlen der Füße wie der Stiefel wenig angreifendes 
Gehen gestattet, die Niederschläge rasch und vollständig 
abfließen und sich mit geringer Mühe sauber halten läßt. 
Der Gußasphalt, mäßig harte Steinplatten, unter hohem 
Druck hergestellte Zementplatten, Steingutplatten und 
-plättchen erfüllen diese Bedingungen. Das Kleinpflaster 
und Kieswege mit fester Unterbettung sind nur für vor- 
übergehende Anlagen und Parkwege anwendbar. Hart- 
gesteinplatten werden schlüpfrig; Klinkerplatten greifen 
durch ihre vielen scharfen Kanten die Sohlen an und 
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rufen bei längerem Begehen Schmerzen hervor; Schlacken- 
wege führen zu unerträglicher Staubbildung. Mindestens 
ist es erforderlich, sie durch Zementzusatz zu härten und 
durch häufiges Sprengen feucht zu halten. 

Das Anlegen von Reitwegen führt innerhalb der 
verkehrsreichen Straßenzüge der Städte zu unerfreuüchen 
Zuständen, sollte infolgedessen nur dort erfolgen, wo eine 
Notwendigkeit dazu vorüegt. Reitwege verbreiten viel 
Schmutz imd Staub und erfordern hohe Unterhaltungs- 
kosten. Vorteilhaft werden sie inmitten der Fahrwege 
angeordnet, weil der Fuhrwerkverkehr durch die Staub- 
verbreitung weniger leidet als die Fußgänger und Rad- 
fahrer. Zur Bettung der Reitwege dient vorteilhaft ein 
Mergel, der an der Luft zerfällt. Die Anwendung von 
Lohe, Sägemehl und ihrer Gemenge hat sich weniger gut 
bewährt. Der von ihnen ausgehende Staub ruft Reizun- 
gen der Schleimhäute hervor. Im Wald kann der natür- 
liche Boden für die Reitwege benutzt werden. 



Die Anlage der öffentlichen Plätze 
und Gärten. 

Die öffentlichen Plätze hatten in früheren Jahrhun- 
derten bedeutsame Zwecke zu erfüllen. Sie dienten den 
Märkten, den großen Versammlungen, Aufzügen, Auf- 
fahrten u. a. Gegenwärtig werden die Märkte und Ver- 
sammlungen in Hallen verlegt, die Aufzüge und Auf- 
fahrten haben an Bedeutung verloren. Nur die Vieh- 
märkte, die Plätze für militärische Übungen, die Bahn- 
hofs- und Hafenvorplätze sind ihres Zwecks wegen da. 
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Die Mehrzahl der übrigen öffentlichen Plätze errichtet 
man aus ästhetischen, verkehrstechnischen und hygie- 
nischen Gründen. Ihre Bedeutung beruht teils darauf, 
öffentlichen Gebäuden eine für das Stadtbild und das 
Verkehrsinteresse gleich vorteilhafte Stelle zu geben, teils 
in ihrem eigenen Reiz, der zum Ergehen einladet, teils 
handelt es sich nur um eine Erbreiterung der Kreuzungs- 
punkte oder anderer bedeutsamer Teile von Verkehrs- 
adern. Die ästhetischen und verkehrstechnischen Gründe 
erfordern Plätze von geringer Größe, während zum Er- 
gehen eine bedeutende Ausdehnung vorteilhaft ist. An 
kleinen Plätzen kommen die Gebäude zu machtvoller 
Wirkung, der Verkehr findet eine günstige Verteilung, 
dem Geschäftsleben wird in vorteilhaftester Weise ge- 
dient. Dem großen Platz kommt ausschüeßlich hygie- 
nischer Wert zu und dieses nur dann, wenn er als Schmuck- 
platz durchbildet ist. Im anderen Falle wirkt er durch 
Staubbildung nachteiUg, ladet nicht zum Ergehen ein 
und erfüllt die weiter unten darzulegenden hygienischen 
Ansprüche nicht. Man unterscheidet daher von vorn- 
herein Architekturplätze und Schmuckplätze. 

Die Arehitekturplätze und die ihnen verwandten 
Platzarten dürfen eine erhebUche Ausdehnung entweder 
nicht erhalten, weil sie die Wirkung der an ihnen errich- 
teten Gebäude abschwächt, oder sie müssen durch deren 
Stellung in „Doppelplätze" oder „Platzgruppen" unter- 
teilt werden. Ferner sollen sie eine geschlossene Form 
zeigen, damit die auf ihnen zu errichtenden Brunnen 
und Standbilder an ruhigen Wandflächen einen vorteil- 
haften Hintergrund finden, nicht der Eindruck der Zer- 
rissenheit entsteht. Aus diesem Grunde sind die Straßen- 
mündungen tunlichst zu verdecken, indem sie an die 
Platzecken gelegt oder überbrückt werden und in Kurven 
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oder Brechungen vom Platze sich fortbewegen. Auch 
aus hygienischen Gründen verdient diese Straßenführung 
den Vorzug, weil sie dem Platze den durchaus erforderüchen 
Windschutz verleiht und damit dem Aufwirbeln des Stau- 
bes entgegenwirkt. Sind Straßenkreuzungen auf den 
Plätzen nicht zu vermeiden, dann soll jede Straße vor und 
hinter dem Platz eine so starke Brechung oder Kurve er- 
halten, daß der Eindruck der Zerrissenheit der Platzwände 
einigermaßen wettgemacht und der Windbewegung ent- 
gegengewirkt wird. Ferner ist es erforderUch, die Grund- 
stücksecken in kraftvoller Weise zu beschneiden, um 
wirkungsvolle Wandflächen zu erhalten und die Straßen- 
kreuzungsstellen überhaupt erst zu einem Architektur- 
platz umzuwandeln. Die Abbildung 28 zeigt die un- 
günstige, heute vielfach vorhandene Form solcher Straßen- 
kreuzungsstellen, Abbildung 29 ihre Durchbildung zu 
einem Architekturplatz. 

Die Bedeutung der Plätze als „Lungen der 
Städte" tritt nur dort voll hervor, wo sie im Gewirr 
enger hochbebauter Straßenzüge und Gassen gelegen sind. 
Je weiter man in Neusiedlungen die Gebäudeabstände im 
Verhältnis zur Haushöhe wählt, um so mehr tritt sie 
zurück. Hier ist Schutz vor den Stürmen in der Regel 
mehr erforderhch als die Vermehrung der Windbewegung. 
Denn an kraftvoller Durchlüftung fehlt es diesen Straßen- 
zügen nur ausnahmsweise, und es bedarf eines genauen 
Studiums des Einzelfalls, um entscheiden zu können, ob 
hier der Windschutz ein höheres Erfordernis ist oder die 
Vermehrung der Durchlüftung an schwülen Tagen. 

Ein bedeutsamer Vorzug der ausgedehnten 
Schmuckplätze beruht darauf, daß ihre mit Pflanzen - 
wuchs versehenen Flächen wenig Wärme durch Sonnen- 
strahlung aufnehmen, abends durch Abstrahlung sich 
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frühzeitig abkühlen. Betritt man sie im Sommer nach 
Sonnenuntergang, dann empfindet man diese Kühle als 
Erqtdckung, weil das Pflaster der Straßen und die sie 
begrenzenden Häuser noch stundenlang hohe Wärme- 
mengen durch Strahlung dem Körper der in ihnen sich 
befindenden Leute zuführen, während die Luft sich eben- 
falls so rasch an diesen tagsüber erhitzten Steinmassen 
erwärmt, daß sie keine oder wenig Kühlung bietet. Je 
freier die Schmuckplätze von Baumwuchs sind, um so 
rascher kühlen sie abends aus ; je dichter er ist, um so 
mehr Kühlung und Schatten vermag er tagsüber zu bieten. 
Man wird daher zweckmäßig die Baumgruppen so anord- 
nen, daß sie den Hauptwegen des Schmuckplatzes Schat- 
ten bieten, während zwischen ihnen breite Wiesenflächen 
mit Blumenbeeten, Buschwerk und schmalen Wegen ver- 
bleiben, von denen abends Kühlung ausgeht. Durch 
kraftvolles Sprengen des Schmuckplatzes vermag man 
sie wesentiich zu vermehren. 

ÄhnHches gilt von den eigentlichen Parkanlagen. 
Grewisse Teile derselben sollen durch Baumwuchs schat- 
tige Wege und kühle Plätze für den Tagesaufenthalt 
bieten, andere Teile freie, von Baumgruppen nur eben 
belebte Plätze bilden, auf denen man an schwülen Som- 
merabenden Erquickung zu finden vermag, während der 
kühlen Jahreszeit sich an den Sonnenstrahlen erfreuen 
kann. Im übrigen ist es wichtig, daß die öffentUchen 
Gärten sich mögUchst gleichmäßig über das Stadtgebiet 
verteilen, damit keinem der Bürger ihre Benutzrmg durch 
weite Wege erschwert werde. Soweit es erreichbar ist, 
sollten femer die Gärten untereinander durch Park- 
streifen oder reizvolle Spazierwege verbunden werden. 
Denn es ist weit angenehmer, beim Ergehen lang ausge- 
dehnte Wege machen zu können, als in einem Stadtpark 
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rundum wandeln zu müssen. Außer den bereits erwähn- 
ten Geländeteilen — den Ufern der Gewässer, den oberen 
Berghängen und den Überschwemmungsgebieten — sind 
die Friedhöfe und die einstigen Festungswälle besonders 
geeignet, zu öffentüchen Gärten zu dienen. Die neuen 
Friedhöfe sollten aus diesen Gründen von vornherein 
parkartig hergestellt, die alten Friedhöfe zu solchen so 
weit umgewandelt werden, wie es aus ethischen Gründen 
zulässig erscheint. Da die Friedhöfe ziemüch gleichmäßig 
über das Stadtgebiet verteilt zu sein pflegen, die Festungs- 
gürtel die älteren Stadtteile rings umfassen, so wird durch 
sie der aufgestellte Anspruch an die Lage öffenthcher 
Gärten ohne weiteres erfüllt. 

Weiter empfiehlt es sich, die VorortangUederungen 
stets zur Parkbildung zu benutzen, indem man hierzu 
geeignete, der Bebauung nicht ohne weiteres erschheßbare 
Gelände zwischen ihnen und der Stadt als Park beläßt. 
In vielen Fällen wird es angehen, diese Bedingung beim 
Anschluß an die Großstadt mit aufzustellen und durch- 
zusetzen, da sie den Bewohnern der Vororte in gleichem 
Maße dient wie denen der Stadt und die Eigenart der 
Vororte bewahren hilft. Denn eine solche Trennung ge- 
stattet die Entwicklung und Beibehaltung einer von der 
eigentüchen Großstadt abweichenden Architektur, ohne 
einen Mißklang hervorzurufen. 

EndUch ist das Innere großer Baublöcke besonders 
geeignet zum Schaffen von öffentlichen Gärten. Vor 
allem empfiehlt es sich, alte Gärten für diesen Zweck 
auszunutzen, die in dem neuerschlossenen Baugelände 
vorhanden sind, weil ihr Baumschlag bereits das bietet, 
was sonst erst nach einer Reihe von Jahrzehnten sich 
erzielen läßt. Die Stadtverwaltung tut gut, solche Gär- 
ten mit dem umhegenden Gelände frühzeitig zu erwerben 
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und die Kosten dadurch zu decken oder zu verringern, 
daß das letztere zu Baustellen umgewandelt und unter 
entsprechenden Bedingungen veräußert wird. Die letz- 
teren haben sich besonders darauf zu richten, daß die 
Gebäude den Park nicht verunzieren. Im übrigen eignet 
sich sowohl die landhausmäßige wie die geschlossene Um- 
bauung zu diesem Zweck. Die erstere hat den Vorzug, 
eine landschaftliche Überführung zum Park zu bilden. 
Die letztere schließt ihn vollkommener gegen das Ge- 
räusch und den Staub des Verkehrs ab. Je nach der 
Lage des Gartens verdient daher bald die eine bald die 
andere Umbauungsart den Vorzug. Das gleiche Vorgehen 
ist den gemeinnützigen Gesellschaften und anderen Kör- 
perschaften zu empfehlen, welche Kleinwohnungen er- 
richten. Indem sie nur die Außenteile großer Baublöcke 
oder vorhandener Gärten mit Gebäuden besetzen, ver- 
mögen sie deren Inneres als Park zu erhalten, der sowohl 
allgemein zugänglich gemacht werden kann, als auch 
der ausschließlichen Benutzung der Anwohner vorbehal- 
ten zu werden vermag. In Stadtvierteln mit wenigen 
oder kleinen öffentUchen Gärten empfiehlt sich dieses 
Vorgehen ganz besonders. Denn den Inhabern von Klein- 
wohnungen pflegt die Zeit zu weiten Spazierwegen an 
Wochentagen zu fehlen. Vornehmlich ist ihren Kindern 
mit solchen Blockgärten gedient, weil sie ihnen vollen 
Schutz gegen die Gefahren und sonstigen Nachteile des 
Verkehrs bieten und eine Beaufsichtigung durch Er- 
wachsene nur in geringem Maße erforderüch machen. 
Die Größe der öffentlichen Gärten hängt voll- 
ständig von örtUchen Verhältnissen ab. Wo ein Stadt- 
wald oder die Umgebung der Stadt ausreichend Ge- 
legenheit zum Ergehen im Freien gewährt, da dürfen 
die in ihr zu schaffenden Gärten bescheidene Abmessungen 
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erhalten. Wo Naturreize in nächster Nähe der Stadt 
fehlen, ist dagegen durch diese Gärten Ersatz für sie zu 
bieten. Dazu gehören ausgedehnte Parkanlagen. Ge- 
lingt es ferner, mehrere kleinere öffentUche Gärten oder 
Friedhöfe untereinander durch reizvolle Parkstreifen zu 
verbinden, einstige Festungswälle als solche auszubilden 
oder Flußufer mit ihnen auf weite Strecken einzufassen, 
dann bedarf man ebenfalls keiner ausgedehnten Garten- 
anlagen. Endüch ist das Ortsbedürfnis nach öffentUchen 
Gärten insofern ein wechselndes, als es dort geringer zu 
sein pflegt, wo Hausgärten in ausreichender Größe der 
Mehrzahl der Bürger zur Verfügung stehen. Da aber mit 
dem Wachsen der Stadt diese Hausgärten kleiner zu 
werden pflegen oder ganz verschwinden, so sollte recht- 
zeitig Bedacht auf die künftige Gestaltung der StÄdte ge- 
nommen werden. Je früher dies geschieht, mit um so ge- 
ringerem Kostenaufwand vermag man öffentliche Gärten 
zu schaffen, um so reizvoller wird die spätere Großstadt 
sich entwickeln, um so mehr kann sie dem Wohlbefinden 
und Wohlbehagen ihrer Bürger dienen. 

Über die Form der Schmuckplätze und Park- 
anlagen läßt sich folgendes sagen: Je größer die öffent- 
lichen Gärten werden, um so eher eignen sich regelmäßig 
geformte Grundstücke für sie, weil die Durchbildung des 
Parks diese Gestalt zu verwischen vermag. Je kleiner 
oder schmaler und streifenartiger der Park wird, um so 
unregelmäßiger sollte er gestaltet werden, weil nur da- 
durch wirkUcher Reiz erzielt werden kann. Langge- 
streckte symmetrische oder sonst regelmäßig angeordnete 
Parkstreifen laden nicht zum Lustwandeln und zu län- 
gerem Aufenthalt ein, rufen vielmehr ein Gefühl der Öde 
imd Langweile wach, das zu frühem Aufbruch Veran- 
lassung gibt. Vielfach können Grundstücksstreifen und 
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Spitzen zwischen zwei 
sich einander nähern- 
den Straßen vorteilhaft 
zu Parkstreifen ausge- 
nützt werden, während 
ihre geringe Tiefe sie ^'-w'^ 
wenig geeignet zur 
Bebauung erscheinen 
läßt. Der Parkstreifen 
wird dann am besten 
beiderseits an die Fahr- 
bahnen herangeführt, 
während die Fußwege 
in ihm verlaufen, da- 
mit die verfügbare 
Breite vollkommen für 
ihn ausgenützt werden 
kann. Die breitere 
Stirnseite des Park- 
streifens eignet sich 
oft zur Anlage eines 
Wirtshauses oder eines 
öffentUchen Gebäu- 
des, das ihm einen 
wirkungsvollen Ab- 
schluß gegen die Häu- 
serzeile der letzten 
Querstraße verleiht; 
die Gartenspitze zur 
AufstellungeinesBnm- 
nens u. dgl. Die Ab- 
bildung 30 stellt eine 
solche Anlage dar. 
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Die Parkstreifenbildung ist ein bedeutsamer 
Teil der Stadtgartenkunst und sollte in den Neu- 
siedlungen der Städte eine weit häufigere Anwendung 
finden, als es bisher der Fall war. Sie darf als die aller- 
günstigte Form der Bildung ausreichender Gebäude- 
abstände ap schmalen Straßen bezeichnet werden und 
vermag durch den Anschluß an größere Gärten, Fried- 
höfe, Waldungen, Berghänge, Flußufer u. dgl. die reiz- 
vollsten Stätten für das Ergehen der Städter teils zu 
schaffen teils zu erschUeßen. Jedenfalls sollte ein Haupt- 
straßenzug jedes Wohngebiets mit Parkstreifen versehen 
werden, damit seinen Bewohnern ein reizvoller Weg in 
die freie Umgebung der Stadt dauernd zur Verfügung 
bleibt. Sie auf häßlichen, staubigen, geräuschvollen 
Straßen erreichen zu sollen, ist eine ungerechtfertigte 
Zumutung. Ein mit Baumreihen besetzter Weg vermag 
den Parkstreifen nie zu ersetzen; er muß für solche 
Zwecke als Notbehelf bezeichnet werden. 



VI. 

Die Dezentralisation der Großstädte. 

Je weiter die Großstädte sich dehnen, um so mehr 
stellt sich das Bedürfnis nach ihrer Aufteilung in Einzel- 
gebiete ein, deren jedes alles das zu bieten vermag, was 
an öffentlichen Anstalten und Einrichtungen dem Bürger 
zum Erfordernis geworden ist. Vorteilhaft ist es jedoch, 
wenn solche Einzelgebiete doch wieder ein gemeinsames 
Ganze bilden, damit sie an den Förderungen teilnehmen 
können, welche die Großstadt in so vielen Richtungen 
zu geben vermag. Eine Auflösung der Großstädte in be- 
sondere Gemeinwesen mit eigener Verwaltung ist auch 
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insofern oft nachteilig, als der Bebauungsplan für das 
Gesamtgelände aus einem Guß gestaltet werden muß, da- 
mit der Verkehr nirgends Hindernissen begegnet, Gewerbe-, 
Geschäfts- und Wohnwesen sich nicht gegenseitig be- 
nachteiügen. Jedenfalls sollten Nachbarstädte in dieser 
Hinsicht rechtzeitig Hand in Hand vorgehen, weil aus 
einer zweckentsprechenden Plangestaltung beiden gleich 
große Vorteile erwachsen, aus einer verfehlten gleiche 
Nachteile entstehen. Wo dagegen kleine Gemeinwesen 
nach und nach mit der Großstadt verschmelzen, sollte 
die letztere rechtzeitig die Verwaltung übernehmen und 
übernehmen dürfen, den einstigen Vororten jedoch ihre 
Eigenart erhalten bleiben. Nur in Hinsicht der Groß- 
gewerbebetriebe und störenden Kleinbetriebe erscheint 
es nützUch, ja geboten, zu zentrahsieren, d. h. sie so früh 
wie möghch zur Wanderung in das eine Gewerbeviertel 
zu veranlassen. Denn hier pflegen aus einer Dezentrali- 
sation nur Nachteile hervorzugehen. Auch Schwester- 
städte üben in dieser Beziehung oft den übelsten Einfluß 
aufeinander, weil die eine in die Richtung der Rauch- 
belästigungen der anderen zu geraten pflegt. Im üb- 
rigen aber sollte getrachtet werden, jeden Vor- 
ort als besondere Stadt zu erhalten oder meh- 
rere benachbarte Gemeinwesen zu einer solchen 
zusammenzufassen. Es geschieht dies, indem man 
den Vorort mit allen öffentHchen Anstalten und Ein- 
richtungen versieht, deren der Bürger von vornherein 
oder mit der Zeit bedarf. Die verschiedenen Verkehrs- 
anstalten, Ämter und Schulen, eine Markthalle, ein 
öffenthcher Park, ein Geschäftsviertel und die drei oben 
beschriebenen Wohngebiete dürfen ihm keinesfalls fehlen, 
wenn er nicht allmähUch in die Großstadt völüg aufgehen 
und in ihr verschwinden soll. Es empfiehlt sich ferner 
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den Gesamtausbau mit öffentlichen Plätzen, Verkehrs- 
adern und Wohnstraßen genau so vorzunehmen, als bilde 
die neue Stadt ein völlig selbständiges Gemeinwesen, nur 
in der Lage dieser Straßen und der von ihnen erschlos- 
senen Gebiete Rücksicht auf die sich ihnen nähernden Teile 
der Großstadt zu nehmen. Denn nur so können Handel 
und Verkehr gefördert, das Wohnwesen vor Schädigungen 
bewahrt werden. Dabei wird es sich in der Regel empfeh- 
len, für den Gleis-, Durchgangs- und Fernverkehr nicht 
die vorhandene Landstraße zu benutzen, weil sie eine 
mit der Zeit für diesen Zweck notwendige Erbreiterung 
nur in Ausnahmefällen zuläßt, sondern eine oder mehrere 
besondere Straßen für jenen Verkehr anzulegen, die den 
bestehenden Ort nach einer oder beiden Seiten umfassen. 
Mit der Dehnung seines Weichbildes kommen diese Ver- 
kehrsadern von selbst in eine ausreichend zentrale Lage, 
während die ursprüngliche Hauptstraße des Ortes später 
zur Hauptgeschäftsader wird. Aus diesem Grunde ist es 
geraten, ihr rechtzeitig einen oder mehrere reizvoDe 
Plätze anzugüedem, an denen die öffentUchen Bauten 
eine geeignete Unterkunft finden. Geht dieses nicht an, 
dann sollten solche Plätze in der Nähe der Hauptstraße 
geschaffen und mit ihr derart verbunden werden, daß 
die Zugangswege sich für den einstigen Ausbau zu Ge- 
schäftsstraßen eignen. Auch für Banken und andere der 
Allgemeinheit dienende Privatanstalten sollten diese 
Plätze Raum bieten. Femer ist damit zu rechnen, daß 
der gegenwärtig bestehende Vorort dereinst das Haupt- 
geschäftsviertel der aus ihm heranwachsenden Zukunfts- 
stadt bilden wird, seine Straßenzüge also einst diesem 
Zweck entsprechend umgestaltet werden müssen, wäh- 
rend in seiner Umgebung sowohl für Landhausviertel wie 
für eigentliche Wohnungsgebiete und Kleinwohnungs- 
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viertel geeignete Stätten bereit gehalten werden müssen. 
Allerdings ist im allgemeinen damit zu rechnen, daß die 
Hauptentwicklung der Kleinwohnungen in der Nähe des 
Gewerbeviertels stattfinden wird. Aber die Geschäfts- 
gebiete gewähren ebenfalls so vielen Arbeitnehmern und 
Angestellten lohnenden Verdienst, daß auch in ihrer Nähe 
eine gewisse Zahl von Wohnstätten für sie nicht fehlen darf. 

Eine besondere Form der Dezentralisation strebt man 
mit den „Gartenstädten" an. Nur in England sind 
diese Bestrebimgen zu greifbaren Ergebnissen gelangt, 
weil sie von der Gepflogenheit der Engländer ihren Aus- 
gai^ genommen haben, im Kern der Städte dem Beruf 
nachzugehen, fem von ihm auf Landsitzen zu wohnen. 
Ob und wieweit in deutschen Städten eine solche Lebens- 
weise durchführbar ist, läßt sich gegenwärtig nicht ent- 
scheiden, da erst schüchterne Versuche hierfür vorUegen. 
Jedenfalls halte ich es nicht für mögUch, sämtliche 
Bewohner der Außengebiete in solchen Gartenstädten 
unterzubringen, glaube vielmehr, daß auch für diese Außen- 
siedlungen verschiedenartige Wohnbedürfnisse vorUegen 
und daher vielseitige Lösungen des Anbaus weiter ge- 
stattet sein müssen; Dagegen dürfte die Anlage ein- 
zelner Gartenstädte in reizvollen Geländen der 
Umgebung von Großstädten zu gleich günstigen Er- 
folgen führen können, wie sie die Landhausviertel inner- 
halb ihres Weichbildes zu verzeichnen haben, weil ein 
Teil der deutschen Großstädter im Wohnen auf Land- 
sitzen schon heute diejenige Lebensfreude findet, welche 
über die vfeten mit ihm verbundenen Schwierigkeiten und 
Entbehrungen hinweghilft. Jedenfalls handelt es sich 
gegenwärtig aber nur um kleine Teile der städtischen Be- 
völkerung. Demnach ist der (Jedanke, alle Erweiterungs- 
gebiete von Städten allmähüch in Gartenstädte umwan- 

Nufibaum, Die Hygiene des Städtebaus. 10 
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dein zu wollen, ein mmdestens verfrüliter, und seiner 
Durchfülirung stehen dieselben Schwierigkeiten entgegen, 
welche oben bei der Schilderung der weiträumigen Lage 
der Gebäude innerhalb der Städte dargelegt worden sind. 



VII. 

Die zwangsweise Bildung baufertiger 

Grundstücke durch Enteignung, Um- 

legung und Zusammenlegung. 

Die Möglichkeit, durch Zwang Gnindstücke bebau- 
ungsfähig zu machen, deren Größe, Gestaltung und Lage 
zur Straße eine zweckentsprechende Bebauung aus- 
schUeßt oder erschwert, ist in Deutschland teils über- 
haupt nicht, teils nicht in allen Fällen gegeben, während 
manche andere Staaten sie den Gemeindeverwaltungen 
gewähren. Aus wirtschaftüchen wie aus gesundheit- 
üchen Gründen erscheint dies jedoch für alle diejenigen 
Fälle geboten, in welchen die Bebauungsfähigkeit durch 
zweckmäßige Führung der Straßenzüge nicht erzielt zu 
werden vermag. Besonders häufig ist es unvermeidlich, 
daß die Straße so viel von einem oder mehreren kleineren 
Grundstücken fortnimmt, daß an ihr schmale Grund- 
stücksstreifen verbleiben, deren Besetzung mit Ge- 
bäuden ausgeschlossen erscheint, während sie das hinter 
ihnen liegende Grundstück von der Straße trennen. 
Zwar steht den Besitzern solcher Restgrundstücke das 
Recht zu, den Ankauf oder die Enteignung ihres ganzen 
Grundstücks von der Stadtverwaltung zu verlangen. 
Doch machen sie von diesem Rechte nicht immer Ge- 
brauch, versuchen vielmehr dadurch höhere Preise für 
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ihr Grundstück zu erzielen, daß sie den Nachbar zum 
Ankauf des Streifens zwingen, dessen Grundstück durch 
ihn von der Straße getrennt ist. Jahrzehntelang bleiben 
die Grundstücke dann oft unbebaut, verunzieren die 
Gegend oder rufen eine nachteilige Bauweise hervor, bis 
endlich eine Einigung erreicht werden kann. Das Ent- 
eignungsrecht sollte in solchen Fällen daher auch den Ge- 
meinden zugestanden werden, um die Schädigung der All- 
gemeinheit oder der Nachbarn durch die Gewinnsucht 
eines einzelnen Grundbesitzers hintanzuhalten. 

Leichter und häufiger gelingt es, die Einigung der 
Grundbesitzer eines nicht ohne weiteres bebaubaren 
Blocks ohne Zwang herbeizuführen, um durch Zusam- 
menlegung oder ümlegung der Grundstücke 
zweckentsprechend geformte Baustellen zu gewinnen. 
Doch kann diese Vornahme gegenwärtig ebenfalls an der 
Gewinnsucht oder dem Eigensinn eines einzelnen oder 
weniger Grundbesitzer scheitern. Daher ist auch hier 
ein durch das Gesetz ermögUchter Zwang dann am Platze, 
wenn die Mehrheit der Grundbesitzer die ümlegung 
wünscht und sie nicht durch Änderung des Fluchtünien- 
plans vermieden werden kann. Der Stadt Frankfurt a. M. 
ist bekanntlich dieses Recht verliehen worden, aber in 
einer entschieden zu weitgehenden Form. Es ist zu 
hoffen, daß sachgemäßere Bestimmungen erfolgen, ehe an- 
deren Städten ein gleiches Vorgehen gestattet wird, weil 
jene Form der Aufstellung und Durchführung unzweck- 
mäßiger Bebauungspläne Tür und Tor öffnen würde^). 



1) Die Darlegangen von Camillo Sitte über diesen Gegenstand im 
Bandl des „Städtebaus" verdienen in dieser Beziehung die vollste Be- 
achtung seitens der Behörden und der gesetzgebenden Körperschaften. Die 
nach Sittes Tod gegen seine Ausführungen erhobenen Einwände können 
als maßgehend um so weniger bezeichnet werden, als sie von Männern aus- 
gingen, deren Plan Verfassung Sitte beanstandet und zu verbessern ver 
Bu<^t hatte. 

10* 
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Die Übertragung der Umlegung an die land- 
wirtschaftliclien „Generalkommissionen", welche 
sowoU von Fahre nhorst und de Weidige als aucli 
von Küster in Vorschlag gebracht wurde, ist heute 
schon gangbar und zeigt große wirtschaftHche Vorzüge, 
kann aber nur dann vollen Segen bringen, wenn diesen 
Umlegungen ein zweckmäßiger Bebauungsplan zugrunde 
gelegt wird, welcher die oben dargelegten Anforderungen 
an den Verkehr, die Himmelslage u. a. erfüllt und die 
Wege dem Gelände anschmiegt. 

Jedenfalls darf zusammenfassend gesagt werden, daß 
ein gesetzlicher Zwang zum Schaffen baufertiger Grund- 
stücke stets von Nutzen ist, sobald ein in allen Hin- 
sichten zweckmäßiger Bebauungsplan des betreffenden 
Greländes vorliegt, daß der Zwang dagegen schwere Nach- 
teile herbeizuführen vermag, wenn er die Durchführung 
von Plänen ermöghcht, deren Straßenführung einseitigen 
Grundsätzen folgt und der Rücksicht auf die gegebenen 
örtlichen Verhältnisse, den Wert, die Lage und die Ge- 
stalt der Grundstücke entbehrt. Glücklicherweise lassen 
die raschen und großen Fortschritte auf dem Gebiete der 
Städtebaukunst, deren erste Anbahnung wir besonders 
Camillo Sitte verdanken, erhoffen, daß die gekenn- 
zeichneten „Machwerke" immer mehr verschwinden wer- 
den. Immerhin dürften noch Jahrzehnte vergehen, ehe 
der Gesetzgeber allgemein wirklich brauchbare und 
einwandfreie Grundlagen für die Durchführung der 
Stadterweiterungen voraussetzen darf. Daher sind weise 
Beschränkungen gegenwärtig noch durchaus am Platze. 
Weitergehende Befugnisse vermögen in der Hand von 
Stadtverwaltungen zu schweren Mißständen zu führen, 
welche deren Mitglieder nur selten vorauszusehen ver- 
mögen. Denn zur Beurteilung eines Bebauungsplans ge- 
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hören eingehende Kenntnisse und Erfahrungen auf künst- 
lerischem, technischem und wirtschaftlichem Gebiete, die 
nur einzelnen bedeutenden Technikern vereint zu Gebote 
stehen. 

VIII. 

Die gesetzlichen Handhaben zur 
Durchführung der Stadterweiterungen. 

In Preußen ist den Gemeinden durch das Flucht- 
liniengesetz vom 2. Juli 1875 die erforderliche Handhabe 
zum Anlegen, Eröffnen und Verändern von Straßen und 
Plätzen gegeben, während die Ausführungsvorschriften 
des Ministers für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar- 
beiten vom 28. Mai 1876 das zur Aufstellung von Flucht- 
linien- und Bebauungsplänen einzuhaltende Vorgehen 
klarstellen. In Sachsen bietet das allgemeine Baugesetz 
vom 1. Juni 1900 alle irgend erforderlichen Handhaben. 
Auch die Mehrzahl der übrigen deutschen Staaten tat 
die hierzu nötigen Gesetze erlassen. Bayern und Mecklen- 
burg zögern noch damit. Immerhin liegen dort Ministe - 
rialerlasse und andere Bestimmungen vor, welche den 
Verwaltungen die Schwierigkeiten zur Eröffnung neuer 
Fluchtlinien u. a. aus dem Wege räumen helfen. 

Die bestehende Gesetzgebimg ist jedoch, mit Aus- 
nahme vielleicht der sächsischen imd hessischen, ebenso- 
sehr verbesserungsfähig wie erweiterungsbedürftig. So 
fehlen z. B. in Preußen Handhaben zur sachgemäßen Fest- 
legung von Vorgartentief eu, zur Enteignung unbebaubarer 
Restgrundstücke, zur Umlegung und Zusammenlegung 
von Grundstücken, deren Bebauungsfähigkeit durch den 
Stadtbauplan nicht erzielt zu werden vermag, und zur 
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Festsetzung rückwärtiger Bebauimgsgrenzen. Anderseits 
kann der Willkür von Gemeindeverwaltungen nicht 
immer ausreichend gesteuert werden, wenn z. B. der 
Bebauungsplan die Grundstücksgrenzen ungenügend 
beachtet und dadurch unnötige oder vermeidbare wirt- 
schaftliche Schädigungen ihrer Besitzer herbeiführt. 
Denn die Mehrzahl der während der letzten Jahrzehnte 
erforderlich gewordenen Umlegungen und Zusammen- 
legungen von Grundstücken ist durch die Bebauungs- 
pläne verschuldet worden, in verhältnismäßig wenigen 
Fällen machte ihre ursprüngliche Form diese Verände- 
rung erforderlich. Auch die sonstigen Mängel ein- 
zelner Bebauungspläne, so die ungenügende Beachtung 
der Geländeformen, der Verbindimgen oder des Zu- 
sammenschlusses mit anderen Gemeinwesen und der Er- 
zielung einer zweckmäßigen Trennimg der Baugelände 
in Geschäfts- und Wohnviertel, sollten durch gesetzliche 
Maßnahmen verringert werden. Der Verschwendung von 
Bauland durch eine übergroße Zahl oder übermäßige 
Breite der Straßen, namentlich der Wohnstraßen, muß 
ebenfalls entgegengewirkt werden können. Immerhin ist 
es gut, daß das gesetzgeberische Vorgehen einen lang- 
samen Gang genommen hat und nimmt. Denn es waren 
bisher so viele Punkte des Städtebaus ungenügend ge- 
klärt, werden noch jetzt von manchen Seiten so weit 
über das Ziel hinausschießende Forderungen an den Ge- 
setzgeber gestellt, daß sein ruhiges Zuwarten nur von 
Vorteil für die endgültige Lösung der noch strittigen 
Fragen sein kann. 
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Gleisverkehr 16. 144. 

Großbetriebe 12. 22. 24, 
116. 

Großgewerbe 12, 22, 24, 
116. 

Großhandel 13. 

Großstadt 12, 43, 59. 

— Dezentralisation 142. 

— Kleinhalten 10. 

— NachteUe 10. 

— SterbUchkeit 8. 
Grundstücksausnützung 

18, 98. 

Grundstücksfläche (be- 
baubare) 70. 

Grundstücksgestalt 47. 

Grundstücksgrenzen 55, 
110, 116. 

— rückwärtige 65. 
Grundstücksrente 32. 
Grundstücksschätzung 

33. 
Grundstücksstreifen 146. 
Grundstückstiefe 16, 24, 

64, 78, 100. 109. 
Grundstückswert 32. 98. 

110. 

Häfen 24, 116. 
Handel 10. 

— Stadtviertel für den 
18. 

Handhaben (gesetzliche) 

149. 
Hangbebauung 109. 
Hangerschließung 108. 
Hangstraße 108. 



Hangverkehr 111. 
Hauptverkehrsadern 22. 

125. 
Haus (niederes) 79. 
Hausabstand 18. 36, 52. 

64. 72, 77, 82. 105. 
Hausarten 29, 79. 
Hausflucht 53, 65, 99. 
Hausgärten 17, 29, 31. 
Hausgruppen 29, 41, 47. 
Haushöhe 18. 36, 52. 64. 

72. 77, 82, 100, 105. 
Hauskosten 17. 24. 54. 

82. 91. 98. 
Hauslage zur Sonne 122. 
Haustiefe 86. 100. 
Himmelsrichtung der Ge- 
bäude 120. 
— der Straßen 20. 117. 
Hinterhaus 64. 66, 88. 
Hochkeller 54. 
Hof 17. 30. 36, 61, 66, 72, 

82. 
Hofzusammenlegung 69. 

72. 
Höhenzüge 108. 
Holzpflaster 130. 
Hügel 108. 

Indnstiriestädte 12, 43, 

59. 
Innengebiete 99. 

fieUer 91. 
KeUergeschoß 91. 
Kellerwohnung 91. 
Kiesweg 132. 
Kleinhaus 35. 79. 
Kleinpflaster 180. 
Kleinstadt 43, 69. 
Kleinwohnung 28, 80, 

145. 
KleinwohnungsgebieteSO. 
Komfort 21, 31, 60. 
Kreuzungspunkte der 

Straßen 134. 
Kurorte 43, 69. 

Landhaus 30, 45. 
Landhausgebiete 28, 34. 

44. 
Landhausgruppen 44. 
Landhausviertel 28, 34. 

44. 
Landsitze 30. 44, 145. 
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Lastverkehr 16. 
LaubengAnge 86. 
LichteinfallBwinkel 36» 

48, 72. 82. 
LichtfüUe 17, 35, 61, 68. 

104. 120. 
Lichtgaasen 74. 
lichthdfe 72. 
Lichtschachte 72. 
Luftkurorte 48. 
Luftreinheit 17, 86, 36, 

61. 68. 104. 
Lüftung 88. 104. 

Mansarde 94. 
Mehrfamilienhaus 44. 
Miethaus 39. 68. 
Miethöhe 33. 
Mietpreis 33. 
Millionenstädte 43, 59. 
Mittelstädte 12, 43, 59. 

Nachharstädte 143. 
Nebengebäude 68. 
Nebenverkehrsader 125. 
Nordlage 121. 126. 
Nordostlage 122, 126. 
Nordwestlage 122, 126. 

Ostlage 120, 126. 

Park 115, 137. 
Parkanlagen 115. 137. 
Parkform 140. 
Parkgröße 139. 
Parkstreifen 114, 140. 
Platz 133, 144. 
Platzgruppen 134. 
Privatwege 88. 
— Blockerschließung 
durch sie 88. 

Quergebäude 66. 
Querstraße 112. 

Radfahrwege 96, 132. 
Baumanordnung 124. 
Raumgröße 20. 32, 64, 

77. 
Baumhöhe 77. 
Baumzahl 29, 32, 64. 
Beitwege 133. 
Besidenzstädte 59. 
Bestgrundstücke 146. 
Bingstraßen 125. 



Schätzerwesen 83. 
Schlackenwege 133. 
Schloßbauten 47. 
Schmuckplätze 134. 
Schwesterstädte 148. 
Seen 113. 

Seitenflügel der Wohn- 
häuser 66. 
Sockelgeschoß 54, 92. 
Sommerfrischorte 43. 
Stadtbauplan 46. 61. 68. 

78. 80. 117. 143. 147. 
Stadtbebauungsplan 46. 

61, 68, 78, 80, 117, 143, 

147. 
Städtebaukunst 148. 
Stadtenge 29. 
Stadtviertel 13, 22. 27. 

— ungesunde 98. 

— für den Handel 13. 
I — f. störende Betriebe22. 

— für Wohnstätten 27. 
Stallungen 68. 
Standfestigkeit der Ge- 
bäude 84. 

Staubbeseitigung 131. 

Staubbildung 131. 

Steilhänge 109. 

Steinschlagbahnen 130. 

Stockwerkshaus 58. 80. 

Stockwerkshöhe 77. 84. 

Stockwerkszahl 10. 53. 
76. 82. 

Straßen im Geschäfts- 
viertel 20. 

— im Gewerbeviertel 24. 

— im Wohngebiet 16, 
17. 

Straßenanlage 56, 88, 95, 

103. 
Straßenbefestigung 127. 
Straßenbreite 56. 78. 95. 

99. 105. 126. 
Straßendurchbruch 09. 
Straßeneinmündung 106, 

134. 
Straßenenge 98, 103. 
Straßenfluchtlinie 50, 99. 
Straßenführung 18. 20, 

46. 55, 105, 136. 
Straßengefälle 108. 110. 

112. 
Straßenkosten 32. 42. 56. 

79. 82. 86. 95. 
Straßenkreuzungen 136. 



Straßenkühlhaltung 19, 

20. 
Straßenlage zur Sonne 

117. 

— zum Wind 124. 
Straßennetz 20, 100. 
Straßenrichtung 128,125. 
Straßenstaub 16. 42. 
SüdLige 121. 
Sttdostlage 128. 
Südwestlage 128. 

TagesUcht 18, 86. 48. 61. 
68. 72. 82. 104. 120. 

Obergangszone 54. • 
Überschwemmungsgebiet 
«ill4. 138. 
Ufer 108. 113. 
Uferpark 116. 
Uferstraße 114. 
Umlegung der Grund- 
stücke 116. 146. 

Verkehr 16, 23, 24, 102. 

144. 
Verkehrsanlagen 21, 113. 
Verkehrsansprüche 116. 
Verkehrsgeräusch 16, 42. 
Verkehrsruhe 22, 112. 
Verkehrsschatten 18, 36, 

106. 
Verkehrsstaub 16, 42. 
Verkehrsstraßen 16, 18. 

23. 102. 108. 144. 
Verkehrsverbesserung 99. 
Verkehrsverhältnisse 16. 

23. 99, 102. 144. 
Vorgarten 35, 56, 106, 

112. 

breite 127. 

tiefe 127. 

Vorort 60, 143. 
Vorortan^ederung 138, 

143. 

Wanderung der Groß- 
betriebe auf das Land 
12. 

— der Landbevölkerung 
in die Städte 9. 

Wärmewirkung 18, 24, 
42, 52, 82, 92, 103, 120, 
135, 139. 

Wasserbecken 113. 
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WasBerflftchen 108, 113. 
Waaserl&nfe 108. 113. 
Weitrftumigkeit d. Stftdte 

29. 32, 34. 61. 
— der Wohnimgen 29, 

32. 64. 
Westlage 120. 
Windrichtung (Lage zur) 

23. 124. 
WittenmgBeinflüase auf 

das Haus 42. 82, 92, 

103, 120. 135. 
Wolmart der Städter 27. 
Wohndichte 31. 68. 
Wohnform 28. 29. 34. 40. 

5£. 



Wohngebiete 27, 43, 68. 

100. 
— gesundheitswidrige 

100. 
Wohnhaus 27, 43. 58. 

tiefe 64, 66. 

Wohnstrafie 16. 17. 56. 
Wohnung 6. 27. 36. 43. 

59. 101. 
Wohnungsabschluß 35. 
Wohnungsansprüche 60. 
Wohnung8ausstattung50. 
Wohnungseiend 6. 29. 35. 

69, 101. 
Wohnungsenge 6, 29. 59. 

101. 



Wohnungsgrdfie 69. 
Wohnungsicosten 82. 69. 
Wohnungslage 48. 69. 
Wohnungsnot 6. 29. 35. 

69. 101. 
Wohnwesen der Stftdte 

29. 43. 58. 
Würfelpflaster 129. 

Zimmergröße 29. 32. 64. 

77. 
Zimmerhöhe 77. 
Zimmerzahl 29. 32. 64. 
Zusammenl^nu^^ der 

Grundstücke 116. 146. 
Zwang (gesetzlicher) 148. 
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6. % GdfchenTcbe Terlagsbatidlutig, Utipzig. 



Der3ci(^nis öcr bis jc^t crjc^icnenen Bänöe, 



Dr. Paul Rtopert in Berlin u. €rnft 
Cangenbed in Bod^um. tlr. 232. 
J^ttikultuv^mlt, I: Pflan3ener' 
n&^rung o. Dr. Karl (Brauer. Itr. 329. 

r«ttj ilit#, oon Dr. poul Krifc^e 
fai (BStHngen. Hr. 304. 
3üm|Hli«t[^eoret.pi)i)fU I.tTeil'.me« 
^^ü u. afuftif . 5on Dr. (5uft. 3ager, 
Prof. an 6er Unioerf. tDlen. Stit 
19 äbbm. Hr. 76. 

— |ttttflltfilird})e*t>.Dr.KarICS(i)8fer, 
I>03ent an 6er Unioerf. Berlin. Ittit 
35a66iI6. Hr. 21. 

^««Innt« Hrit^metil u. HIgebra o. Dr. 

Q.Sd)ubert, prof . a. 6. <BeIef)rtenf (i)ulc 

6. 3o^anneum$ in Qamburg. tlr. 47. 
]U|mt, 9U^ Don Dr. Rob. Sieger, 

Prof. an 6er UniDerfitöt ®ra3. fttlt 

19 HbbU6. u. 1 Karte. Hr. 129. 
^^Uvtämtv^ 9ie htnifAitn, t>. Dr. 

5ranß 5ul)fe, Direltor 6.Jt&6t. ntuf e« 

ums in Braunfc^meig. mit 70 £ibh. 

nr.124. 
]UI»Hitiit#lmttlbi«, ISvUOflfAit^ oon 

Prof. Dr. Hi(^. Utaifc^, neubearb. 

Don Rettor Dr. ^ram po^Il)ammcr. 

mu 9 Oonbilbem. Itr. 16. 

— ftöittirilte« Don Dr. £eo Blocb in 
Sien, mu 8 DoOb. Rr. 45. 

JUtttl^r*, 9^tain,'€htm*i oon Dr. (5. 
£unge, Prof. a. 6. £i6gen. poIi)ted)n. 
Sd)ulet3üri(i). mUlöHbb. Rr.ldS. 

JUwIttfto, DdJiere, I: Differential* 
itqnung. Oon Dr. 5r6r. 3unler, 
Prof. am Karlsgt)mnafium in Stutt« 
gart. IRit 68 $iq. Rr. 87. 

Repetitorium un6 Aufgaben* 

[ommlung 3. Differentialredinung o. 
Dr.5rie6r. 3un!er, Prof. am Karls« 
gomnafium in Stuttgart IRit 465ig. 

II: 3niegralre<!bnung. Don Dr. 

5rie6r. 3unler, prof. am Karlsgijm« 
nafium L Stuttgart, tlt 89 $iQ. Rr.88. 



^% 



3Utii(ttfl#, ||9^«r«, Repetitorium un6 
Hufgabenfammlung 3ur 3ntegral' 
redjnung oon Dr. 5rie6r. 3unfer, 
Prof. am Karlsgpmnafium in Stutt* 
gart. Rlü 60 #ig. Rr. 147. 

— »Uhtvt, oon Prof. Dr. Bene6itt 
Sporer in C^ingen. Rlit 5 $iQ. 
Rr.6a 

oon n)emer Sombart, Prof. an 6er 
Qan6elsl)0(i)f^ule Berlin. Rr. 209. 

^btUtvvtvhditvnne, $ie, 0. prof. 
Dr. fllfre6tnanes in Berlin. Rr. 267. 

Jlrit^ntetUt unh SUg^bm oon Dr. 
I)erm. Sd)ubert, Prof. an 6er <5e* 
Iel)rtenfd)ule 6es 3o(anneum$ in 
Hamburg. Rr. 47. 

Beifplelfammlung 3ur arit^metil 

u. HIgebra o. Dr. Qermann Sd)ubert, 
Prof. an 6er (belebrtenfdmie 6es 30« 
qanneums in Qamburg. Rr. 4a 
" tHk, älll0etttfint« oon Prof. Dr. 
:aj Die}, Celjrer an 6. Kgl. afa6e« 
mie 6er biI6en6en Künfte in Stutt« 
gart Rr.SOO. 

2^flr0n0tttie. <5r5|6, Bemegung un6 
€ntfemung 6er Qimmelsforper oon 
H.5. Rl$biu$,neu bearb. o. Dr. R). 5. 
R)i$Iicenus, Prof. a. 6. Unioerf . Strag* 
bürg. mit36abb.u.l$tern!. Rr.ll. 

^^pplmfkk. Die Bef(^affenl)eit 6er 

Simmeisförper oon Dr. R)alter $. 
)i$Iicenus, prof. an 6er Unioerfitfit 
Strasburg. RtitllAbbUb. Rr.91. 
^JLttfiübtnfütttmii* f. Jlitfiliit. tlt0- 
mtivU K 16btn*D. O.tCf^.Bürflen, 
Prof. am Realgomnafium in Sc^o).» 
<omun6. mit 32 Figuren. Rr. 256. 

b*f/iaumt0 oon Q>. tC^. Bürflen, 

Prof. am Realgomnafium in Scbn.« 
Smfin6. Ritt 8 $iq. Rr. 309. 

— pimfikaiifäftt o. (B. Rlal^Ier, prof. 
6er Rlatl)em. u. pi)i)fit am (Dpmnaj. 
in Ulm. mtt6.RefuItaten. Rr.24a. 

2^f ra^ntttttUvfe oon (Dberftubienrot 
Dr. t. R). Straub, Rettor oes €ber* 
^ar6«£u6n)igS'(Bt)mnafiums in Stutt» 
gart Rr. 17. 
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^tilf0ht htv ItUitt^en Qtttk- 
bratc von tDil^. IDeitbredit, Drof. 
6er (5eo6ö{ie in Stuttgart, tltit 15 
Slguren un6 2 ttofeln. Hr 802. 
gastltttttll, 9U, b«# Jil>enblait^«« 
üon Dr. K. Sdjäfer, afftftent am 
(Beioerbemufeum in Bremen, mu 
22abMI6. Hr. 74. 

von 5rie6ri<!^ Bart^, (Dberingenieur 
in nümbera. 1. tCeil: Die mit 
Dompf betriebenen Iltotoren nebft 
22 tEaDellen über i^re Anfd)offungs« 
unb Betriebstoften. tltit 14 Hbbilb. 
Itr. 224. 

2. (Teil: Derfdiiebene tltotoren 

ncbft 22 (Tabellen über iljre Hn- 
fcbaffungs» unb Betriebsfoften. tttit 

29 abbilb. Hr. 225. 
^tmtannfiiffpitit oon Dr. €. KobI* 

roufc^, Prof. am Kgl. Kaifer IDil* 
l)elms«(bnmnafium 3U Qannooer. 
tltit 14 Hbbilb. Hr. 96. 

$|0l00ie htt Mun%tn von Dr. tD. 
tnigula, Prof, an ber 5or|ta!oöcmie 
(Eiieno(^. tHit 50 Bbbüb. Hr. 127. 

$l0l00icbeirSiere, llbHfl ber« oon 
Dr. Qeinr. Simrotb, Prof. an ber 
Unioerfität £eip3ig. Ar. 131. 

gteidieret tCertUOnbuftrie III: 
tD&föerei, Blei^erei, Färberei unb 
iljre ^ilfsjtof f e oon tDilbelm ntoffot, 
Cebrer an ber Preuft.I)öq.5a(bf Aule 
f. itttUlnbuftrie in Krefelb. Im 
28 5Tg. nr. 186. 

^vnutvtimtftn 1 1 tltaiserei oon Dr. 
Paul Dreoerljoff, Direttor b. Brouer* 
u. ntöherfd^ule 3U (Grimma, tltit 
16 abbilb. nr. 803. 

^udffüifvunfi in einfad^en unb bop* 
pelten Boften oon Hob. Stern, Ober* 
lebrer ber öffentl. E)anbelslel)ranft. 
u. 1)03. b. {)anbeIsl)od)fd)Ule3. £eip3ig. 
ntit oielen 5ormuIoren. Itr. 115. 

^tthh^a oon Prof. Dr. Cbmunb Qarbt). 
Itr. 174. 

^strgettlttntbe. IL^I^Hf htv, oon Qof« 
rat Dr. (Dtto Biper in tttünc^en. mit 

30 abbilb. ttr. 119. 



ilfii]t, Dan Dr.mnf KiJ&oTp!;t,prcij* 
o. b. tted^tu Iicicftjdluk in OarmitabL 
mit 22 5*g. tlr.71. 

— ^iiaii|tiril)f« »ein Dr. 3of]a.nnw 
tjoppr. I: Hbeorie utiö tBang bts 
Rnn^^t. Hr. '247. 

— -^ II :TEc(im(^n btt lUetatloiäc linb 

— ;\itoroauHdKH i>on Dr, 3oT, Klein 
in ITfannf^dittt. Ttr :t7. 

Helle dudj : llletülle. - metaflol&t 

CJjrtnJr^ WirrlHrf*** T^tv^ dpr Dt. 
Tfiiqo Bauer, fll|ftfteiit am %nL 
tabiimtürium &er KgL E^tfiniic^en 
IpdiftJiulf SttittgflTt I: üor ften 
äU^ftüTi Seifen biä pr Dcrtireiinun^i- 
1 friede Don CanoliHcr. Kr. 2i'4, 

— J I : Uon taDotfter bb^ur ^egenmürt. 
Itr, 2G5, 

— &<F ^«IfUnÜdlTn erb Innungen 
üon Dr, fiugo Bauer, flmftent am 
djeri. £flb Oratorium ber KgL ^Eerfjn. 
^Ddtfdjule Stuttgart. L II: RIU 
Eljnüjä^e Dcrbinbungen- 2 U,tilt. 

riT. nn. 1^1 
lir:KörbocDf[i[diaPerbinbungeTL 

IV: fjf teroctjriifebe Derbinbiirtflcrt 

Hr. rJ4, 

— nr^niiifd)«, oon Dr. 3üf. Klein in 
Tnüunfjcfm. nt m 

— |Jt|ttriDLa4iiril|e, oon Dr. med. fL 
Tegabn tn Berlin 1 : HfUmitation. 
mft 2 a:iifeln. Kr. 24ü. 

— — II: tllflmUütlon Mt einer 
HafeL nr. '241. 

(L^tfvmiMi-^fflntiritit 3l"*lir* tWTi 
Dr. <B» Eungf, Prof. nn 5er (Eibp 
gmüff. poli^ted^n, S^\iU In SürtÄ. 
mit 16 flhbil5. Kr. li^V 

Panipf N tntlMU. Kungcfabtes ^ «fj«» 
bud) iitU tielTpkItn für biis Silb]tß 
ftuisium ti, ft, pttiftijdien (tcbmudj ü<in 
Srietfddj Bart^, Glbfidi^genkUT Im 
llürnb«rci. TTttt 67 5ig. Hr. a 

£ c hrb utf) Tti Beif p I ^ Un f ü c ^as S e I b|i- 
ftubluin unb 6en pmit. (gebrauch i 
5rkbrirf| Bart!^, (Dbedngenletir 
nürnfecirg, IHlt 48 5 ig* Hr. a 
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hinasiDeife unb Konf truftion oon 3n« 
oenteur nennann tDilöa in Bremen, 
fnit 89 Abhilb. Hv. 274. 

tu. 3nHu$iiKi^Im.€lnIt9.u. 
>5rtcTb. ^erousgegeb. o. Dr. Bern. 

3ar^eit. Direfto? wrl{?n!gtntiitfe» 
Sdiule in Königsfrera t- P^' IVr. i:J7. 

mit i£iiTkitiitig v.ni> WMtTbuä^ non 
Dr, 0). C 3iric3*r, Brof. an !)et 
Wirinerf münHec Ut.U}. 
9ftf»re)tll(tl^c«l)ntiit|t iJon Dr. Site. 
3u(iTeT, pitof. ö. ItorbgtjmnafiLimln 

— BepetitOTiuni lt. J^luf^abenfaininfung 
I^DitfcTinltalref^itinig non Dr. S^bt. 
3unt«r» Prof, ctn KatlsgtjmnüTfum 
in Stuttgart mit 46 5ig tlr. 146. 

flto^niic^f^ mit (Erainmattf, Htet» 
i<tlüng nitö Stlnutetungen üon Dr. 
tDiifftflm KanUdjr <^^mna^ahtDbtt» 
lefiritr in (Dänobriid. Hr. 171. 

tfir«nt|iittrultittt>e Bon H. Krauft, 
MpL f^atteniitqen, L tteil: Dös Rob- 
*i^?n TTlit 17 5ig. u. 4 ffaf ein, Hr. 152. 

— II, tletf : Das SctimiübcifeR. ÜTIt 25 
Slaurm mb & Hofe In. Ilr- 15.^. 

^ftttkanfiicHhtlontn im |tod)lr<m 
ocn 3ngeniEur Kad S^jintiUr in 
tlteigen. Xtr. 322. 

«Uktviiität« trbeoretpf)i)fit IILfCeU: 
(Eleftrijitat u.magnetismus. Don Dr. 
(5ufi 3öget, Prof. a. 6. Unioext 
IDien. mit 33 Hbbtlögn. Hr. 78. 

IBUkhfpdftmit oon Dr.tjeinr.Danneel, 
Prioatöosent in Breslau. I. (Teil: 
o^eoretifcbe €Ieftro(^emte un6 ii^tt 
i>^i)f if aliiq • ^cmifdicn (Erunölagen. 
muisiig. nr.262. 

IBUkhftfttdinik* Cinffibrung in bie 
mobeme (bleich» unb u)e6[eIftrom* 
tec^nil Don 3» Qerrmann, profeffor 
ber €IeftroteqniI an ber KgL (Eeoin. 
ßoe^fdiule Stuttgart. I : Die pl)i)fif a* 
Itfa^en (Drunblagen. Ilt. 47 5ig- nr.l96. 

— II: Die (blei^ftromtedinil mit 
74 5ia: nr.l97. 

- III:1>ieIDe<^feIftromte(^nif. mit 
109 5i9. Hr. 198. 



austoabl aus beutfdien DicEttungen 
bes la 3al)rf)unberts oon Dr.Diftor 
3un(, aüuarius ber Kaiferlid^en 
Hiabemie berlDiffenfc^aften in IDien. 
nr. 289. 

ImrlUft oon Dr. H. ttippolbt Jr., 
mitglieb bes K5nigl. preugif^en 
Itteteorologifdien 3nftituts yu potv 
bam. mit 14 HbbUb. unb 3 tEof. 
nr. 176. 

m^ilt oon jOrofeffor Dr. tTIiomas 
Hil^elis in Bremen, tlr. 90. 

ifyfkttt^0nftfi0va V0tt StittritrUm^ 
^m Beftimmen ber (Aufigeren in 
i>cutf<!^Ianb toilbmac^f enbenpflansen 
oon Dr. ID. migula, profeffor an 
ber 5orftaIabemie (EifenaA. 1. tCeiL 
mttßO abbilb. ttr. 268. 

2. tleU. mtt 50 abbilb. Hr. 269. 

iS9pl0fhffkfifft, (Einfübrung in bie 
<CI)emie ber en^Iofioen Dorgänge oon 
Dr. ß. Brunsmig in Iteubabelsberg. 
mit 6 abbilb. u. 12 trab. nr. 333. 

^fttitUUitr»4tt. Hec^t bts Bürger« 
lii^en <5efe^bud)es. Diertes Bu<^: 
Samilienreqt oon Dr. Qeinric^ tEi^e, 
Prof. 0. b. Unio. (bdttingen. Hr. 8ü6. 

g^btvti, tCertilOnbuftrie III: 
IDaf^rei, Bleictierei. Färberei u. if^re 
QUfsftoff e 0. D r. IDttb. maf fot, £el)rer 
a.b.preu6. 4db.5ae^f^ule f .tEe^tilin' 
buftrieiKrefelb. m.285i9. tlr.isa 

^tl^0«rd}ft%« 9(i# m^^tme. I: Die 
Cnhoicflung bes 5elbgef(^ii|)es feit 
€infiU)rung bes gejogenen^nf anterie* 
oetoefirs bis einfätlieglid) ber (Er« 
finbung bes raudilofenpuloers, ettoa 
1850 bis 1890, oon (Dberftleutnant 
tD. I)ei)benrei<!b, mUitörle^rer an ber 
mtlitörtedin. Hfabemie in Berlin, 
mit 1 abbilb. ttr. äOO. 

II: Die <EntiDi(tIung bes heutigen 

5elbgef(bfi^es auf (5runb ber €r« 
finbung bes raudilofenpuloers, itma 
1890 bis 3ur 6egeniDart, oon Oberft« 
leutnant ID. ßepbenreic^, mtlitär« 
lebrer an ber tuilit&rted)n.afabemie 
in Berlin, mit 11 abbUb. Hr. 807. 
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^ctmrfrrcrrTnttrcit, p«», pon Dr.? 
Eutmig Rellftab in Bedtn. IHli 47 ;, 
5tg. mb l ffflfel. nt. Is-iTx I 

itfti%hti%ihit^tt von W. liQubcT, 
DipJoin^^Hgenf iUX. m. 56 5^3* Ht ZSÖ. ! 

^«H«, 5tc, un» «clc jotnle öle Seifen' , 
u. Ket3enfaliriratlou unb bie Ijnr^e, , 
£arfe, 5ttnil1? trtit %cn toicf(tig^ten 
ßllfslf offen DOn Dr. Kart Braun in 
B<tfm. I ; (Einführung in bie<Ef(emief 
Bctprc^ung.. einig er Salj« unÖ öi? 
Seite unis <Dlc. Hr. S35. 

|[; Die Seifcttf abrUaHen , hit 

S<ifcnanalTjfe un& Me Keraenfabti- , 
ration. llttt 25 afefeilfr* Hr, a36. 

III : ^üT3e, £orte, ^tnilHe. nr.;l*^7. 

filffdbrihaHon. tEurtnOnftufttie TT: 
ID^berei, mtrretel, PüfamentierereTj | 
Spt^ert' unb ©atfrinenfabrlfaticin i 
linb Siijfalirifatton von Prof. Vilat 
<6ürtler< TSiHftor bet Könijjl. ^edjn- 1 
^ntralftell« für tEeittT-3nbuftTie ju 
Btrlin, HIU 27 5ig. Kr. löö. 

finartTtttt(T*nrdF<ift o. ptoflbent Dr, 
H. Dan öex Bers^t in Berlin. Itr. I4a 

girninr«! Sotl** ft»<he tjon Dr. Karl 
Btrpun in Berlin. {T>\& Stitt un* 
le ri[.) Hr. m. 

Äfdittil m%b gificlrTmirt o. Dr. Katl 
€rfftcin, Prof on her 5oTfta!a&«mie 
tfeef^üoalöe, a&teUmtgsbirigcnt hti 
btt ^anpt|tatiün lies forftliq«« I^*^ 
iu^smefens. Hr. im. i 

f örttt tif ammittJt a , IWati? (»tot. , u. 
Repetitormmö TtIütfjeinatif,entfj.iJi< 
ttiiditlg^ten Sonnein unb Cet^r^ä^e b. 
atittfmetiE, flTgebra, algefcrat^djen 
flnalijils, ebenen <&eüTnetTie, Stereo* 
metrte, ebenen u. Tp!]ürtfdjen Tltiqo^ 
iiometde, mati^, ©eograptjie, analtTt. 
^eametde ö. <Ebenc u. b. Kaunte5< 6. 
BlffeTenti u- 3ntegrQlr«d)n. tj, <D. trf|. 
Bürilen, ptof , am Kgl. neafgijTnn. in 
Sd^m.'^miinb. mit 18 5ig Hr. .Jl. 

— V%nrihf*itfritt,oan (5. iTlafjler, prDf. 
iL<btjTnn.inllIrl.lTUt655ig nr, 1^(5. 

If «rflmi rr< »1 Till nf t DOn n r , HO. S ditoap- 
opdi, profejfür an 6er SoTitala&einie 
fbetstcalbe, ^btetiungsbirigent liei 
öer i]£xuptTtaHon bes turftliJjen Per- 
tuÄjSxpefens. Hr. iüü. 



Dr. Kuö Kleinpaul In Ceip^lg- Ht. 55. 

Dr. Rub. Hielnpaul In leipjlfl. 
Rt. 275. 

Oitr»ttt«nfatirlh«Kti«tt. tle^t - 3n- 
buftüell: Weberei, n>Hetei< Vo^ 
mentieretei, Spieen- unft ©ar&ineiu 
fabdfflüon unb Sil^fabdfaticin tjon 
brof, ntar (fiürtkr^ Direltor bet 
KauigL Ceäinlidticn Seutr abteile fttt 
tTejtilOnbunrle ju Betlin. mit 27 
5lg. UxAi^ 

«ftftj;iröftm«rjtlii«*n, PU, wen Jna, 
fllfteb Ktd^te in t^atlc a. S. Wi 
55 5ig«r«u, llr, ^1<>. 

^tPh'dfit Don Dr. C He!nf|edj, prof. 
an ber ^t^n. fJoi^fEliuIe fjaunooer. 
init b6 Ebbllb. ITt.lOa 

Cgtoerouiji* » ArtrcHomirrfK» *«>« 
Dr. Sie gm. ffiünlberr Pr&i an ber 
ttecbn ^odjldiute in mßu<^eti. Rtlt 
52llbbi[b. nx.'J^l. 

— p^nfk^^^Yt, oon Dr, Siegm. (Bunt^et, 
prof. onbet KönigLlIeqn,lio*|djuI« 
in münd^en, mit 32 Bbbilb Kr. 26. 

— f aucf): Canbesfunöe. — Cänberlunbe. 
fjetfltfftit Tjon Prof. Dr. (Ebcrlj. ftaos 

in Stuttgart, mit 16 flbbUb. unb 4 
Haf. mit aber bOSig- Rr. 13. 

öon Prof. Dr. m, Simon in Sttag* 
bürg, mit 57 Sig. Hr. 05. 

— — ^«f gab« rt rantat titnfl fur^tw- 
Itrtirai*** l&t^m^tvH »*r <*^brtt* 
üön ®. tEff. BÜTÜertf Prof, am HgL 
Healqitntnaltum in Sd^Bjäb-ffimünb. 
mit 32 5ig- Hr. 256. 

— Smolntirnje. »** Patt*«** üOlt 
I Prof, Dr. IH. Simon in Straputg. 

mit 28 abbUb, Hr. KJ. 

^ttfeabenfammluiie t» ^tu»- 

' Int. ©*üfflrtti* l>. Äaumt* öon 
(D. ^li- Burtkn, prof. ö.RcatgTfmiui 
$<^i]Bab p^münb. m. i^ 5i3 Hr :i09. 

— povfl*Utnto*, Don Dr. Robert 
flüußner, Prof, an berUnli>.3«"a- 1- 
mit nOS\§- Rt. Hi 

" r-beiie. oon ®. maljT«, Prof. om 
ffiiqmnafium in Ulm. mit 111 jwel» 
färb. 5ig. Hr. 4L 
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•»0iiwtvU, llr^UltHiit» in ^nt^ 
Bc^onölung inm Dr. Kart Doeble« 
mann, profeffoc an ber Unioetfitfit 
m&ni^en. mit 91 Big. Itr.Ti 

mtmäftt, ^fthirdtt, oon Dr. Karl 
Brumter, Prof. am (5i)mnafium in 
Pf orjlteim un6 PriDat6o3ent 6er (btß 
fAiAte an 6er teAn. I)(k^f(^ule in 

— htv fi^fkiiäftn ^aikimftaattn 

(Bulgarien, Serbien, Rumänien, 
niontenegro, (Brie(^enlan6) pon Dr. 
K Rotl» in Kempten. Rr. 831. 

— 0mfttifate^ oon Dr. Qans Odü in 
Hugsburg. Rr. 100. 

— htik ^mmMnlfättn fUUI)«« oon 
Dr. K. Rot^ in Kempten. Rr. 190. 

— 9t9drdtt, I: mmtlaltfr (bis 
1619) oon Dr. 5. Kurse, Prof. am 
KgL £uifengpmn. in Berlin. Rr. 83. 

— Sruirilpr JJ^ Bcitiiitfi,- iifv |M- 

krlfflt (15(10 IMS) POH Dr. $, 
Kurjc< pTPfeffot am KoniflL Culfen* 
gqninaHuiTi in Berün. Kr. M. 
IJI ; ^j^m l^f ftfalirdprii ^Tif- 

taten Ptfcrfi*O&48-l»06) BAU Dr. 
5. KuTjt, Prof um Kgl, £utfen» 
gi^Ttiriafium in öirlm. \lt. 3ü. 

— — ffe1]e and): O^uelletifunb«. 

— granfürirrtif, xn>n Uf. B. Stentfelb, 
Prof. a. b. UniDcr^ BetEin. Kt^ 85. 

— ^lit^^ifAft^ von Dr. fjeiitrii!^ 
Sc?oba6a, Prof. an btt Acutfd|en 
Uniuerf. präg. Itr. 49. 

— ht^ 1V>. ^ai)rJ|untortrt» ?, (Dsfar 
3äa<T< 0. FjoriörßTpToMTor an 6er 
Unberf. B onti . t , Böd) n.; t »üO - 1 S 52. 
Rr. 216. 

ZB6c^n.: 1853bisCn6e6.3aM- 

Rr.217. 

— IfiMrotl« bis auf 6ie griec^. 3eit oon 
Lic. Dr. 3. Bensinger. Rr. 281. 

— gotl^Hngen», oon Dr. I^erm. 
PeridisiDeiler, (be^. Regierungsrat 
in Strofeburg. Rr. 6. 

— ht0 üiitn W^fiv^tnUmht* oon 
Dr. $x. ßommel, Prof. a. 6. Unioerf. 
Rlünc^en. RI.6BiI6.u.lKariRr.43. 



oerUrjettbis jum (Co6e Konia BU 
brec^ts 11.(1439) oon prof.Dr. 5raiQ 
oon Krones, neubearbeitet oon Dr. 
Karl Ubifan, Prof. an 6er Unio« 
(bras. mit 11 Stammtaf. Rr. 104. 

II: Dom tlobe König aibrec^ts II. 

bis 3um n)eftfaii|Aen ^rieben (1440 
bis 1648), oon Prof. Dr. $tan^ 
oon Krones, neubearbeitet oon Dr. 
Karl Ul)Iir3, Prof. an 6er Unio. 
(bras- mit 8 Stammtaf ein. Rr. 105. 

— Il0ltiir4ft.o. Dr. Clemens Branben« 
burger in pofen. Rr. 888. 

— WUhmfäi0t oon ReaIgi)mnafiaI*Dir. 
Dr. 3uLKod) in (brunen>a(6. Rr. 19. 

— iUtmrii|««o. Dr. RHU). Reeb, Obert 
am (Dftergiimnaf ium in mains. Rr . 4» 

— 9M)fkfA»^ oon profeffor Otto 
Kacmmcl, Reftor 6es RiIoIaigt)nv 
Tiaflinui 3U tfip3lg. Ttr. lOfK 

— j^rllinci^EtriMrc, pcm Dr. K. DQn6« 
ft(er< Prof . 0. 6. UntD. SurUtj. TltASS, 

— ^panlfditt oon Dr. (&uftcio Dlerds. 
ilr. '2(5fi. 

— htv ^hfiftl* )it^tt dttemie, 

— htv fflÄl*r*i fte^c THaterel 

— bcr lllfttif cniqtih f. : ntatbematiL 

— htv ^tufiJi n^^c: muftt. 

— her |)^^ag«r^itt fiühet päbagogO. 

— htT ¥ll}uflh fiebc: pWil 

— b«# hculfriirn p ^ma ii • f. : Ko m an. 

— &*r btnifdttn s^taAjt \it^t: 
(Brammatt!, T)<utfcfe, 

— »«e »futrrtjtti |fnt*rtirtjt#- 

Ißt rd(i(i|i# mi ITrn rä|tt f t, *S^ t n t r ttn «0 
iii M*, DOn Dt. irnlt Bctnffdm, 
Pvof, an &er Unioerf ^^mfäisolb. 

<[^itlntiililitit0 i^»v. Dom Huftreten 
6er gesogenen (befdifi^e bis ^r Der« 
toenoung 6es rauc^f ^loac^en puloers 
1850—1890 o. mummenI)off, mafor 
beim Stabe 6es ^ugartiUerie-Regi« 
ments (beneralf eI63eugme{fter (Bran« 
6enburgif(bes Rr. 8). mit 50 ZtT^tß 
bU6em. Rr. 884. 
fßtftifitmdj t füv^tviläftii, fiel)e: 
Re^t 6es Burgerli^en (befe^buc^es. 
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Körper, fein Bau uno feine tCfitig' 
feiten« oon (E. Rebntann, Oberfc^ul« 
rat in Karlsrulje. TXiit (Befunb» 
beitsle^re oon Dr. med. ß. Seiler, 
mit 47 abb. u. 1 tCaf. Itr. 18. 

9tw€vlf€Wtftn oon IDemer Sombari, 
Prof. an b. l^anbels^oAf Aule Berlin. 
LH. Hr. 203. 204. 

9iv»idftifwtftn* Vdü%0, tXt^ny unb 
<ben>id)tsiDefen oon Dr. Hug. Blinb, 

grof. an ber ßanbelsf Aule in Köln, 
r. 283. 
9HtiA)ftr0mmttfA}int^ ^ie, oon (E. 
Kinsbrunner, Ingenieur unb Dozent 
für (EIeftroted)nif an ber Ittunicipal 
SAooI of tCeAnoIogp in IttanAefter. 

mit 78 5ig. Hr. 257. 

9iHfAttvhmiht oon Dr. 5ri^ IHa* 
Aa^ef in lX>icn. mit 5 abbilb. im 
(Eeyt unb 11 ttaf. Hr. 154. 

efittfvUh t»«n $ira||hitr0. fjaxU 
mann oon Aue, tDolfram oon 
<Ef4enba(^ u. (Boitfrieb oon Strag' 
bürg. Husioal)! aus bem b5f. (Epos 
mit Hnmerfungen unb IDorterbud) 
oon Dr. K. marolb, Prof. am KgL 
5riebri<iis!oIIegium ju Königsberg 
ipr. Hr. 22. 

(^VdtttitwtiN. |l«tttrd|t, unb furse 
<befd)id)te ber beutf Aen Spraye oon 
S^ulrat profeffor Dr. <D. £x}on in 
Dresben. Hr. 20. 

— CS(rieil|ir<l|«, I: formenle^re oon 
Dr. Qans melier, Prof, an ber 
KIofterfd)uIe3umauIbronn. tlr.117. 

11: Bebeutungsle^re unbSt)nta; 

oon Dr.Qans mel^ier, Prof. an ber 
KIofterf({|Ule3U maulbronn. Xlr. 11& 

— gdteinirdi^ (Brunbrig ber latei» 
nifdien Sprad)le^re oon Prof. Dr. 
IX). Dotf(^ in magbeburg. Xtr. 82. 

— mmtiffüäfhtutfyit. Vtt ttibe« 
utnge ttöt in Husioabl unb mittel« 
bodibeutfAe (brammattf mit funem 
Sbörterbu^ oon Dr. ID. (Boltqer, 
Prof. an ber Unioerf. RoftOif. Xtr. 1. 

— ^ffifdjt^ oon Dr. (Eri^ Bemeler, 
Prof, an ber Unioerf. präg. Xlr. 66. 

toe aud) : Rufflf(J|e$ <befpra({|s« 

buq. — £efebu^ 



oon Prof. <E^. be Beaur, Öfficier be 
r3nftruction Publique. Xtr. 182. 

— mntdimt, oon €. €. lDI)itfielb, M. 
A., Oberlehrer an King Cbtoarb VII 
(Brammar SAooI in King's £onn. 
Itr. 237. 

— fvaniHfifdit, oon profeffor tCI^. 
be Beauy, ©ffider be I'^nftruction 
Publique. Xtr. 183. 

— ftttlUnifdit^ oon Prof. Hlberto 
be Beau^ ®berlebrer am Kgl. 3nftitut 
S. S. flnnunsiata in Slorens. Xtr. 219. 

— Uuffttd^t^ oon Dr. (E^eobor oon 
KaiDrat)sft} in £eip3ig. Itr. 315. 

— Syttttirdte, oon Dr. Hlfrebo Itabai 
oc mariescurrena. Itr. 295. 

^ttnhti*V0iUiki ^uifwüvHet^ oon 

Dr. Qeinr. SieoeKng, Prof. an ber 

Unioerf. marburg. Ur. 245. 
Dunbel^toermt |la#, oon Dr. IDil^. 

£eri$, Prof. a. b. Unioerf. <B5ttingen. 

I: Das Qanbelsperfonal unb ber 

IDarenTjanbeL Itr. 2%. 
II: IMe (Effcftenbörfe unb bie 

innere l^anbelspolitif . Itr. 297. 
Dcnrm^nieU^r« oon H. I^alm. mit 

oielen Uotenbeilagen. Itr. 120. 

^f&ltnbttdi unb ißüUfvltb vün 
Stra^bttv«. Hustoal)! aus bem 
(5fifd)en (Epos mit Hnmerfungen 
uno IDörterbu^ oon Dr. K. marolb, 
Prof. am Königlidien Sriebri^s« 
foHegiumsu Königsberg i.pr. Itr. 22. 
Dorf «4 Sa4t«, givnifft oon Dr. Karl 
Braun in Berlin. (Die 5ctte unb 
Öle III.) Itr. 837. 

0. Dr. m.{)aberlanbt, prioatboj. a.b. 
Unioerf. Witn. I. U. Ur. 162. 163. 
Dfl^enrttfl«« 9te htutfdtt^ oon Dr. 
OHto £uitpoIb 3iric3ef, Prof, an 
ber Unioerf. münfter. Ur.82. 

— fie^e auän: mx}t|)ologie. 

f^t, 0. Dr. (buft. Rauter in (El)ar< 
lottenburg. I: Die £ebIancfobainbU' 

{trie unb iltre Uebenjioeige. mit 12 
Caf. Ur.205. 
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W15, p Dr öuyt. Kmiter in ff^ojC', Sctjafer, Prof txr <Ecfi^ti^t« an it 



lüttcnburg. iit Salinen me^^tt, Half- 
Tal3f , Diingeririmftrie u, Perrocinütes. 
mit 6 traf. TTr. m\. 
III: Hno^aiml|d]ea:f^fmif^i^ePräp' 
pa^rate. mit 6 a:afc(n, Hr. a>7. 

JtHnf itn^^c^MIvHrl«. I : «las- 
iinft lerantffc^e 3n6uTirie von Dr, 
(Eultüo Küuter in Ifjarlottenburg. 
mit 12 fflf. llr. 2ii;i. 

JI: T)ie:3rt&utme 6er fünft lid^en 

Baiijtültte unh 6e5 m6rtcls. ntit 

iJprt llri-hüt^ng doti Stabsarjt 
Dr. m. Ijflffmaiin in Berlin, im 
12 Dont »qrfaffer geäettfjnefen flb. 
feü^ung. u, einer 5l<lJeä:iafet. Hr 327. 

|intrQi:nir«jtFnuit0 üon Dr. ^deftr. 
3üTiter, Prof. am Katlsgnmn. in 
Stuttgart, mit 89 5ig. rtr. 8^. 

— Repetitorfum u. aufgabeitfaintTtlung 
lur 3iTte gral rc d^nung d . D r . 5 cie tri dj 
Jttnfer, Prof, am Karlsgqmn. m 
Sin ti gfl rt. mf t 5 5 i t? . Kn H 7. 

gkort^nlttinbc, gefdiidjtlid! bargeftem 
&ctt ff. ©eicicfi, Direftor fter f. L 
Haulif^en Scffide in £u|finpicc(Jlö 
unb §. Sautet, Prof, am Hcalgijmn. 
in Ulm, neu bcart>. oon Dr. paui 
Dinft, Rmttnt 6« (BefcUfdiaft fnr 
«tüf unöe in Bcdin. mit 70 Rbhilb. 

|kn*wf<atrikötf«i* Di« Seifen, 
fa&tüflltonp bie Sfifenanaitjf« unft 
Me Kersenfübriratioti t>on Dr. Karl 
Braun in Berlin. iDie fette unö 
(&re m mit 2S flb6ilb. Hr. 3;ili, 

t^ir^tnlit^. man in £ut1jer, 3:iioni. 
mumer, unö bas Kirdieritic6 öes 
16. 3af}rf)un&erts. Hi^getoatfit 
U11& mit ffinieitungen unb An- 
merhirtgen oerfeEjen oan Prof. <E. 
Berift, ©bcrleljrer nm lüfolaigrim.' 
nafiiim au Eeip^tg, Tlr. 7. 

mimohunZic I: flirgmeine Klima* 
kl]re uon pr<jf. Dr. W. Koppen, 
m^teoroTogc berS^eroorte fjamburg. 
mit 7 ^af. unb 2 S^a^ Hr. 114, 



Unir^erf. Berlin, tlr. m' 
fLolöniaivtdfi, i3tnt(i\}t9, oon Dr 
ff. ^Mer ooTi ^oTfmonti, prioatboj 
an ber Unioerf. «Büttingen Hr.'Uy 
il4?m|ioritiontfUlite. mtiflralil^ 
5omienre!jre oon Stepiian Krelil 
I. II. mit Dielen Eoteitbeifpitlen 
irr. 14^. 150. 

^onttMirvtUn, ^a;» caHknltttt- 
djtmtntiu, oon Dr. pauI Kriftel 
in (Eöttlngen. Hr. 304, 

|fcäri»er. b*r «unfdriirijt, r«tit #ot< 
ttnb fitine ^aHnJtrttfn, tati 
€. Hebmaitn^ ©berfdiuirat in Karls. 
Tiifit. mit ©efiinfahettsleljte uon Dt, 
med. Q. Seiler, mit 47 flbbÜö. unS 
1 ttaf. Hr. IH, 

|ttriftall»gra4TljU üon Dr. n>, Bmljits, 
Prof, an fter llniocrf, Straftbura, 
mit 190 mwb Ur, 211). 

^utirun %mh ^ieiri A^tptn, mu 
Einleitung unft IDärterbiidj non 
Dr. ©. C. Jidqer, Prof, an ber Uni- 
perf müTiiter. Hr. 10. 

Hf ff« aud) : leben, Üeutfciicsp im 

12. 3aI(T^unbert 

jlttunp, 50Tjdjung, Ditfjtung uan 
Dr. Koberi 5. fltnoib, priuatöoseni 
mi b«r Untoerf. IDien. 11c, I8y. 

gt«atur0errfrtdttr, prittfilir, pon 
Dr. Heini;, ©untrer. Hr. iAi. 

^ünfttt ißit ^vapitifd^tn, oon Carl 
Kamptnann, 5a<i3let5rer a. ü. t. t 
(Brapffticijert Ccljr- niib Perfud(Sj 
anftalt in tDien. ITiit iai^Ireidien 
Hbbilb. unb Beilagen, Ut. 7S. 

gittfrdKlft fia^e : Stenogtapljie. 

^ikt, flarj«, S^vnlfft oon Dr. Kart 
Braun in Berlin. {Hit 5eite unb 
Wh lli.) ttf. aa?. 

gaiib«rhit»b« v0n ^nrop^ pon 
Dr. Sranj E)el5ericf(, prof. am 
5ronctsco=Jo[ep[)inum tn lllöbling. 
mit 14 Tefttärtdien unb Dia- 
oranttrten unö einer Karte bet 
Srpenelntellung. Hr. 63. 
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irdfcn <$rbteUe oon Dr. Stanz 
QetöeriAjprof. a.5tancisco«3ofe))^i« 
num in InoöHng. Ittit 1 1 tEeittätt^en 
unö Profil. Hr. 6a 

$ait»e*lntiiibf it. S|Hlivtrd|«cft#0t0- 
0riMil|ie b. f emmtb. Ilititralien 
oon Dr. Kurt tJaHert, profeffor 6er 
(BeogropMe anb. ^anbels-ßodifAuIe 
in Köln. IlUt 8 abbilö.. 6 grop^fd). 
tEabellen un5 1 Karte, tlr. 319. 

ganht^kunht von ^ahtn von Prof. 
Dr. ®. Kieni^ in Karlsru|)e. m\i 
ProfU, AbbUÖ. un6 1 Karte, llr. 199. 

— b«# ^üniAVtiä}* ^anttu oon 
Dr. W. (Bo^, Prof. an 6er Kai. 
TEed)n. ßod)f(&uIe infin({|en. nxit 
Profilen, abbiI6.u.l Karte. Hr. 176. 

— tt^tt ißviHf^^üvhamtvika oon 
Prof. Dr. a. (Dpptl in Bremen. ITtit 
13 abbil6. un6 1 Karte. Hr. 284. 

— t»0it iiifa^'iicihvinatn oon Prof. 
Dr. R. tangenbea in Strasburg i.«. 
mit 11 flbbiI6gn. u.1 Karte. Ilr.215. 

— htv ^btvlfaitn DoUiinrei oon 
Dr. 5rli& Regel, Prof. an 6er Uni» 
oerf . IDursburg. litit 8 Kfirt^en ttn6 
8 HbbU6. im tCect un6 1 Karte in 
5arben^<f. Xlr. 286. 

— tt^it 9fttWftiäi ' ilitgitvit oon 
Dr. HIfre6 <Brun6, profeffor an 
6er Unioerf. Berlin, mit lottert- 
illuftration. un6 1 Karte. Rr. 244. 

— htv |lb«ininr0tiit» oon Dr. Bictor 
Steineoe, Direftor oes Realgpmna» 
fiumsin€ffen. mit9HbbU6., 3Kart- 
d^tn un6 1 Karte. Rr. 308. 

— be« Hditigirf id|# $itiliren o. Dr. 
3. 3emmri(^, Oberlehrer am Real- 
gt)mnaf. in Plauen, mit 12 Rb« 
blI6. u. 1 Karte. Rr. 25a 

— if0n $ki>itMttat>ien (SAiDe6en, 
Ronoegen un6 Dänemarn oon 
ßeinrlq Kerp, £el)rer am (oomna« 
ftum un6 teqrer 6er <Er6funoe am 
(Tomenius-Seminar vi Bonn, mit 
11 abbiI6. un6 1 Karte. Rr 202. 

o. Dr. Kurt f)affert, Prof .6.(Beograp^ie 
an 6er ßan6els^0(^fd)ule in Köln, 
mu 16 BonbiI6. u. 1 Karte. Rr. 167. 



$itnbi9ivtrii|aftli<l|e ^tMtb*it^9$ 

oon (Emft £angenbe(t in Bod)unt. 
Rr. 227. 

$*l»tit, jptttfri^«#t hn 12. lt. 18« 
in^vlrnttbfirt. ReaKommentorsn 
oen Bolfs« un6 Kunftepen un6 jum 
minnefang Bon Prof. Dr. 3uL 
Dieffenbaqer in 5veiburg i. B. 
1 tCeil: Öffentlid)es £eben. mit jal^I- 
reiben HobiI6ungen. Rr. 93. 

2. tCeil : Drioatleben. mit jaljl- 

reiben Hbbu6ungen. Rr. 328. 

$*nbt0# «httUia «Ol«««. mitCin« 
leitung un6 HnmerTungen oon Prof. 
Dr. ro. Botf^. Rr. 2. 

— miitna t». g^amhf Int. mit Hntit 
oon Dr. TEomafdiec. Rr. 6. 

^iiltt. (El^eoretifdie pi^pfil H. tEeU: 
£i(^t un6 tBörme. Bon Dr. (BufL 
3öger, Prof, an 6er Unioerf. BHen. 
mit47abbU6. Rr.77. 

gHtVpAuv, ^ll^üdthtfidfdut, mit 
<Brammattt, Uoerfe^ung un6 €r« 
Iduterungen oon (E^. S^auff ler, pv»f . 
am RealgDmnaf ium in Ulm. Rr. 28. 

SiterolmrbntktttitUv »«# 14. it. 15. 
MtOnkfun^ttUi* Husgema^tt un6 
erläutert oon Dr. ßermamt 3ankcii, 
Bireltor 6er Königin Cuife-S^ulc in 
Königsberg i Br. Rr. 181. 

— bf#l6.9itl|r]titttb«rf# l:||l«r- 
tiit ^wUftK^ Sl^^itt. Kllitirtttir tt« 
b«# gtirdietaieb ht* 16. M^ 
bm^ttttk* Husgema^It uno mit 
Anleitungen un6 anmertungen oec* 
fe^en oon Prof. (B. Bcriit, (Dber- 
lebrer am RifoIaigt)mnafium su 
CeipMg. Rr. 7. 

u: Jlittt» $iu^#. HusgeiDfi]|It 

unö erläutert oon Prof. Dr. 3uL 
Sabr. Rr.24. 

— -UI: jfon f rintt H# Jt^lUn- 
Ita««« : pvitttf , 0pMtn^ »fä^mctt 
fmifit Sfer«|r0* ititb gititU Bm» 
geiofi^It unö erifiutert oon Prof. 
Dr. 3ulius Saf)x, Rr. 38. 

SHfratitiren« 9ie, bf# flrUitl#. 
I. tEeil: Bie Citeraturen Oftafient 
unö 3nöiens o. Dr. m. Qaberlonöt, 
prioatöo^ent an öer Unioerf. JXHtn, 
Rr.162. 
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6. 7. 69rcheii'rch< TtrUgsbandlung» Cefpzfg. 
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an tet 



Ban( 
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Semiten un6 Zütttn, oon Dr. 
fiabcrIanM, prioottesent 
Üntoerf. nOien. Hr. 163. 
mtvpihst^fäitüMt» J^ndfdf^t oon 
Dr. ntof Kgiq, profeffor an 6er 
Unioeif. Breitau. ttr. 81. 

— Bttttfiii«, htif ^iaffikttttü oon 
Sari IX>eit&re4t Prof. an 6er tEed^n. 
Bo^fÄuIe Stuttgart. Xlr. 161. 

— 9twtfAt<t ht* itt.faltvlr«ti^frl# 
0. Carl IDeitbreAt, ptof. an 6. fCeAn. 
^dtf^uIeStuttgort. LII.nr.l84.1S6. 

— imMiifdutt oon Dr. Karl IDeifer 
in Wien. tlr. 69. 

(Brun63flae un6 ßauottppen 6cr 

cngliM^ £ittraturgefd)i^te oon Dr. 
Hmot6 m. m. SAroer, Prof. an 6er 
in6eI$4o<^fdluIc in Köln. 2tEeiIe. 

— 9vUMfdit^ mit Berüdfl^tigung 
6er 6efdli<{|te 6er lDiffen1d)aften 
oon Dr. Hlfre6 <5er<fe, Prof. an 
6er Unioerl. «reifsQ>aI6. Xlr. 70. 

— WtaiUnimt, oon Dr. Karl Dogler, 
Prof. a. 6. Unio. Qei6elberg. Xlr. 12Ei. 

— iimpWdft, I. fCeil: Die SlftnMfAe 
un6 nonoegifAc Citerotur 6es mittel« 
alters oon Dr. tDoIfgang <5oItber, 
Prof. an 6. Unioerf. Roftod. Xlr. 264. 

— ifa9t»tätfifAitt oon Dr. Karl oon 
Refat^aroftoettner, Prof. an 6er Kgl. 
tEed)n. Qo^f^ule münden. Xlr. 2L8. 

** *rd|*, oon Dr. ^ermann 
m in Qamburo. Xlr. 52. 

— finthJAit^ oon Dr. (oeorg polonsfif 
in Xniinaien. Xlr. 166. 
Sluttirili«, oon Dr.^ 3ofef Karäfel 
in IDien. 1. tCeil: Altere titeratur 
bis jur tDie6ergeburt Xlr. 277. 

2. tteU : Dos 19. 3abr^. Xlr. 278. 

Spmiif^ti oon Dr. Ru6oIf Beer 
inimett. L n. Xlr. 167. 168. 

itl^avWfmm* DierfteQige (Tafeln 
un6 <Bcaentaf ein für logarit^mif dies 
unb trigonometrif^ Hennen in 
«oei Sorben jufammengeftellt oon 
Dr. Bermann Säubert, Prof. an 
6er oelebrtenf^ulc 6es 3o^n« 
neums in Qamburg. Xlr. 81. 



fiOgili* Pfti^Iogic unb 
Cinfübrung in bic pi^i 
oon Dr. (ll). Gfcn^ans. nttt 18 
5ig. Xlr. 14. 

ißiMftVt SRovIiitt C^#tit« MMriw 
tnt^b harn ^ivd^m^h >«# 16, 
IkkJlvbtm^fvt». Httsae»U»tt unb 
mit (Einleitttnmn unb Hnmertuiraen 
oerfe^en oon Prof. <B. Berlit, (Don» 
lebrer am ilifoIaigi)mnafium in 
Cetpjig. Xlr. 7. 

][naan«ti#imt#. CbeoreHfAe ptofS 
m. tEeU: CleftriiitTtt unb xhaandb- 
mus. Don Dr. (Buftao jAoer, 
Prof. an ber Unioerf. UHen. mit 
33 Äbbilb. Xlr. 78. 

IT. y. oon Dr.Rid^. Xltut^er, Prof. 
an b. Unioerf. Breslau. Xlr. 107—111. 
illiUfevfi. Brauereivefto I: DUIjercl 
oon Dr. p. Dreoerboff, Direltoc 
6. Affentt u. I. Sac^f. DerfuAsftat. 
ffir Brauerei u. Xtlälserei, fome bet 
Brauer« u. RlAIjerf Aule su (Brimmo. 
Ur. 808. 



^afäfhuntUmmt^t Bie. Kun« 
oef afttes Ce^rbu^ mit Beif)>ielen mx 
oas Selbftftubium unb ben pralt. «•• 
brauA oon $t. Bart^, Oberingenieuf 
in Xtfimberg. DIU 86 5ig. Ur. 8. 

inaK-, ÜRIittf- nttb «f(ntrfdti#- 
wtjt» oon Dr. HuguftBIinb, prof. 
an 6erQan6eIsf^uIe inKSIn. Xlr.283. 

W^aütmainft oon Dr. Otto Rd^m im 
Stuttgart mu 14 5ig. nr.22L 

jßLattvUUpvüfVM^tiWtfttu (Einffi!^. 
i.6.mo6. tEe^nü 6.ITtateriaIprilfuni 
oon K. ntemmler, Diplomingenieur. 
Stön6.III{tarbeiter a. KgLRtoterial« 
Drüfungsamte ju (Bro|«£i^tcrfelbe. 
I: HlaterialeigenfAaften. — 5eftU|« 
feitsoerfuc^e. - Qtt^ittel f. $tma> 
(eitsoerfudic init585ig. nr.dn. 

II iITtetanorfifungu. Prüfung 0. 

QUfsmaterialien b. mafoiinenbaues. 
— Baumaterialprüfung. — Papier» 
Prüfung. — SAmiermittelprüning^^ 
einiges über utetaHograpl^ie. 
31 ${9. Ur. 812. 
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miitl^nttatUt, fSlendfiiltte ber, von 
Dr. H. Sturm, Profeftor am ®ber« 
8i)mttafium in Seiteitftetten. Itr. 226. 

ÜUiliimitt. fCbeoret p|)t)fU I. tEeU: 
m^nif utto Hfujtil. Don Dr. 
(Buftao 3äQtt, Prof. an 6cr Unto. 
IDien. mu 19 abbilö. m. 76. 

WUtvttiktmbtt pinfifOitt von Dr. 
<Ber^ar6 S<!)ott, Ebtettungsüorfte^er 
an ber Deutf^en Seemarte in Qam» 
bürg, mit 28 Hbbilb. im tCert und 
8M* Kr. 112. 

ilUnrim0#it»tb0bif n. |ll|i|fkkalird|< 
9. Dr. IDin^elm Babrbt, Oberlehrer 
an ber ®berrealfqule in (brog* 
£i(j|terfelbe. llXlt 49 5ifl. Hr. 801. 

IKttfiUe (Hnorganifc^e (Chemie 2. (Teil) 

0. Dr.®s(arSd)mibi bipL Ingenieur, 
Hffiftcnt an ber Kbnigl. Baugemert« 
Idiule in Stuttgart, flr. 212. 

yUtiillM^* (HnorganifAe Chemie 

1. Sein oon Dr. Osfar Sd^mibt, bipl. 
Ingenieur, affiftent an ber KgL Bau» 
genertfc^ule in Stuttgart ur. 211. 

yUfnUitrtfif oon Dr. Hug. <BeitL 
biplom. (T^mifer in tttfincben, 1. II. 
mU 21 5i9- nr. 313. 314. 

fßUit09üUt,it oon Dr. IX). tErabert, 
Prof. an ber Unioerf. 3nnsbru<f. 
Bltt 49 HbbUb. unb 7 (Caf . Hr. 54. 

illitifral00ie oon Dr. R. Brauns, 
Prof. an ber Unioerf. Bonn, mit 
i30abbttb. Xlr.29. 

]|lliititcrittt0 nttb $|fifttfbbi(ifttttt0* 
IDaltl^r oon ber Dogelioeibe mit Aus« 
loa^I aus lltinne[<ntg unb Spru(^ 
bid)tung. lltit Hnmerfungen unb 
einem IDorterbu^ oon (Dtto 
(Bfintter, Prof. an ber ®berreal« 

ßiule unb an ber fCe^n. Qod)f^uIe 
Stuttgart Hr. 28. 
WUvpflüittAti ^tttomU lt. Vbtt- 
fk0U^it9tv v^anftn* Don Dr. 
ID.lmguIa, Prof. a. b. 5orftaf abernte 
Cif^nad). mit 50 abbttb. Hr. 141. 
mfinftotren* Ittag', mfinj- unb <Be« 
nrtdbtstDefen oon Dr. aug. Blinb, 
Prot- an ber Qanbelsf(^ule in Köln. 



£tt unter, VtlfmnA^. IHarHn tui^, 
ffffomos JTluTiTfT unft üos KfrcfjEnlieb 
be5 16. IJalirl). ausofiitü^ilt unb 
tnit <Hnt<itungeit unb flnmerfungeii 
ncrfcljcri üon Prof. ©. B^rlUf ObcrL 
a m Hi Fol alg ijmn . ju Ceipitg , Hr. 7. 

ntittrCaltri-aiijcn, ikjw Dr. Ä. 
Ülfifjrer. nift saf^lreldieti abbfib. 
unb niujirbeiracten. Xlt, 121. 

rprtti^ttöUljre) o. Stepbatt KteM. 
ir. mit xtMlm notenbclfptcktt. 

|»uFiltfi[«rd]ld|U bc# IT; ttitl^ 38. 
pa^tlmnhtrt* oon Cr K. (Eruns« 
h In Shittgart. Hr. 2^0. 

— bt^ 1\K inlr^lruu^frt« oon Dr. 
K. ffininsfi) *u Stuttgart, I. U. 
Hr. Uri. UiiL 

Ittii n Itiflir«, |tUa<m f inr o. Stepbon 
KreT]! (n Ceipst^- Kt. 220. 

|ltntl]0l«cttrt Vlcrmanifdj«^ x>{>xi Dr. 
tEuacii UTojt Prof. an ber Unioerf. 

— Üjrifdiirdic unl» i^^mifilff, tion 
Dr. fjcrm. StBuMnfl, prof am 
Kgl, <!itiiTinflHurn In IDuriPn. Hr. *27. 

— ]{t tjc and) : fj e Ifre nf ci ge . 
Urtutih. KuTjcr fibri^ bcs tÜgtt^ Ott 

Burb T>ßn liflnöclsfdjlffen ange» 
wanMen 5eils bct ScJiiffaljrtsTunbe. 
Don l>r. Sranj Sd^ulj^, Direitor 
ber IlnoEQations'Sdiute tu Zühtd, 
mit 56 abbilb, nt. M. 
IltbriMnn«, Hrrt |ti>t En HusioaM 
unb mUkl!jod)fccut^{i)e (^rrammattt 
m hirj. lX)L)ireTttud] 0. Dr. DD.lBoltfter 
Prof. an b«r Unio, llo|totf. Hr. 1. 

— — [ifl)c auch* ttbtn, Üenifd^es, im 

12- 3flJ)TllUttö«t. 

|lii trtrfl aitf tn d □ n Prof . D r . 3. Beljtens, 
DorTt. ft. (5ro|l}, Innbüoirtl^ftl Der» 
^ucttsiin^t. auguftctib^rg. mit 53 5ig. 

,. Ttr. (;^^k 

|jäbaci«a^h tm (FniitbttB i>oti Prof. 
Dr, IUh Kein, Dir^ftor bfs päbcgog. 
Seminars an &« Unitf. 3<iia. Hr. 12 

— ^StfAfiiiiU ^tv, üon ©bctEebTCr 
Dr,^.IDeJmeritilDieshat]«n. llrilß. 
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||lalSoitf0l0ftie v. Dr. Ru6. Qoemes, 
Prof. an ber Unit). (Bras. Ittit 87 
Hbbllö. tlr.9o. 

|litritU«l|^eirri^ekHtfe. Reditoinllige 
un5 fdilcfiölnnige ajonometrie DOn 
Prof. 3. Donöerlinn inntünfter. Ittit 
121 5i9. Hr. 260. 

PttfptkM»t nebft einem Hnbang fib. 
S^ottenfonftruftion unb parallel« 

Serft)eftioe oon Hrdiljkeft fjons 5ren« 
erger, Oberl. an ber Baugetoerf« 

fi^ule Köln, mit 88 Hbbilb. Xlx. 57. 
P$tif0wapMt Don Dr n). Bruf^ns, 

Prof. a. 6. Unioerf . Strafeburg i. (E. 

mit 15 abbilb. nr. 173. 
IHflanf«, 9i«< i^r Bau unb ibr Ceben 

oon (Doerle^rer Dr. €. Dennert. 

mit % Hbbilb. tlr. 44. 
PfUrnftttblüiü^lt Don Dr. ID. migula, 

Prof- a. b. 5orftafabeniie (Eifenacb. 

mit 60 abbilb. Hr. 127. 

IHflimftnkvtttttt^tlteit t>. Dr. IDemer 
5riebri(ib_ Brutf in (Bicfecn. mit 
1 färb. tEaf. u. 45 Hbbilb. Hr. 310. 

ntie unh -pfftififi^^u oon Dr. 
IX), migula, prof. an ber Sorftalab. 
«fena^. mit 50 flbbilb Hr. 141. 

^iianitnvtiAh 9«if* (Einteilung bes 
gefamten pflanjenreic^s mit ben 
oic^gften unb befannteften Hrten 
oon Dr. $. Relne<fe in Breslau unb 
Dr. ID. miguIa, Prof. an ber Sorft« 
a!ab. (Elfenadi. mit 505I9. Hr. 122, 



bUb. nr.l58. 
Pf)ttvmakfiti^üf^t. Bon Hi^otTiefer 
5. S&mitt^enner, flffiftent am Bo» 
tan. jnfHtut ber <Eed)nlf(^en Qo^' 
(^ule Karlsrul)e. Itr. 251. 

oon Dr. tltar IDentf^cr, prof. o. b. 
Unioerf. Königsberg, tlr. 281. 
— üfpÄoIogle unb £oglf 3ur (Einfuhr. 
in bte pltUofopble oon Dr. (Eb. 
€Ifen^an$. mit 13 Sig. tlr. 14. 



Vk^ümntpbU^ 9lt. Bon Q. Kegler, 
Prof. an oer f. f. (Brapl)ifd)en £ebr* 
unb Berfu(^$anftalt in IDlen. mit 
4 (Eaf. unb 52 abbilb. ttr. 94. 

Vkn^K S^eovetiritie, I. (Eeil : mtd^a» 
nH unb afuftif. Bon Dr. (Buftao 
3äger, Prof. an ber Unioerf. IDlen. 
mit 19 abbilb. tlr. 76. 

II. leü: Cl<!^t unb tB5rme. Bon 

Dr. (Buftao 3äger, Prof. an ber 
Unlo. IDlen. mit 47 abbilb. Ur. 77. 

III. (EetI: (EIe(tri3ltät unb magne- 

tlsmus. Bon Dr. (buftao 3äger, 
Prof. an ber Unioerf. IDlen. mit 
33 ÄbbUb. Ur.78. 

— Oer<^iit|te htv, oon a. Klftner, 
Prof. an ber (Brogb. Realfd)ule 
XU Sinsheim a. €. Irlöle P^pflf bis 
Uemton. mit 13 5ig. Ur. 293. 

II: Bie pijtjflf oon Iteioton bis jur 

(begentoart. mit 3 5ig. Ur. 294. 

oon (B. titaqler, Prof. b. matl^em. 
u. pbpfi! am (Bt^mnaflum In Ulm. 
mit Un Refultaten. Ur. 243. 

oon <b. Ilta^Ier, Prof. am (bpm* 
naflumlnlUm. mit65 5ig. nr.136. 

PIftifikalifdit VÜtitnnMmtUf^htn 
o. Br. IDinjelm Babrbt, ©berlef|rer 
an ber ®berrealfqule In 6roft» 
£l(!^terfelbe. mit 49 5ig. Ur 301. 
'iltt iUt be# 3U>«nbiitnbe#oon 
r. ßans Stegmann, Konferoator 
am (oerman. Uatlonalmufeum 3U 
Uamberg. mit 23 (Eaf. Ur. llö. 

^ptHh, 9tutfai9, oon Dr. KBorlnsH, 
Prof. a. b. Unlo. müniben. Ur. 40. 

ppfamtnfUvtvtU tE^I-Jubuftrle II: 
IDeberel, IDlrferel, Öofamentlererel, 
Spleen* unb (Barblnenfabrlfatlon 
unb 5Ü3fabrtfatlon oon Prof. 
mos (bürtler, Blreftor ber KönlgL 
tteebru Sentralftelle für tEerttWnb. 
3U Berlin, mit 27 5ig. Ur. 185. 

||lfttil|0i0gi* ititb gagitt 3ur (Elnfübr. 
in bte Pf^Uofop^le, oon Dr. (Eb. 
(Elfen^ans. mit 13 5i9. Ur. 14. 

PfnAjüpkii^fik^ CSritnbrfft ber« oon 
Dr. <5. 5. Cipps In ZzWQ- Vflii 
3 5lg. Ur. Oö. 
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jttutirdi« J^ttUittfit. Cht furser 
UberbHiI oon Heatcrunasbaumetftcc 
Huöolf Dogbt, (Dberlebrer an oet 
fgl. ^d^eren niaf^inenbauf^ule in 
Pofen. mit 3al)tr. H66iI5. Hr. 290. 

filliiiite iK>n Dr. Carl 3acob, Prof. 

an öcr Uniüerf. dfibingen. 2 B6e. 

Hr. 279. 280. 
lUibUrafctiiritai oon (Ebentiler IDilb. 

5tontmeL llttt 18 ffblMh, Xlr. 317. 
y^Mllttcii* ^ttttfitt9ttti{ri^f#f oon 

Ri^aro 3uft, Oberlehrer mi 6er 

Offentlidien Qanbelslet^ranftatt ber 

DresbenerKaufmannfAoft. 1. 1I.IIL 

Kr. 139. 140. 187. 

Sioeites Bu^: Squlbre<!)t. I. Hb« 
teilung : Hllgemeine Cel^ren oon Dr. 
poul Oertmann, profeffor an ber 
Unioerfitöt (Erlangen. ICr. 828. 

II. Abteilung: Die eliwelnen 

S^ulboerl^ältniffe o. Dr. Paul Oert» 
mann, profeHor an ber Unioerfitfit 
(Erlangen. Itr. 324. 

— Diertes Bud): SamiHenre^t oon 
Dr. l^einrid) tll^e, Prof. an ber 
Unioerf. (Bdttingen. ttr.305. 

iUiitt^l«^*« HUgtitwint« oon Dr. 
C^. Stemberg, prioatbos. an ber 
Unioerf. £aufanne. I : Die Iltet^obe. 
Itr. 169. 

— II : Vos Stiftern. Xlr. 17a 

genttrblulif« oon 3- Heuberg, 
aiferL Hegierungsrat Ütitglieb bt% 
Kaiferipatentamts juBerUn. Xlr .271 . 
iUbeU^tre, fttttfilie, o. Qans probft, 
<B1)mna1ia^)rof. in Bamberg, mit 
einer (Caf. Xlr. 61. 

1U|*, oon D. Dr. fttar £dbr, Prof. 
an ber Unioerf. Breslau. Ilr. 292. 

— Jfnbiriite, oon Prof. Dr. Cbnrnnb 
Qarbp. Xlr. 88. 

jie()e CM& Bubbl^a. 

il*li0t^tt#ti>inneitr4|oft« 9lMt ^*t 
»er0l<iil|«tt^nt, oon Prof. Dr. (C^. 



HAcIis in Bremen. Ur. 2(J6. 



iUit«i0iiitjrf « Die Kultur b. Henaiffoncc 
(Befittung, 5orf^utM, IHc^tung oon 
Dr. Hobert $. amoib, prioato«. an 
ber Unio. UHcn. Ur.l89. 

y^imm* <Bef(!^i^teb.beutf^enHomans 
oon Dr. QeUmutf) mieQe. Ur. 229. 

iutniriit-9«tttriii»# tUfrmrjMi^imiii 

oon Dr. (Eri^ Bemefer, Prof. an ber 
Unioerf. Prag. Ur. 68. 

iUtrurdl«* Cerelmilr mit <5Ioffar oon 
Dr. €ri(& Bcmeler, Prof. an ber 
Unioerf. präg. Ur. 67. 

flelje au(^: (Brammatit 

$ikfit#t |tan#« AusgeiDä^It unb er- 
läutert oon Prof. Dr. 3ulius So^r. 
Ur.24. 

$Sngeti*ve. Das (Tierrei^ I : SSuge« 
tiere oon Oberftubienrat Prof. Dr. 
Kurt tampert, Dorftet^er be$ KgL 
Uaturalienlabinetts in Stuttgart 
VXM 15 abbUb. Ur. 282. 

MitAktnkPnfbnM\«(ntn o. Prof. 3. 
Donberlimtinmflnfter. mulHSig. 
Ur.286. 

itiberSieirmett* ^eCinfflbrung 
in bie tierif^e S^maro^erxunb« 
o. Dr. 5ran3 o. n>agner, a. o. Prof. 
a. b. Unioerf. <bxa\, VXM 67 Hb« 
bilb. nr.l5L 

oon Qons Hmr|)ein in BaUc a. S. 
Ur.259. 

$i^ltn^iMri#. ntetliobif ber DoOs« 
f^ule oon Dr. R. Sepfert, Seminar« 
Oberlehrer in Hnnaberg. Ur. sa 

$«iffitfabrikatiait, |lie, bie Seifen« 
analpfe unb bie Kerjenfabrifation 
oon Dr. Kqrl Braun in Berlin. (Die 
5ette unb Ole II.) VMi 25 HbbUb. 
Ur. 336. 

^^mpiU^nt jtotilirinnttnt# oon 
f^ans 3<dob C^riftoffel o. (Brimmcis« 
Raufen. 3n Husioaql l^erausgegeb. 
oon Prof. Dr. 5. Bobertag, ü<nent 
an ber Unioerf. Breslau. Ur. 1S8L 

$ioriiola0ie oon Prof. Dr. (C^omos 
H({|elis in Bremen. Ur. lOL 
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^amitilung S$$d)en 



80 Pf. 

6. 7. GdfcbcnTche Tertagsbandlirag, K^eipzig. 



3ein elegantem 
CeiniDaitbbanö 



jMititfalivUtiili^^ TEertU'3n5uftr{c 
11: nOeberei, tDir{ere\ pofanten« 
tiercrei, Spieen« un6 (BarMnen« 
fobrifatton un5 5U3fabri(ation oon 
Prof. XXiat (bürtler, Direltor 6er Kgl. 
t[ed)n. 3entralftelle f&r (TertO'^it« 
teiftrleauBerltii. mit 2751g. ftr.185. 

]f|W(U^jbctikitt81eirt ISlirtiri^ft mit 
<BTammattf, Uberfe^ung un6 (Er« 
I&uterungen 0. Dr. ßerm. 3ant{en, 
IHreltor ber Königin tuife«Sd)uIe in 
Königsberg i. pr. Xlr. 79. 

0. Dr. Ri^. £oetDe in Berlin. Xlr. 238. 

— Wv^o^tvmanX^^tyH. D r. R. Itterin« 

8er, Prof. a. b. Unio. <bra3. ITtit einer 
af. Hr. 6a 

— iimiti»itir<i|c» ^on Dr. Hbolf 3auner, 
priootöosent on 6er Unioerf. IDien. 
I: Cautle^re u. IDortleltre I. Itr. 128. 

II : IDortlcljre 11 u. Sijntaf . Ilr. 250. 

— $fmltirflt*t oon Dr. (E. Broifel' 
mann, Prof. an 6er Unioerf. Königs« 
berg. tlr. 291. 

S^üt^veillt, Vvenfürilrf #, oon Dr. 
5rife Stier-Somlo. Prof, on 6er Uni- 
oerf. Bonn. 2 (Cetle. tlr. 298 u. 299. 

Dr. Ru6off niuc^, 0. 0. Prof. an 6er 
Unioerf. tDien. mit 2 Karten un6 
2 traf. nr.l26. 
ftotilt, I. TEeil: Die (Brun6IeI)ren 6er 
Stotu ftarrer Körper d. ID. ßauber, 
INpIom.«3ng. mit 82 S^%' ur. 17a 

— n. tCcU: angetoanbte SioiXt. mit 
61 5«fi. Hr. 179. 

StimfVViMiliU na^ 6em Softem oon 
5. X. (Babelsberger oon Dr. Albert 
Stramm, mitglieb 6es Kgl. Stcnogr. 
3nftitiits Drc$6en. nr.246. 

— £e^rbud)6erI>ereinfad)tenDeutfAen 
Stenograpf^ie (€inig.«Softem Stolae« 
Sd|tei)) nebft Sjilflffel, s!efeftfl<fen u. 
einem Hnt^ana 0. Dr. Hmfel, <Dber« 
Icbrer 6e$ Kooetten^oufes Oronien« 
ftdn. Ur.86. 

SNUvo^illfitii* oon Dr. C. n)e6efin6, 
Prof. an 6er Unioerf. Cfibingen. 
mit34HbbU6. Ur.201. 



^iUttttmt/Mt oon Dr. R. (Blafer in 
Stuttgart, mit 44 5ig. Ur. 97. 

$tiUtimbe oon Karl (Dtto ßartmomt, 
<beiDerbef(^uIoorftan6 in Ca^ti mit 
7 DoHbilbem un6 195 Cq^3nu« 
ftrationen. Ur. 80. 

Sf i^ti0i^0ir, SlUgfmffito i^tntirdit» 
oon Dr. (Buft. Rauter in C^ar« 
lottenbura. Ur. lia 

— Ipleibititirdie, oon (Be^. Qof rat Prof. 
ll.£a6i<feiBraunf(^tDeig. nr.340|41. 

%ttxiti»bfk0ffts $ie, mit bejonberer 
Berü(tfi^tigung 6er ft)nt(etif(^en 
met|)ooen oon Dr. Qans Buc^erer, 
Prof. an 6er KgL (TeSltn. Qod^f^ulc 
Dres6en. Ur. 214. 

Sfl)e0riM»l|io. 9i* el«lttrird|*t oon 
Dr.ÄRälftab. m.l95ig. Rt.l72L 

Cf flititteitt. Hit (Entfte^ung 6es Alten 
fCeftaments oon Lic. Dr. ID. Staert 
in 3ena. ttr. 272. 

— Die 4£ntftel)ung 6es Reuen (Tefta« 
ments oon Prof. Lic. Dr. (Earl (Clemen 
in Bonn. Rr. 285. 

I : Der ^iftorif({|e un6 fulturgefd)id^t« 
li^e Qintergrun66esUrd)riftentums 
oon £ic. Dr. R). Staerf, prioat6o3. 
in 3ena. mit 3 Karten. Rr. 325. 

11: Die Religion 6es 3u6entums 

im Seitalter 6es t^ellenismus un6 
6er Römerf^errf^aft. mit einer Plan« 
fti33C> Vit. 326. 

«fVtU-Sit^fhrie II: R)eberei, RHr« 
ferei, pofamentiererei, Spieen« unb 
(Bar6inenfabrüation unb 5il3fabri« 
iation oon Prof. Rta; (Bürtler, Dir. 
6er Königliqen tEe^n. SentralfteKe 
ffir<Cesttt«3n6uftrie3U Berlin. Rüt 
27 Sig. Rr. 185. 

— III: Saf6erei, Bleii^erei, 5ftrberci 
unb ibre ßilfsftoffc oon Dr. RHlb. 
maffot, £eqrer wx 6er preu|. Mb. 
5a4fä)ule ffir CeftUinbuftrie i» 
Krefel6. mit 28 5ig. Rr.l88. 

9l|eviitiOb^iiiitife(tCed)nifd)e n)armc« 
lebre) oon K tDaltI)er unb RL 
Röttinger, Dipl.«3ngenieuren. mit 
54 5ig- Rr.m 
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$dititiilutidS$$d)eii 



3e In elegantem 
Ceinioanöbanb 



6.x SdrcbcnTdi« Vertagsbandlung, Utipzig, 



80}^f, 



SinrMi^i^al^ I: Cntfte^una un5 
IDeiterbubung 6er aienoeli, Be* 
3ie|)ungen 3ur organifd)en ttatur 
©on Dr. Relnrldi Slmrot^, Prof. an 
6er Unioerf. Ccipsig. mu 33 ab« 
bU6. Itr.181. 

— II: Be3iel}un9en 6er (Cierc jur or« 

fanifdien ttatur oon Dr. »einriß 
introtb, Prof. an 6er Unioerf. 

Ccipjig. mit 35 Rbbüb. Hr. 132. 
9itv^t0AVüpifit oon Dr. HmoI6 

3acobr, prof. 6er Zoologie an 

6er KgL 5orttaIa6emic 3U <C^aran6i 

mit 2 Körten. nr.2ia 
Sifrktttibe D. Dr. 5tan3 o. IDagner, 

Prof. an 6er Unioerf. (Sro). mu 

78abbU6. Ur.60. 
9UwtUh, 9(t#» I: Saugetiere oon 

(Dberftubienrat prof. Dr. Kurt tarn* 

pcrt, Dorftelter oes Kgl. tlaturalien« 

fabinetts in Stuttgart mit 15 ab« 

biI6. ttr. 282. 
mUttnOviU^vt, allgemeine u. f pesielle, 
" IRippert inBerlin, nr.228. 



o.Dr.pauIH . . 

vifdits oon Dr. (Ber^. Qeffenbero, 
Prioatbo). an 6er fCec^n. Qo^fAuIe 
in Berlin, mu 70 5ig. Itr.9U. 

9tutfd)ittnh0 i. b. Ißt^tnwart 

oon Dr. Paul Stö^ner, (Bqmnaiiol» 
Oberlehrer in Sniaou. Xlr. 130. 

— mtfdtUtfUht^htwtfdttn^nUv- 
tidft*wtftn*w>n Prof. Dr. 5rie6* 
ri^ Seiler, Direftor 6es Kgt (Bqm* 
nafiums 3U £u<fau. I. (Ceil: Don 
anfang an bis 3um (En6e 6e$ 18. 
3aqrt}un6erts. ftr. 275. 

II. (Teil: Dom Beginn 6e$ 19. 

3al)rt}un6ert$ bis auf 6ie <Begcn« 
wart. Hr. 276. 

Jfiv^rM^ftt htv mmriiilrrit o. Dr. 
niori} noemes, Prof, an 6er Unio. 
IDien. Ittit 53 abbUb. Ur. 42. 

|(rbelifw*ii|t, ffat htutfOft, an 
nterar(fd)cn, {unftlerif(^en un6 ge« 
n>erblia)en S<i)5pfungen, mit befon* 
6erer Berüdfiqtigung 6er inter« 
nationalen Dertröge oon Dr. (Buftao 
Rauter, Patentanwalt in Ctiarlotten« 
bürg. Ilr.263. 



^tvfiditvtm^f'mtd^tmaHk oon Dr. 

aifreb £oen)i), Prof. an 6er Unio. 
5reiburg iB. Itr. 180. 

Pttfkäftvunwiftftn^ S^it#, oon Dr. 
iur. Paul uloI6en^auer, Dojent 6cx 
Derfic^erungsmilfenfcbaft an 6er 
Qan6eIs|)o<i)f^ule Köln. Xlr. 262. 

f^HktvHunS^t oon Dr. mid^ael ^abtt» 
Ian6t, (. u. (. Kuftos 6er et^nogr. 
Sammlung 6es naturl^iftor. {)o^ 
mufeums u. prioat6o3. an o. Unioen. 
IDien. mit 56 abbilb. Ur. 7a 

yi»lk*bibli0tlrtiten (Bfi({|er« u. £ef^ 
Rollen) , i^re (Einrichtung un6 Der- 
maltung oon (Emil jaefcbfe, Sta6t* 
bibIiott)efar in (Elberfelb. Ur. 882. 

|^0ifeftiitbt 9(i# htutfd}t, aus« 
gewäMt un6 erläutert oon Prof. Dr. 
3ul. Sa|»r. Ilr. 26. 

ppiktrVfivifdiafhfUlfift o. Dr. (Earl 
30^8. Sudis, Prof. an 6er Unioerf. 
5reiburg i. B. Hr. isa 

P^lk^wMfdi^tpfiifmi oon DrS« 
fibent Dr. R. oan 6er Borgl^t in Bet« 
lin. Ur.l77. 

Hüalt^oirUieb, 9^0« im BersmaBc 
6er UrfÄrift überfe^t un6 erlöutert 
oon Prof. Dr. Q. aitbof, ©berleljrer 
0. Realgijmnafium ItPeimar. nr.46 

ffiaiUitv V0n ber fjff^tiwtV^t mit 
auswart aus minnefang u. Spru^ 
6id)tung. mit anmerfungen uno 
einem u)örterbu(!^ oon ®tto (Bilnttei; 
Prof. a. 6. ®berrealfd)ule un6 o. 6. 
ao^n. Qo^f^. in Stuttgart Itr. 23. 

|||[likvmkttnb«i oon Dr. Karl Qaffad; 
profeffor an 6er UHener I^anoels« 
oIa6emie. I. TEell: UnorganifAe 
IBaren. mit 40 RbbUb. Ur. m 

— II. deil: (Drganifcbe IDaren. mit 
36 abbU6. nr. m 

HHavnif. (Et}eorettf% P4x}fil n. tEeU: 
£i^t un6 no&rme. Don Dr. (Buftao 
3äger, Prof. an 6er Unioerf. IDien. 
mtt 47 abbttb. Rr. 77. 

ipmaviitelelrrf. ^^Hkfnifdit, (C^ev- 
tii^btittikittitt) oon K tDaltl^t u. 
m. Röttinger, DipL«3ngenieure. 
mit 54 $iQ. Rr. 242. 
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$dinitilttng e$$d)ett 



3ein elegantem 
£eiitiDan&banö 



80 Pf. 



6. ^. 65rcbeii'rcb< Verlagsbandlimg, Utlpzig, 



VmtttU (re|ritt.3r.&uftrte III: 
Wlmtxti, BleiAerei, 5Örberei un6 
il|re ftilfsftoffe oon Dr.lDUlj.inaJfot. 
Cebrer an öer Dreuft. ^öb. 5ad)f AuIe 
für (EertUtnbuftrie in Krefelö. tttü 
28 5i9. nr. 186. 

UtafiTfr« 9<t^^« un6 feine üenoenöung 
in 3nteiftrie un6 weiDerbe Don Dr. 
€mft Ceber, D!pt.«3ngen. in Saalfelö. 
mtt 15 iÜb\I6. nr. 261. 

ffitbtrtU tEertiU3n5uftrie H: IX>e« 
berei, IDiiierei, Dofamentiererei, 
Spieen« unö waroinenfabrilation 
unb 5U3fobriIation von prof. VHaj^ 
(Bfirtler, Direftor ber KSnioI. fCe^n. 
Sentralftelle ffir tEq^Jnbuftric 
3U Berlin, mtt 27 Sig. Hr. 186. 

ffitWttmtvb, 9t9 unicMittt^ oon 

Re^^tsamoaU Dr. Utartin tDaffcr« 
mann in Hamburg. Hr. 339. 

IHlirfetrtt tEc^E-Jn^uttric n: VOt» 
berei, IDlrferei, pofamtftttlererei, 
Spieen* unb (EaT^lnenfabrifation 
unb 5Ü3föbrti«Hi3ti yöit Pfof. Iltaj 
<Bftrf(er, DircFior ^ jLfCe^n. 

Sentrolftene ffir Se^tU.^nbuftrie ju 
Berlin. Bltt 27 $iq. Hr. 185. 



mann o. Atie, IX>oIfram o. (Efd)en* 
bad) unb (bottfrieb oon Strasburg. 
Auswahl aus bemjdf. (Epos mtt 
Anmerhmaen 'unb IDörterbucb oon 
Dr. K. nfarolb, Prof. am KonigL 
Sriebrit^sfoHeg. 3. )CSiUgsberg ipr. 
Kr. 22. 
Hüihrtfvlmfli naöi b^ neue« beutf(!^en 
** ' ü*. Qeinri^ 



ng 
KIen3. Hr. 

— Seittfilie*/ oon . b. Detter, 
Prof, an ber ' .ir it prog. 
Hr. 64. 

^tUtitnfdinU oon K. Kimmi^ 

in Ulm. mtt «Jaf. in tEon«, 
5arben« unb <B oruct u. 200 BoO« 
unb (Ceitbilbem. Hr. 89. 

Seitftnen, ifitomgMfdttti, oon Q. 
Beder, Hr^iteft unb Cebrer an ber 
Baugen>ertfd)ule in utagbeburg, 
neu bearb. o. Prof. 3. Bonberlinn, 
Direhor ber fgL BaugemerffAuIe 
^ manfter. mtt 290 ^. unb 23 
Ttafeln im tEeci Hr. 58. 

S<iittii0#tofren« 9^* mtihtvntt 
(Softem ber 3eitungslebre) oon Dr. 
Robert Brunbuber in Köln a. Hb. 
Hr. 820. 



IDeitere Bänöe erf(^einen in raf(^er S^Ige. 
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